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(Beginn um 11.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie alle recht herzlich zur heutigen Sitzung des Wiener Gemeinderats begrüßen.

Ich darf diese für eröffnet erklären und mitteilen, dass Herr GR Barnet, Herr GR Hufnagl und Herr GR Walter Strobl entschuldigt sind.

Gemäß § 21 Abs. 4 der Stadtverfassung wurde ein Verlangen des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderats zum Thema "skandalöse und menschenverachtende Missstände im Geriatriezentrum Wienerwald durch Versäumnisse der Gesundheitspolitik der SPÖ-Stadtregierung" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs. 4 der Stadtverfassung im Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung zu dieser heutigen Sitzung eingeladen.

Gemäß § 59b Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung gebe ich bekannt, dass von den GRen Dr Matthias Tschirf, Dr Johannes Hahn, Dr Sigrid Pilz, Mag Christoph Chorherr, Dr Wilfried Serles und Mag Hilmar Kabas ein Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend gravierender Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien eingebracht wurde.

In Entsprechung der Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung wurde Ihnen dieser Antrag in vollem Wortlaut bekannt gegeben. 

Die Debatte über diesen Antrag wird geschäftsordnungsgemäß durchgeführt werden. 

Von den GRen Dr Johannes Hahn, Ingrid Lakatha und Ingrid Korosec wurde eine Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen betreffend "skandalöse und menschenverachtende Missstände im Geriatriezentrum Wienerwald durch Versäumnisse der SPÖ-Gesund-heitspolitik" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen.

Die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend "Pflege in Wien" zum Wort gemeldet. 

Bevor ich der Frau Stadträtin das Wort erteile, möchte ich von dieser Stelle aus die vier Klubobleute zu einer Sitzung um 13.00 Uhr einladen, damit wir über die Behandlung eines in der heutigen Sitzung voraussichtlich eingebrachten Antrags noch ordnungsgemäß reden und eine stadtverfassungsgemäße Behandlung vornehmen können.

Nun, Frau Stadträtin, darf ich um die Mitteilung ersuchen. Ich darf bemerken, die Redezeit ist mit 40 Minuten begrenzt.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich werde jetzt ausführlich zu den Fehlern und Unterlassungen, die uns entsetzen und betroffen machen, Stellung nehmen. Ich will und werde auch nicht leugnen, dass es sich um Fehler und Unterlassungen gehandelt hat. Ich werde aber ebenso ausführlich über die Maßnahmen berichten, die wir sofort einleiten, um die Lage der pflegebedürftigen Menschen zu verbessern. Ich will Ihnen auch in Erinnerung rufen, dass wir in den letzten zehn Jahren enorm in das Pflegesystem investiert haben. Und ich werde darüber sprechen, dass es Probleme gibt, die wir in der Stadt Wien allein nicht lösen können.

Wenn die Regierung das rote Wien aushungert, geht es zu Lasten der alten Menschen in dieser Stadt. Wenn die Regierung kein Pflegepersonal aus dem Ausland nach Österreich lässt, geht das auf den Rücken der alten Menschen. Darum sollten sich die Wiener Abgeordneten der Bundesregierungsparteien endlich mit unseren älteren Angehörigen solidarisch zeigen, etwas für sie zu tun. Gehen Sie zu Ihren Parteifreunden in der Bundesregierung und sagen Sie ihnen das! Opfern Sie die alten Menschen in Wien nicht der Parteipolitik! Sagen Sie das dem Kanzler, dem Finanzminister und den anderen Regierungsmitgliedern! (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth‑Bodo Blind: Das ist eine Schande für die Stadt!) 

Wir brauchen diesen Wiener Schulterschluss, meine Damen und Herren, weil wenn uns das Geld und die Menschen für die Betreuung fehlen, dann greifen die besten Maßnahmen zu kurz. Es gibt keine Erhöhung des Pflegegelds durch diese Bundesregierung. Seit 1999 wurde das vom Sozialminister Hesoun eingeführte Pflegegeld nicht mehr erhöht. Die Bundesregierung hat es versprochen, aber bis jetzt noch nicht durchgeführt. Es gibt keine Erhöhung der Mittel für die Spitäler durch die Krankenanstaltenfinanzierung des Bundes. Mehr Mittel des KAV, des Krankenanstaltenverbunds, müssten für Akutspitäler eingesetzt werden, um dieses Minus aufzufangen. 

Trotz dieser finanziellen Aushungerung hat die Stadt Wien die fehlenden Mittel nicht auf die SeniorInnen abgewälzt. (GR Kurth‑Bodo Blind: Aber Wien feiert jeden Tag ein Fest!) Es erfolgte keine Erhöhung der Tarife für Pflegeheime und keine Erhöhung der Tarife für die Pflegedienste in Wien seit sehr vielen Jahren. Auch das muss betont werden. Wir haben diese Kosten, die sich dadurch ergeben haben, dass das Pflegegeld nicht valorisiert wird, dadurch aufgefangen, dass wir die Gelder von der öffentlichen Hand hineingegeben haben. (GR Kurth‑Bodo Blind: In die Feste im Rathauspark!) Noch einmal: Das ändert nichts daran, dass Fehler und Unterlassungen passiert sind, die ich nicht leugnen kann und leugnen will.

Unmittelbar nachdem ich den Prüfbericht erhielt, veranlasste ich sofort die entsprechenden Maßnahmen, um die Situation der Betroffenen zu verbessern und die Kontrolle zu verstärken, um Ähnliches für die Zukunft zu verhindern. Aber ich möchte wirklich davor warnen, dass jetzt allgemein der Eindruck erweckt wird, in allen Geriatriezentren, auf allen Stationen, herrschen menschenunwürdige Zustände. Es gab in einem umrissenen Bereich Fehlverhalten. Es kam zu untolerierbaren Vorkommnissen. Ich lasse aber nicht zu, dass wir unsere hoch qualifizierten MitarbeiterInnen pauschal verurteilen! (Beifall bei SPÖ und GR Dipl Ing Martin Margulies.) 

Mehr als 13 800 Menschen, überwiegend Frauen, leisten tagtäglich diese schwere Arbeit mit der notwendigen Sorgfalt, Geduld und Einfühlungsvermögen. Der Pflegeberuf ist ein sehr fordernder und sehr verbrauchender Beruf, der nur mit entsprechender Motivation und Einstellung lebenslang der Wunschberuf bleibt. Es ist ein physisch und psychisch sehr harter Beruf. Mit alten und im Bereich unserer Geriatriezentren zum überwiegenden Teil dementen Menschen zu arbeiten, ist nicht attraktiv und geht wirklich an die Grenzen der persönlichen Leistungsfähigkeit. Auch das muss man einmal sagen. Dort sind die Menschen, die in den meisten anderen Einrichtungen gar nicht mehr genommen werden und die man auch sehr schwer daheim versorgen kann. Ich weiß, wovon ich spreche, weil ich selbst acht Jahre lang meinen äußerst behinderten Vater gepflegt habe. Daher weiß ich, wie verbrauchend und wie schwierig das ist und wie schwierig es auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist. Wir haben das in meiner Abteilung genauso gehabt und ich habe gesehen, wie schwierig das für alle war und wie schwierig es für die Angehörigen ist. Das zusammen ist natürlich ein Großteil an Emotionen, die hier gelebt werden und das ist für die Menschen derartig hart. Daher bitte ich wirklich, dass man nicht die Menschen in den Pflegeeinrichtungen dann als solche hinstellt, die ihren Beruf nicht richtig wahrnehmen. Mein großer Dank gilt daher allen, die diesen verantwortungsvollen Beruf ergriffen haben und physisch wie psychisch schwere Arbeit leisten. Sie haben es wirklich nicht verdient, in irgendeiner Weise angepatzt zu werden!

Wir sind ständig bemüht, die Lebensqualität der Betreuten des Pflegepersonals zu heben. In diesem Zusammenhang möchte ich anführen, dass wir laufend die Altbausubstanz durch Umbauten verbessern. Vergessen Sie nicht, vor zirka 30 Jahren hatten wir noch Dreißigbettensäle. Es wird sukzessive verbessert und ausgebaut. Wir haben bedarfs- und bedürfnisgerecht die Neubauten geschaffen, wie schon frühzeitig im Donauspital das Zentrum für Geriatrie, aber auch in der letzten Zeit das GZ Nord und das GZ Favoriten. Wir heben seit über zehn Jahren kontinuierlich den Personalschlüssel an, von 44 PflegerInnen auf 63 PflegerInnen pro 100 zu Betreuenden. Es gibt, glaube ich, keine einzige geriatrische Einrichtung in Österreich, die diesen Personalschlüssel hat. Darin sind wir federführend. Dass es noch höher noch besser wäre, will ich bei Gott nicht leugnen. Wir wissen, dass mehr immer noch besser ist für die Betreuten und für die MitarbeiterInnen, aber wir sind weit über dem Pflegeschlüssel aller anderen Institutionen. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir haben weitere Problembereiche, um die wir uns mit großem Einsatz und großer Konzentration kümmern müssen. Der Zugang zur Frühpension wird verschärft. Im Pflegeberuf leiden die meisten schon unter 50 an einem Burn-out und massiven Erkrankungen im Bewegungsapparat, ebenso im Stoffwechselbereich. Sie haben eine schwere körperliche Arbeit zu leisten. Es ist praktisch unmöglich, bis zum 60. Lebensjahr in der Pflege am Krankenbett zu verbleiben. Aber was sollen diese Menschen machen, wenn sie über 50 sind und gezwungen sind, weil sie eben nicht von Staatswegen her in Pension gehen dürfen, weil die Frühpension fast nicht mehr möglich ist? Was sollen sie machen, wenn sie noch im Berufsleben verbleiben müssen? Haben Sie sich das in der Bundesregierung überlegt, als verschärfte Pensionsbestimmungen beschlossen wurden? Welche beruflichen Perspektiven haben diese Menschen, die nicht mehr den vollen körperlichen Einsatz geben können? Stellen Sie sich vor, Sie arbeiten täglich mit einem wechselnden Tag‑/Nachtrhythmus. Allein das – da müsste noch gar keine schwere körperliche Arbeit vorhanden sein – ist derartig verbrauchend, dass es kein Mensch weiß, der nie in einem Wechseldienst gearbeitet hat. Welche beruflichen Perspektiven können wir ihnen dann noch bieten, wenn sie, ausgelaugt, an ihrer körperlichen Leistungsgrenze, nicht in Frühpension ohne Pensionsabschläge gehen können? 

Wir wissen auch, dass es die mangelnde gesellschaftliche Anerkennung gibt. Wir können auf die Leistungen unseres engagierten Pflegeteams stolz sein. Seit dem Jahr 1994 konnten die engagierten Teams unserer Geriatriezentren in der Betreuung von geriatrischen LangzeitpatientInnen immer wieder nationale und internationale Auszeichnungen erringen. Dies ist umso bemerkenswerter, da gerade die Betreuung dieser alten, kranken Menschen, die ihr über Jahrzehnte gewohntes Leben nicht mehr in der Art und Weise fortführen können – was für jeden Menschen grauenhaft ist, wenn er das nicht kann –, ein wesentlich höheres Maß des Sicheinlassenkönnens erfordert, als dies je in Akutbetreuungsbereichen der Fall ist. 

1994, 1998, 1999, 2000 und 2002 wurden Teams, welche dieses Motto nachweislich real werden ließen, mit Preisen gewürdigt. Vier Mal, 1994 das Geriatriezentrum am Wienerwald, 1998 das Geriatriezentrum Liesing, 2000 Klosterneuburg und 2002 wieder das Geriatriezentrum am Wienerwald, nämlich jenes Lainz, konnten diese Einrichtungen den renommierten Preis "Golden Helix Award" mit ihren innovativen und engagierten Projekten für patientenorientierte Qualitätsverbesserung gewinnen. Dieser Preis wird für die besten Projekte in Österreich und Deutschland gestiftet. Ich bin sehr stolz darauf und danke diesen Teams, die diesen Preis gewonnen haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir sind beim Pflegeberuf naturgemäß mit frauen-, familien- und gesundheitsfeindlichen Arbeitszeitmodellen konfrontiert. 365 Tage im Jahr, 24 Stunden täglich sind dienstlich zu besetzen. Wen interessiert es dann, dass es familieninterne Konsequenzen gibt? Wie macht es die Alleinerzieherin, wenn irgendwer für die Betreuung ausfällt, sie aber ein Kind aufzuziehen hat? Wie soll sie sich um die Schulaufgaben kümmern? Wie um die Erziehung? Wie sieht es mit den Ferienzeiten aus? Haben die Akutspitäler noch die Möglichkeit, dass im Sommer weniger vorhergesehene Aufnahmen sind, weil auch die Menschen auf Urlaub sind, so ist es gerade im geriatrischen Bereich zu einem Zeitpunkt, wo auch diese Menschen zum Teil ihren Urlaub anstreben, weil sie Familien haben, so, dass die Patienten, die Bewohner, niemals von dort weggehen und noch solche von Angehörigen dazukommen, die mit Recht auch ihren Urlaub nehmen wollen. Also dort kommt es nicht zu einer Reduzierung der Menschen, die betreut werden müssen, zum Unterschied von allen Akutbereichen, wo selbstverständlich Betten und Stationen sperrbar sind. 

Der Personalmangel im Pflegebereich, aber besonders im Geriatriebereich, ist eines unserer vordringlichsten Probleme. Er ist aber kein ureigenes Problem des Krankenanstaltenverbunds oder der Stadt Wien, sondern es ist ein Problem von ganz Österreich und noch mehr von Europa. Der Arbeitsmarkt an qualifizierten Pflegeangeboten, Pflegepersonal, weist bereits heute ein riesiges Überangebot an offenen Stellen auf. Es gibt immer weniger BewerberInnen für diese Ausbildung. Das Interesse der Jugend am Pflegeberuf sinkt. Wir brauchen die Unterstützung der ausländischen PflegerInnen, die wir seit Beginn der Siebzigerjahre nach Österreich geholt haben und die längst eins mit dem Land geworden sind. Wir haben über 60 Prozent Pflegepersonen in Wien, die nicht in Österreich geboren sind. Wir könnten unsere Einrichtungen ohne sie überhaupt nicht führen. Caritas‑Direktor Landau schätzt im ORF-"Report", dass über 10 000 PflegerInnen aus benachbarten EU-Beitritts-ländern hier illegal und sozialrechtlich unabgesichert arbeiten. Ich muss betonen, gerade hier behindert die restriktive Zuwanderungspolitik der Bundesregierung, Menschen aus dem Ausland regulär und sozial abgesichert im Pflegebereich arbeiten zu lassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Diese Bundesregierung lässt keine Pflegekräfte herein, weil sie nur Schlüsselarbeitskräfte wie Topmanager oder IT‑Experten wünscht. PflegerInnen sind keine Schlüsselarbeitskräfte. Da frage ich Sie: Wie ist das mit der Definition von Schlüsselarbeitskräften? Warum verwehren wir den Pflegekräften diese Anerkennung, die Topmanager und IT‑Experten haben? (GRin Ingrid Korosec: Das stimmt einfach nicht!) Die Definition, wer als Schlüsselarbeitskraft arbeiten darf, impliziert den gesellschaftlichen Wert des Berufsstands. (GR Kurth‑Bodo Blind: Dann zahlen Sie ihnen etwas! Sie zahlen ihnen ja nichts!)

Die Arbeiten am Wiener Pflegeheimgesetz treiben wir weiter voran. Es ging nur mehr um das Vorliegen des Verfassungsgerichtshofsentscheids bezüglich Vorarlberg. Es ist in der Begutachtungsphase. Das Wiener Pflegeheimgesetz wird einen Katalog von PatientInnenrechten sowie Informationspflicht beinhalten. Es wird gesetzlich festgelegt, was jeder Heimpfleger zur Wahrung dieser Rechte vorzunehmen hat. Es ist uns bewusst, dass wir die Anerkennung der Pflege weiter verstärken und einen Imagewandel des Pflegeberufs dringend herbeiführen müssen. Das darf aber niemals über Zugangsbarrieren zur Ausbildung stattfinden. Die Kritik vom Rechnungshof an Wien, österreichweit die höchsten Ausbildungs- und Qualifikationskosten aufzuweisen, ist Hinweis darauf, wie viel uns alte Menschen und Kranke in Wien wert sind. Wenn Herr Minister Bartenstein vorschlägt, alte Menschen jemandem anzuvertrauen, der in einem Schnellsiedeverfahren zur Altenpflegequalifikation gelangt, dann entspricht dies nicht unserem Anspruch von Qualität. Ich erinnere mich noch an eine Diskussion im Sozialausschuss des Parlaments, als ich dort noch Abgeordnete war, wo überlegt wurde, Arbeitslose in die Pflege zu zwingen. Das ist ein absolut gefährliches Unterfangen, denn entscheidendes Kriterium der Berufswahl muss sein, dass man die Arbeit mit Patienten und mit alten Menschen schätzt. Wer sehr alte Menschen nicht schätzt und keine Neigung zu diesem Beruf hat, sondern ihn nur zur eigenen Existenzabsicherung ausübt, wird keine Pflegeleistung in unserem Sinn erfüllen.

Allein für die Aus- und Fortbildung im Pflegebereich werden in Wien jährlich zirka 36 Millionen EUR - das entspricht einer halben Milliarde Schilling - ausgegeben. Diese Kosten beinhalten die Grundausbildung in den Gesundheits- und Krankenpflegeschulen des Krankenanstaltenverbunds sowie die Fortbildung des Pflegepersonals. Im Rahmen der Führungskräfteausbildung wird die Praxis in einer geriatrischen Einrichtung ein verpflichtendes Element werden. Viele Jugendliche aus den Bundesländern strömen nach Wien zur Ausbildung und kehren dann wieder in ihr Heimatbundesland zurück, welches aus Kostengründen die Ausbildung viel restriktiver betreibt. Auch hier nimmt Wien, dass sich immer seine hohen Gesundheitskosten vorwerfen lassen muss, eine Vorreiterrolle ein. Ohne die zahlreiche Ausbildung in Wien hätten viele Bundesländer nicht annähernd die Pflegeschlüssel, die sie erreichen wollen. Mit einer 
Ausbildungsoffensive bis 2005 investiert die Stadt 
Wien 3,5 Millionen EUR und ermöglicht so 160 Heim-helferinnen, sich zu Pflegehelferinnen weiterzubilden und 140 Pflegehelferinnen, sich zur diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegefachkraft ausbilden zu lassen. Wir haben im Frühjahr 2002 eine groß angelegte Werbekampagne für den Pflegeberuf durchgeführt und wiederholen diese im Frühjahr 2004. Es werden allen Interessenten Schnuppertage sowie Schnupperpraktika angeboten, um vor allem motivierte Mitarbeiter für den Bereich der Altenpflege gewinnen zu können. 

Im Rahmen der krankenanstaltenverbundeigenen Personalentwicklung werden verstärkt Ausbildungslehrgänge im Rahmen des zweiten Bildungswegs sowie der Pflegehelferausbildung geschürt. Fort- und Weiterbildung im Bereich der geriatrischen Pflege sowie in der Pflege Schwerstkranker und Sterbender gehört zum obligaten Fortbildungsprogramm der Mitarbeiter. Die Durchführung von Nostrifikationslehrgängen ermöglicht auch ausländischen Mitarbeitern, sich zu qualifizieren. Allerdings sind die Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes ein Hemmnis, da diese nostrifizierten Mitarbeiter kaum Arbeitsbewilligungen erhalten, weil sie eben keine Schlüsselarbeitskräfte sind.

Ich fordere die Vertreter der Regierungsparteien auf, raschest möglich auf bundesgesetzlichem Boden eine Änderung herbeizuführen! (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth‑Bodo Blind: Sie haben nie einen Antrag diesbezüglich gestellt!)
Wir in Wien bauen keine Barrieren auf, sondern schaffen Anreize. Für die in den geriatrischen Einrichtungen der Stadt Wien beschäftigten Pflegepersonen und AbteilungshelferInnen soll es finanzielle Anreize zu ihrer schweren Tätigkeit geben. Dieses System soll sich jedoch an den unterschiedlichen Erschwernissen orientieren. Dafür sind taugliche Grundlagen zu erarbeiten. Dies wird gemeinsam mit der Bedienstetenvertretung zu verhandeln sein. Die bessere Abgeltung soll ab 2004 wirksam werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich sage noch einmal, an den aufgetauchten Pflegemängeln gibt es nichts zu beschönigen und ich bedaure zutiefst, dass dadurch das Vertrauen vieler Menschen in das Pflegesystem, auch vieler Menschen, die der Hilfe bedürfen, erschüttert wurde. Daher ist es notwendig, nicht nur am hohen Qualitätsstandard der Pflege festzuhalten, das Image der Pflege zu verbessern, sondern auch rasch die notwendigen kurzfristigen und langfristigen Maßnahmen zu setzen, damit Fehlverhalten dieser Art nicht wieder vorkommen können.

Ich möchte nun einige Sofortmaßnahmen zusammenfassen, die unmittelbar nach Bekanntwerden dieses Berichts ergriffen wurden: Schwerpunkteinsätze der Internen Revision des Krankenanstaltenverbunds mit unangemeldeten Kontrollen, weiterhin umfassende Kontrollen gemeinsam durch die Magistratsabteilungen 15 und 47, Einsetzung eines Ombudsmanns, der insbesondere für die Bewohner der Pflegezentren als auch deren Angehörigen und MitarbeiterInnen zuständig ist, telefonische Anlaufstelle, Hotline, für alle Wienerinnen und Wiener. Wir beschleunigen noch die baulichen Verbesserungen im Geriatriezentrum am Wienerwald. Als Nächstes wird in sehr rascher Zeit der Pavillon 4, das ist nicht jener Pavillon, wo diese Vorkommnisse waren, sondern jener Pavillon mit dem höchsten Anteil an Sieben- und Achtbettzimmern, saniert. Wir wollen im Frühjahr 2004 beginnen abzusiedeln und dann generalsanieren. Mit dieser Maßnahme wird der Pavillon von 224 Betten auf 120 Betten reduziert. Mit dieser Sanierung wird der Anteil der Achtbettzimmer um ein Fünftel reduziert. Wir ergreifen, wie schon gesagt, durch eine Werbekampagne Maßnahmen für die Behebung des Personalmangels. Die Überarbeitung des Entwurfs des Pflegeheimgesetzes wird Ihnen in nächster Zeit bekannt gegeben werden und beinhaltet vor allem die Stärkung der Bewohnerrechte. 

Es ist uns wichtig, dass alle Strukturmängel und Ideenfehler aufgedeckt werden. Daher erhielt das Kontrollamt von unserem Herrn Bürgermeister den Auftrag, den gesamten geriatrischen Bereich der Stadt Wien hinsichtlich Strukturen und Qualität einer Prüfung zu unterziehen. Gegenstand dieses umfassenden Prüfauftrags über Ist‑Zustand und Verbesserungspotenziale sind organisatorische Strukturen und Abläufe ebenso wie Ausstattung, Ressourcen und Qualitätssicherung. Der Herr Magistratsdirektor wurde beauftragt, die individuellen Verantwortlichkeiten sowie die damit zusammenhängenden disziplinär- und strafrechtlichen Aspekte der im Prüfbericht der MA 47 aufgezeigten Zustände zu klären. Diese Untersuchung wird derzeit von der Internen Revision der Magistratsdirektion durchgeführt. Mit einem Ergebnis ist innerhalb der nächsten Wochen zu rechnen. Unabhängig davon wurde der Bericht der MA 47 bereits der Staatsanwaltschaft übermittelt, die auch über alle weiteren internen Prüfungsergebnisse auf dem Laufenden gehalten wird.

Durch den prognostizierten Anstieg der Multimorbilität, auf den die Ärzte schon lange hingewiesen haben, bedingt auch durch unsere immer besser werdenden Möglichkeiten in der Medizin – ich hoffe nicht, dass jetzt vom Bund der umgekehrte Weg gegangen wird, dass man die Gesundheit schwerer zugänglich macht und daher weniger Menschen hoch betagt werden –, aber auch der zunehmenden Problematik mit dem höheren Alter, dem Erreichen der Demenz oder eines Morbus Alzheimer im hohen und höchsten Lebensalter wird der Pflegebedarf weiter steigen und es werden immer mehr und mehr von diesen Menschen konzentriert in den Pflegeeinrichtungen sein, denn die anderen werden eher mit Diensten zu Hause auskommen. Wir müssen eben mit dem Anstieg der Schwerstpflegebedürftigen rechnen. Wir wollen in Zukunft eine durchgängige Betreuung zur Pflegekette, die sich an den demografischen Prognosen orientiert. Das war auch mit der Grund, warum es zur Neustrukturierung im Sozialbereich Anfang kommenden Jahres kommen wird und warum wir dies so zügig eingeleitet haben. 

Der Krankenanstaltenverbund plant in den Geriatriezentren in Zukunft hoch qualifizierte, spezialisierte, pflegerische Leistungen mit spezieller medizinischer Betreuung. Wir sind neben dem Haus der Barmherzigkeit die Einzigen, die medizinische Betreuung rund um die Uhr anbieten, wo auch die Medikamente, die physikalische Therapie und die Ergotherapie im Pflegeplatz enthalten sind. Die Pflegebedürftigen brauchen nicht extra für Medikamente, für physikalische Dienste und alles weitere zu bezahlen. Auch das muss einmal gesagt werden. Ebenso sind die Sätze, die den KAV-Zentren gezahlt werden, die niedrigsten von allen Pflegeeinrichtungen. 

Im Vordergrund steht daher, das Betreuungsangebot des Krankenanstaltenverbunds auf diese schwer pflegebedürftigen Patienten auszurichten, welcher einer medizinischen Betreuung bedürfen. Die durchgängige Betreuungs- und Pflegekette wird durch Kooperation mit anderen Anbietern wie bisher und auch weiterhin unter Berücksichtigung der geplanten Reform des Sozialbereichs in Wien verbessert. Trotz Synergieeffekten ist uns bewusst, dass die Konzentration auf ein pflegerisch und medizinisch betreuungsintensives Klientel innerhalb der Geriatriezentren zu Mehrposten und zu einer Erhöhung der derzeitigen Tagesbetreuungskosten führen muss. Wir müssen darauf bestehen, dass der Bund endlich das Pflegegeld erhöht. Daher streben wir die unbedingt nötige rasche Valorisierung des Pflegegelds an. Die Lastenverteilung auf die Länder ist für die Bewohner von Pflegeeinrichtungen kontraproduktiv.

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass ich stolz darauf bin, in einer Stadt, in einem Bundesland wie Wien zu leben, wo im Rahmen von Sozialhilfeleistungen auf die Regressführung zwischen Eltern und volljährigen Kindern in beiden Richtungen verzichtet wird. In fast allen anderen Bundesländern ist diese Regressforderung vorgesehen und wird auch durchgeführt. Ich sehe nicht ein, dass die Erwerbsgeneration, die durch Steuer- und Sozialversicherungsleistungen bereits ihre Beiträge für die Versorgung aller alten und kranken Menschen leistet, noch einmal individualisiert herangezogen wird, um für ihre eigenen Angehörigen Kosten zu tragen. Über diese Leistungen ist bereits der Beitrag der jüngeren Generation abgegolten. Dass man bei den Ehepartnern einen Regress für Sozialhilfeleistungen fordert, ist natürlich selbstverständlich. Ich bin stolz, denn wir nehmen den Generationenvertrag ernst. Wir belasten die nachkommende Generation nicht individuell, zum Unterschied von allen anderen, die auch die Aufforderung haben, dass mehr Kinder geboren werden sollen, damit wir uns die Sozialsysteme leisten können. (Beifall bei der SPÖ.)
Seit Jahren ist Wien federführend. Alle Abteilungen der Stadtverwaltung beschäftigen sich damit, wie man das Leben für Menschen im hohen Alter erleichtern kann. Sie beschäftigen sich mit den besonderen Bedürfnissen und richten danach ihre Tätigkeit und Verantwortung aus. 

Wenn sich alle verantwortungsvollen Politiker Österreichs darauf einigen können, dass wir mehr in den Sozial- und Gesundheitsbereich investieren müssen, können wir die vor uns liegenden Probleme gut lösen. Es kann nicht sein, dass die Bundespolitik unter dem Diktat des ausgabenseitigen Sparens sämtliche Leistungen deckelt und wir Länder dafür einspringen müssen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich!) Viele vermuten, dass diese mit Vehemenz geführte Kampagne gegen das Wiener Gesundheitssystem der Beginn der Zerschlagung des öffentlichen Gesundheitssystems ist. (StRin Karin Landauer: Das ist ungeheuerlich, was Sie da sagen!) Die Bundesregierung will die öffentlichen Gesundheitskosten auf diesem Niveau deckeln, um die Menschen, wie schon bei der Pensionsreform, dem freien Markt auszuliefern. Wer das bewährte und auszubauende öffentliche Gesundheits- und Sozialsystem weiter erhalten und verbessern will, nimmt die heutige Debatte zum Ausgangspunkt für eine breite und konstruktive Diskussion über den Umgang unserer Gesellschaft mit dem Altern, aber auch über unser künftiges Gesundheitssystem. 

Ich bin der Meinung, dass die Perspektiven der geriatrischen Versorgung auf breiter Basis unter Einbindung aller im Gemeinderat Vertretenen und unter Heranziehung internationaler Experten weiterhin ausführlich thematisiert werden sollte. (StRin Karin Landauer: Macht euch das selber aus! Ihr hört sowieso nicht auf andere!) Ich lade Sie alle, sehr geehrte Damen und Herren, ein, an einer weiteren konstruktiven Arbeit für unsere Wiener Bevölkerung, für die Wienerinnen und Wiener, mitzuwirken. - Danke. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke der Frau amtsführenden StRin Dr Elisabeth Pittermann-Höcker für den Bericht. 

In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, dass das vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien gestellte Verlangen und die Besprechung der Mitteilung gemeinsam abgeführt werden.

Wir kommen zur Besprechung der Mitteilung. 

Ich darf das Wort zuerst Frau GRin Dr Pilz erteilen.

Bevor ich das tue, darf ich jedoch darauf hinweisen, Frau Dr Pilz, Herr Dr Tschirf, Herr Mag Kowarik und Frau Dr Neck‑Schaukowitsch haben eine Redezeit von 40 Minuten, die restlichen Redner von 20 Minuten. – Bitte schön.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Menschen aus dem Bereich der Pflege und der Geriatrie, die Sie heute hier sind, um unsere Debatte zu verfolgen.

Frau Stadträtin, eingangs möchte ich sagen, ich habe gut zugehört, habe lange zugehört und habe darauf gewartet, dass Sie die Missstände benennen (GR Mag Helmut Kowarik: Genau!), von denen wir wissen, dass sie stattgefunden haben. Sie haben, Frau Stadträtin, vom Fehlverhalten von Personal gesprochen. Frau Stadträtin, es sind Sie, die ihr Personal anpatzt, ohne auf ihre Verantwortung hinzuweisen! (Beifall bei GRÜNEN, FPÖ und ÖVP.)
Sie patzen Ihr Personal an, weil Sie Ihrem Personal nicht die Ressourcen zur Verfügung stellen, die es braucht, um diese schwere, aufopferungsvolle Tätigkeit gut und mit ausreichenden Ressourcen durchzuführen! Sie patzen Ihr Personal an, weil Sie als erste und einzige Reaktion mitgeteilt haben, dass Potemkinsche Dörfer vor Ihnen errichtet werden, dass eigentlich alle anderen schuld sind und dass Sie, sobald Sie informiert wurden, ohnehin den Herrn Pflegedirektor Pelikan ersetzt haben!

Frau Stadträtin, ich darf Ihnen etwas vorlesen. Der Presse- und Informationsdienst ist hier ganz eindeutig. Ich habe mir "wien.at" ausgedruckt. Rückfragehinweis, Frau Stadträtin, Andrea Rogy – das ist, so viel ich weiß, Ihre Pressesprecherin – vom 4.9.2003. Darin heißt es: "Pittermann: Pflegemängel in Lainz werden verbessert." Dann sagen Sie, dass eine Hotline eingerichtet wird und schließlich kommt es: "Seitens des Wiener Krankenanstaltenverbundes wurden bereits erste Konsequenzen gezogen. Der Pflegedirektor des Geriatriezentrums Am Wienerwald wurde unmittelbar nach Bekanntwerden des Prüfberichtes per Ende Juli durch eine geschäftsführende Pflegedirektorin ersetzt. Gegen die Stationsschwester der betroffenen Station wird nach Überprüfung ein Disziplinarverfahren eingeleitet. Sie wird durch eine andere Stationsschwester ersetzt. Weitere disziplinäre Konsequenzen wegen mangelnder Aufsichtspflicht werden überprüft." – Frau Stadträtin, das ist Ihr Büro, das ist der 4.9. und das ist in "wien.at", auf der Homepage der Stadt Wien, erschienen. 

Frau Stadträtin, es wäre mir recht, wenn Sie zuhören würden! (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.) 

Am 5.9., Frau Stadträtin, ist beim Pressedienst der Stadt Wien der Krankenanstaltenverbund am Wort und sagt Folgendes: "Pilz hat behauptet, dass Pittermann entgegen den Tatsachen die Neubesetzung der Pflegedirektion als disziplinäre Konsequenz anlässlich der Vorwürfe gegen eine Station im GZW angekündigt hätte. Er, Hauke, hätte lediglich gesagt, dass mit der Versetzung des bisherigen Pflegedirektors eine disziplinäre Konsequenz gezogen werden sollte. Die Umbesetzung war seit längerem vorgesehen, da der Vertrag mit Stichtag ausgelaufen war." – So ist es in der Tat, Frau Stadträtin! Man hat eine Maßnahme, die sowieso geplant war, als disziplinäre Maßnahme hingestellt und Herr GenDior Hauke hat mir dann ungeheuerliche Unterstellungen vorgeworfen. Frau Stadträtin, Ihre eigene Pressesprecherin sagt, als Konsequenz aus dem Prüfbericht wurde der Pflegedirektor versetzt! So stehen Sie hinter Ihrem Personal, Frau Stadträtin! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Frau Stadträtin, Sie sagen, es werden Potemkinsche Dörfer vor Ihnen errichtet. Seit ich ein bisschen Einblick in Ihre Gebarung habe, glaube ich, Sie haben Recht. Frau Stadträtin, Sie haben heute ein Potemkinsches Dorf vor uns, vor dem Gemeinderat, errichtet, denn Sie haben mit keinem Wort auf die Strukturmängel Bezug genommen, die zu diesem, wie Sie es bezeichnen, Fehlverhalten führen. Sie haben nicht davon gesprochen, welche miserablen Arbeitsbedingungen die Leute, die in Ihren Pflegeheimen arbeiten, vorfinden. Sie haben nichts davon gesagt, dass es eigentlich fast unmöglich ist, dass man einen Menschen, der gehbehindert ist, 25 Meter weit zur Toilette begleiten muss, die dann selbst in miserablem Zustand ist. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Entschuldigung, Frau Gemeinderätin, darf ich Sie kurz unterbrechen?

Ich darf darum bitten, dass die Damen und Herren, die hinter den Bänken stehen, sich so unterhalten, dass alle verstehen, was die Rednerin sagt. - Danke.

GRin Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Herzlichen Dank für die Unterstützung. Dann muss ich nicht so schreien. 

Frau Stadträtin, Sie haben nicht davon gesprochen, dass Ihr Personal unter Arbeitsbedingungen leidet, wo zum Beispiel, wenn es darum geht, dass man die nötige Antidekubitusmatratze bekommt, um Patienten lagern zu können, 240 Patienten heiße 6 Stück teilen müssen. Weil man zu wenig hat, muss das Pflegepersonal rennen und die Umlagerungen machen. Frau Stadträtin, Sie machen Ihrem Personal Arbeitsbedingungen, die einer modernen, einer sozial orientierten Stadt nicht würdig sind und das sollen die Leute, die hier sitzen, auch wissen! (Beifall bei GRÜNEN und GR Heinz‑Christian Strache.) 

Bevor ich weiter darauf eingehe, was der Pflegeheimskandal hier an Missständen zu Tage gefördert hat – was Sie leider nicht getan haben –, möchte ich auf einen aktuellen Fall eingehen, Frau Stadträtin. Am Wochenende hat mir jemand eine Unterlage zur Kenntnis gebracht, die Verhältnisse in der Pflege in Wien beschreibt, die uns betroffen machen müssen und die uns eigentlich glauben lassen müssen, dass wir in Tirana in Albanien sind und nicht etwa im AKH in Wien, im Flaggschiff der Gesundheitsversorgung dieser Stadt. Sie wissen schon davon. Ich möchte den anwesenden Gemeinderäten und Gemeinderätinnen jetzt schildern, worum es geht.

Es gibt ein Gutachten einer gerichtlich beeideten Diplompflegeperson, die von der Wiener Städtischen beauftragt wurde, zwei Fälle zu untersuchen, wo eine Person im AKH durch gefährliche Pflege zu Schaden gekommen ist. Die Damen und Herren auf der Galerie wissen, was gefährliche Pflege ist. Gefährliche Pflege ist ungefähr der schlimmste Vorwurf, den man Pflegepersonen machen kann, denn das heißt, dass die Pflege so schlecht durchgeführt wurde, dass die Person, die gepflegt wurde, zu Schaden gekommen ist. Das ist ein absolut schlimmer, vernichtender Vorwurf gegenüber dem Pflegepersonal. 

Dieses Gutachten, meine Damen und Herren, beschreibt zwei solche Fälle. Es beschreibt, dass nicht etwa die Damen und Herren, die pflegen, die sich bemühen, unter schwierigen Verhältnissen gut zu pflegen, schuld an diesen Mängeln sind, sondern, Frau Stadträtin, der Spitalserhalter, die Stadt Wien. Es ist darin davon die Rede, dass durch die chronische Unterbesetzung der bettenführenden Station der Unfallchirurgie, Station 19E und 19B, die über Monate und Jahre unterbesetzt war, in Station E immer zwei Pflegepersonen unter dem Mindestsollstand, in der anderen Station sogar vier Personen unter dem Mindestsollstand, die Menschen dort nicht ausreichend gepflegt werden konnten. 

Frau Stadträtin, dabei geht es einmal nicht um alte Menschen, so sehr wir uns heute dem Thema "Versorgung alter Menschen und hochbetagter Menschen" widmen müssen, sondern es geht um zwei junge Männer. Der eine liegt nach einem Unfall mit Querschnittslähmung auf der Unfallchirurgie und wurde von der Intensivstation in die Bettenabteilung überstellt. Er hätte Intensivpflege gebraucht. Diese Intensivpflege wurde – so der Gutachter – nicht geleistet. Diese Intensivpflege wurde nicht geleistet, weil zu wenig Personal da war. Es gab lückenhafte Aufzeichnungen, was überhaupt gemacht wurde. Eine Einstufung dessen, was er brauchte, fand nicht statt. 

Diese mangelnde Pflege hat zu Wundliegegeschwüren geführt. Ich habe die Fotos dabei, Frau Stadträtin, und würde Sie bitten, da Sie Ärztin sind und das bewerten können, sie sich nachher anzuschauen. Jeder der Kollegen hier im Gemeinderat ist auch eingeladen, sie anzuschauen. Ich veröffentliche sie nicht, denn das ist man dem Personenschutz schuldig. Aber alle hier im Saal sollen wissen, dass ein junger Mann Wundgeschwüre bekommen hat, die im konkreten Fall im Gesäß- und Rückenbereich bis auf die Wirbelsäule durchgegangen sind. Stellen Sie sich das vor! Im AKH in Wien! Man hat nicht etwa veranlasst, dass der Patient sofort bestens und hervorragend versorgt wird. In diesem Zustand wurde der Patient ins Reha‑Zentrum Weißer Hof nach Klosterneuburg überstellt. Er hatte mehrere Wundgeschwüre. Das schlimmste davon ging bis auf den Knochen. 

Das ist eine Situation, wo man meinen würde, man schaltet in Wien das Blaulicht ein und bringt die Menschen ins AKH. Aber nie in meinem Leben hätte ich mir vorstellen können, dass man aus dem AKH so entlassen wird. Im Weißen Hof wurden diese Wunden dokumentiert. Der Patient wurde state of the art behandelt. Man musste, nicht etwa im AKH, sondern im Weißen Hof, eine Operation vornehmen. Der Patient wurde mit einem Hautlappen im Rückenbereich abgedeckt. Nur so konnte er seine tiefen Verletzungen überhaupt ausheilen. 

Frau Stadträtin, das ist gefährliche Pflege! Das ist gefährliche Pflege in Wien! Das ist gefährliche Pflege im AKH! Frau Stadträtin, das ist nicht nur bedauerlich, sondern katastrophal, weil dieser Fall – Frau Stadträtin, würden Sie mir bitte Ihr Ohr leihen – wurde im Dienstweg vom behandelnden Pflegepersonal wiederholt und eindringlich nach oben gemeldet: "Wir sind zu wenige. Wir können nicht. Wir haben hier drei polytraumatisierte Menschen. Wir können sie nicht mit zwei Diplomschwestern und zwei Helfern so versorgen, wie wir das durch unseren Berufsethos müssen." Es wurde schriftlich gemeldet. Es wurde mündlich gemeldet. Es wurde wiederholt gemeldet. Frau Stadträtin, passiert ist nichts!

Ein Jahr nach dem Schadensfall, um den es geht, war, als der Gutachter auf der selben Station ankam, die selbe miserable Personalausstattung vorhanden. Da glauben Sie, Sie können von Fehlverhalten sprechen! Wie kommen Sie dazu, Ihr Personal in so eine Situation zu bringen, Frau Stadträtin? (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es wirft ein bezeichnendes Licht auf unser Gesundheitssystem, dass die Folgen dann die sind, dass sich der arme Patient, nachdem er endlich seinen Dekubitus ausgeheilt hat, an den Patientenanwalt wenden musste, damit man ihm eine Entschädigung bezahlt. Ende gut, alles gut? 8 000 EUR, super? Oh nein, Frau Stadträtin! Das Gutachten spricht unmissverständlich davon, dass mangelnde Investition des Spitalserhalters Gemeinde Wien schuld daran ist, dass das passiert ist.

Da meint man nun, wenn so ein Gutachten auf dem Tisch liegt, müssen die Alarmglocken im AKH donnern, müssten der ärztliche Direktor, die Frau Pflegedirektorin und der Herr GenDior Hauke zusammenlaufen, die Stadträtin informieren und sagen: "Nie wieder darf uns so etwas passieren! Nie wieder!" – Mitnichten! Man hat sich verglichen, der Patient hat 8 000 EUR bekommen. Vom Menschlichen her könnte man mich damit nicht entschädigen, aber 8 000 EUR wurden ihm bezahlt. Es hat eine Niederschrift gegeben. Nie ist die Sache gerichtsanhängig geworden. 

Vor allem, Frau Stadträtin, lebt das Personal mit der selben Unterbesetzungsmisere weiter und muss unter diesen Bedingungen sichere Pflege sicherstellen. Wie wollen Sie Ihr Personal eigentlich weiter behandeln, Frau Stadträtin? (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wenn Sie jetzt sagen, Sie haben davon nichts gewusst, dann wird das stimmen, Frau Stadträtin. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wo soll ich das Personal herbekommen?) Dann wird das stimmen, Frau Stadträtin, aber dann ist das ein Fehler im System, wenn Ihr Krankenanstaltenverbund nicht meint, Ihnen so etwas mitteilen zu müssen. 

Gefährliche Pflege in Wien, gefährliche Pflege im Flaggschiff der österreichischen Gesundheitsversorgung, im AKH. Die Konsequenzen müssen sein, dass schleunigst und sofort Abhilfe geschaffen wird. Wenn Sie nicht genug Personal haben, dann erwarten Sie von Ihrem Personal nicht, dass es unter diesen Verhältnissen noch sichere Pflege gewährleistet und nachher behaupten Sie, es war Fehlverhalten von Einzelnen.

Der Umstand, dass die Wiener Städtische in beiden Schadensfällen Schadenersatz bezahlt hat, lässt den dringenden Schluss zu, dass es dahinter ein Schuldeingeständnis gegeben hat, denn die Wiener Städtische als Versicherung des AKH ist sicher kein Wohltätigkeitsverein. Man hat auch nicht gegen das Gutachten berufen. Wenn mir als Leiterin einer Institution jemand so etwas vorwerfen würde, nehme ich, wenn ich meine, es ist unrichtig, entweder Stellung gegen dieses Gutachten oder ich helfe den Missständen ab. Nichts davon ist passiert.

Jetzt, Frau Stadträtin, zu unserem eigentlichen heutigen Thema, der Geriatrie, der Versorgung und der Lebenssituation hoch betagter Menschen in den Pflegeheimen.

Ich habe mir in Vorbereitung dieser Sitzung herausgesucht, was Grüne in diesem Zusammenhang schon gemacht haben. Ich kann kurz zusammenfassen, Frau Stadträtin, das Rad ist schon erfunden. Sie wussten es, StR Rieder wusste es, StR Stacher wusste es. 

Bemerkenswert ist eine telefonische Zuschaltung von Herrn GenDior Hauke zu Frau Resetarits bei "Radio Krone". Er kam gerade aus dem GZW. Frau Resetarits hat ihm die Frage gestellt: "Wie viele Achtbettzimmer hat Lainz?" Das ist bei der Millionenshow im Krankenanstaltenverbund für den Generaldirektor die 5‑EUR-Frage. Herr GenDior Hauke hat geantwortet, dass er das eigentlich nicht sagen könne, wie viele Achtbettzimmer dort sind. Daraufhin habe ich mir erlaubt, der Frau Resetarits zuzuflüstern: "115" Dann hat sie gemeint, der Herr Generaldirektor bekommt eine zweite Chance, sagen wir eine 50 zu 50 Chance. Sie hat gefragt: "Könnten es über 100 sein?" GenDior Hauke, der gerade aus dem GZW kam, hat gesagt, das könne er überhaupt nicht bestätigen, dass es über 100 sind, das sei ihm jetzt eigentlich nicht präsent. 115 Achtbettzimmer machen mehr als 1 000 Leute in Achtbettzimmern aus und der Herr Generaldirektor weiß das nicht. 

Frau Stadträtin, können Sie mit so einem Team noch arbeiten? Können Sie so eine Unternehmensleitung eigentlich noch dulden? Können Sie unter solchen Verhältnissen Ihre Unternehmung noch steuern? Muss der Herr GenDior Hauke nicht beim kleinen Quiz im Einmaleins für Wissen über seine eigenen ureigensten Aufgaben ein Nichtgenügend ausfassen? Geben Sie ihm eine Nachhilfestunde, Frau Stadträtin! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das Rad ist erfunden. Die Grünen haben auf die Missstände hingewiesen: Schani Margulies, Alessandra Kunz. Für Letztere wäre es wahrscheinlich eine späte Genugtuung, wenn sie erlebt hätte, dass das Thema endlich auf der politischen Agenda ist. Sie kam selbst aus dem Pflegebereich und hat sich – das war ihr Herzensthema – dafür eingesetzt, die Verhältnisse für die Menschen und für das Personal in den Pflegeheimen zu verbessern. 

Ich fange bei Schani Margulies an. Er hat im Jahre Schnee, also 1993, festgestellt, dass die Menschen in den Geriatriezentren nie an die Luft kommen, niemand sie hinausbringt. Diesen Herbst haben wir in der Debatte um die Geriatriezentren gehört, fünf bis acht Stunden im Jahr. Im Jahr, meine geschätzten Damen und Herren! Das sind Verhältnisse, die seit zehn Jahren gleich sind! (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Dann waren Sie noch nie im Geriatriezentrum Baumgarten!) Ich war im Geriatriezentrum Baumgarten, Frau Neck‑Schauko-witsch! Ich war im Sommer und auch im Herbst dort! Der Park ist schön, allein die Leute sind nicht draußen (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das ist ja nicht wahr!), weil die Damen und Herren, die hier auf der Galerie sitzen, so überarbeitet sind, dass sie leider keine Zeit haben, die Leute hinauszuführen! (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das stimmt nicht!) In Ihrem Potemkinschen Dorf sind die Leute natürlich draußen! 

Im Jahr 1995, Schani Margulies: "Der Pflegedienst leidet unter gravierendem Mangel an Personal. PflegehelferInnen müssen Stationen mit 32 Bewohnern im Nachtdienst allein betreuen." - 1995 wusste man es. Ihr Vorgänger wusste es. Niemand hat etwas getan! (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das stimmt nicht!

Im Herbst 1994 Entwurf eines Pflegeheimgesetzes. Frau Stadträtin, das ist geradezu ein Treppenwitz, dieses Pflegeheimgesetz! Oft erfunden, nie erlassen, das ist Ihre Politik! 

Alessandra Kunz: "Ungenügende Personalausstattung, zu wenig qualitatives Personal, zu wenig zur Rehabilitation und Mobilisation." – Sie haben es gewusst. Wir haben es gewusst. Aber es braucht ein öffentliches Mediengewitter, damit Sie endlich sehen, es gibt Missstände, auch wenn Sie meinen, es nur als Fehlverhalten abzuqualifizieren und Ihre eigene Mitarbeiterschaft hinausstellen statt sie zu unterstützen! 

Was ist passiert, nachdem der Pflegeheimskandal bekannt wurde? Für mich war das auch ein Lernprozess. Vielleicht hat der eine oder andere von Ihnen meinen Kommentar dazu gelesen. Offensichtlich hat sich die politische Ebene gedacht, wenn sie die Augen fest zumacht, gar nicht hinschaut, den "Standard" zusammenknüllt und in den Müll schmeißt, wird das niemand gelesen haben und sie muss nichts tun. Denn es herrschte Schweigen im Walde. Niemand hat reagiert. Keiner hat gesagt: "Unfassbar, die MA 47 hat hier Mängel, Vernachlässigung, gravierende Missstände konstatiert!" Erst als es andere Medien aufgegriffen haben, als Headlines in allen Zeitungen waren, Frau Stadträtin, haben Sie sich bequemen müssen, Stellung zu nehmen. 

Das, was passiert ist, wirft ein Sittenbild auf die Art und Weise, wie mit dem Personal umgegangen wird, das hier betroffen ist und das sich mit Recht dagegen wehrt, dass es diffamiert wird. Es gibt ein Resümeeprotokoll des GenDiors Hauke mit der kollegialen Führung des Geriatriezentrums Wienerwald vom 13.8.2003. Das sollten Sie kennen. In diesem Resümeeprotokoll sieht man, dass der Generaldirektor den strengen Herrn herauskehrt. Er stellt fest, womit wir mit ihm ganz eins sind, dass solche Missstände nicht geduldet werden können und er erlässt Anordnungen. Er verpflichtet die kollegiale Führung, ihrer Aufgabe intensiver nachzukommen, gegen Mitarbeiter, falls es nötig ist, disziplinäre Maßnahmen einzuleiten, Regelungen hinsichtlich der Bettruhezeiten der Pfleglinge zu treffen – das Wort "Pfleglinge" halte ich in dem Zusammenhang für eine absolut entlarvende Ausdrucksweise, Pflegling, Häftling, Schübling; wir reden von Bewohnern und Bewohnerinnen –, die Bettruhezeiten einzuhalten, Angehörige intervenieren zu lassen, ausreichende Körperpflege des Pfleglings zu gewährleisten, Flüssigkeitszufuhr, die Gewährleistung der Möglichkeit zur Verrichtung der Notdurft auf Toilettenanlagen für jene, die dazu in der Lage sind, Wahrung einer ausreichenden Intimsphäre, ständige Inbetriebhaltung des Schwesternrufs und eine ordentliche Führung der Pflegedokumentation. All das sind Dinge, die normal sein sollten, die klar sein sollten, Frau Stadträtin! Darunter steht martialisch: "Die Anordnungen wurden von der kollegialen Führung des GZW zur Kenntnis genommen und deren Befolgung zugesagt."

Diesen scharfen Anordnungskatalog hat Herr GenDior Hauke auf seine Mitarbeiter hinuntergelassen. Ich habe ein paar Fragen dazu. Wie kann man denn von den Damen und Herren, die im GZW arbeiten, erwarten, dass sie eine Intimsphäre herstellen? Eine Intimsphäre, die darin besteht, dass einem der Leibstuhl mitten ins Achtbettzimmer gestellt und man höflich gebeten wird, darauf Platz zu nehmen, weil es für das Klo zu weit ist. Eine Intimsphäre, die im Bettkasterl besteht. Wie kann man denn von den Mitarbeitern erwarten, dass sie hier Privatheit herstellen. Man verlangt die Quadratur des Kreises, weil man selber die Ressourcen nicht herstellt, damit die Herrschaften das auch wirklich leisten können. Sie delegieren die Dinge, die Sie erledigen sollten, nach unten, auf das Personal, Frau Stadträtin! Sie delegieren das nach unten, auf das Personal, obwohl sie längst wissen müssten, nicht nur aus den grünen Anfragen, sondern auch aus den Erkenntnissen Ihrer eigenen Behörde, dass es ganz anders sein sollte! 

Frau StRin Pittermann, das Österreichische Bundesinstitut für Gesundheitswesen hat einen Wiener Pflegeheimplan erstellt, der nie das Licht der Öffentlichkeit erblickt hat. Im Jahr 2000 wurde er in Auftrag gegeben, völlig klar von wem, vom Magistrat der Stadt Wien, Bereichsleitung für Gesundheitsplanung und Finanzmanagement und dem Wiener Krankenanstaltenverbund. Dieses Dokument könnte ein grünes Grundsatzpapier sein. In diesem Dokument steht, wie es gemacht gehört. Darin steht, was in der Stadt Not tut. Darin steht, was das Personal braucht. Darin steht, wie alte, hoch betagte Menschen menschenwürdig gepflegt werden können. Es stehen Zeitpläne drinnen. Beginnend mit 2001 stehen in einem schrittweisen Prozess bis 2010 taxativ die Maßnahmen, die zu ergreifen sind. Darin gibt es eine Tabelle, die besonders interessant ist. Dort steht :"Alten- und Pflegeheime Wien, Aus- und Abbaubedarf idealtypisch". Schauen wir einmal unter Wien 13, Hietzing, nach. Jeder weiß, worum es sich handelt. Schauen wir einmal nach. Dort steht: "Ist versus Soll 1999: ein Abbaubedarf von 2878 auf 911 Betten."

Vielleicht erinnern Sie sich, Frau Stadträtin, die Wiener Grünen haben unter Schani Margulies gesagt: "Sprengt Lainz!" Unter Sigrid Pilz sagen sie: "Reduziert Lainz auf die menschliche Größe! Schließt das Pflegeheim Lainz und siedelt die Bewohner und Bewohnerinnen, die dort ghettoisiert werden, in die Wohnbezirke um! Macht neue Konzepte! Vergleicht und verändert die Strukturen dort!"

Das Areal wäre gut brauchbar für ein Sonderkrankenhaus für Geriatrie, aber sicher nicht als Endstation für über 2 000 Bewohner und Bewohnerinnen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Das steht im Pflegeheimplan, Frau Stadträtin. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Damit Sie nicht etwa von Ihrem Personal, von den Menschen und von der Opposition Ernst genommen werden, haben Sie das Papier gleich gar nicht vorgelegt. 

Schubladiert, weggeräumt, war sicher nicht billig, war sicher viel Hirnschmalz drinnen, nicht nur vom ÖBIG, sondern von Ihren eigenen Mitarbeitern, die da - man merkt es dem Text an - engagiert und hoffnungsfroh am Entwurf einer Zukunft gearbeitet haben. Es ist ganz klar, was zu tun ist. Man soll nicht alle Menschen über einen Kamm scheren und alle in gleiche diffuse Strukturen einbinden, sondern differenzieren. Ich habe mit Geriatern gesprochen, die mir sagen, ein Drittel der Menschen, die in Lainz untergebracht sind, sind dort völlig verkehrt, völlig! Die könnten zu Hause bleiben in ihrer eigenen Wohnung (und die meisten würden das sicher gerne wollen). Sie könnten in ihrer Wohnung bleiben, wenn es ausgebaute Betreuung zu Hause gäbe, wenn man nach dem Oberschenkelhalsbruch remobilisiert, ermutigt und gut betreut zu Hause wird und man nicht sagen muss, fahren wir nach Lainz, weil das für alle im unheiligen Bündnis die einfachste Lösung ist. Ein Drittel mit guter, ausgebauter mobiler Betreuung kann zu Hause bleiben.

Ein zweites Drittel bedarf wohnortnaher Pflegestrukturen, gut ausgestattete, erreichbare, niedrigschwellige Pflegeeinrichtungen, wo es genug Ergotherapie gibt, genug Physiotherapie und Sozialarbeiter - die Sie übrigens abgeschafft haben im GZW zu meinem großen Entsetzen -, die ihnen helfen, ihren Alltag zu strukturieren. 

Da kann auch eine tagesstrukturierende Institution angeschlossen sein, wo Leute, die zu Hause bleiben, tagsüber hinkommen können und die Tante Mizzi ist nicht aus dem Grätzel weg, unerreichbar im GZW, wo sie die Freundin nicht besuchen kann und die Nichte auch nicht, weil es ist, wie man in Wien sagt, a brada Weg  und wer kommt schon so schnell dort hin. 

Das andere, das dritte Drittel, Frau Stadträtin, sind Menschen, die multimorbid sind, die gute, ständige intensive medizinische und pflegerische Betreuung brauchen. Die brauchen ein Krankenhaus, die brauchen ein Krankenhaus und das, was ich auch an Ihnen schätze, Frau Stadträtin, die gute medizinische Betreuung.

Die zwei anderen Gruppen brauchen die Ärzte nicht die ganze Zeit. Die, die zu Hause sind, können mit ihrem Hausarzt leben. Die, die in einem Pflegeheim in der wohnortnahen Struktur sind, könnten von einem Arzt, der dort Sprechstunde hat, betreut werden und es wäre das menschliche Maß, und man müsste sich nicht schämen vor den alten Leuten, weil man sie in 8-Bett-Zimmern endlagert, wie ich es bezeichne.

Frau Stadträtin, wenn Sie die Strukturen ändern wollen, dann werfen Sie nicht dem guten Geld schlechtes nach oder dem schlechten Geld das gute nach. Die schlechte Unterbringung im 8-Bett-Zimmer im Geriatriezentrum Am Wienerwald ist megateuer, megateuer. Wer gibt schon gerne 60 000 S aus dafür, dass er ein Nachtkasterl und ein Bett hat. Ich weiß schon, es ist nicht der Einzelne, der es ausgibt, aber in Summe, durch die verschiedenen Träger, läppert sich in Kostenwahrheit dieser Betrag zusammen. Nun, ich denke, da hat die öffentliche Hand doch hoffentlich mehr zu bieten als diese miese Qualität, die in der Unterbringung, in der Infrastruktur hier zur Verfügung gestellt wird. 

Und das Pflegepersonal muss es ausbaden. Mir hat eine Pflegeperson aus dem GZW gesagt, wissen sie, wenn man Patienten duschen will, da muss man sich selber eine Badehose oder einen Bikini anziehen, weil in den engen Duschen kann man nur ordentlich dem Patienten assistieren, wenn man selber pudelnass wird. Also, das ist ja wohl keine Situation, die man dem Pflegepersonal zumuten kann.

Und, Frau Stadträtin, nehmen Sie Ihren eigenen Pflegeheimplan ernst, der sagt, bauen Sie dort ab, wo wir zu viele Betten haben und erhöhen Sie die Plätze dort, wo wir sie brauchen. 60 000 S für einen Platz in Lainz ist viel und es ist zuviel, wenn es dort schlechte Qualität gibt.

Der Pflegeheimplan weist auch hier einen Ausweg. Die Adaptierung eines Substandardplatzes, so die Berechnungen hier, kostet in etwa 80 Prozent der Neuerrichtungskosten. 80 Prozent, und da wollen Sie Lainz ausbauen? Da wollen Sie Lainz ausbauen in dem gemächlichen Tempo, dass wir uns selber dort vielleicht noch, wenn wir Karten haben, Kartenspiele in die Hand geben können? Wollen Sie das wirklich? Oder wollen Sie nicht sagen, diesen Betrag investiere ich in zukunftsweisende Strukturen, in Neubau, in Umgestaltung bestehender Wohnheime, deren Nachfrage sinkt, deren Nachfrage sinkt wie das ÖBIG treffend feststellt. Machen Sie neue Konzepte und kommen Sie uns nicht mit den untauglichen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sie sprechen vom Pflegeheimgesetz, Frau Stadträtin. Wir wissen, seit 1993 spricht man davon, auch Ihre Vorgänger. Wenn es der Entwurf ist, den wir gesehen haben und kein anderer, Frau Stadträtin, dann ist es eine Kapitulation und eine Festschreibung der Missstände, die wir kennen und es ist das Papier nicht Wert, auf dem es geschrieben ist. 

Kein Wort steht drinnen über die Mindestausbaustruktur im baulichen Sinn, kein Wort steht drinnen, dass man 8-, 7- und 6-Bett-Zimmer, und hoffentlich auch 5- und 4-Bett-Zimmer abschaffen will, keine ausreichende Absicherung der Patienten und Patientinnen, der Bewohner- und Bewohnerinnenrechte, nichts von dem, was einem modernen Gesetz entsprechen würde, steht da drinnen. Schmeißen Sie es weg und machen Sie ein neues, Frau Stadträtin, und lesen Sie zuerst Ihren eigenen Text. 

Frau Stadträtin, Ihre Sofortmaßnahme war die Ernennung des Herrn Dr Vogt als Pflegeombudsmann. In irgendeiner Weise ein kluger Schachzug. Dr Vogt ist bekannt als rebellischer, als streitbarer, als kritischer Mediziner. Ich schätze ihn persönlich sehr und vielleicht haben Sie sich da auch einen unguided missile ins Haus geholt, weil ich glaube nicht, dass er Ihnen die Freude machen wird, über Strukturmängel zu schweigen. Aber, Frau Stadträtin, aber Frau Stadträtin, viel wichtiger als die Erfindung neuer Parallelstrukturen und die Etablierung einer neuen Bürogemeinschaft, die für die Entgegennahme von Beschwerden da ist, wäre es, die bestehenden Institutionen ernst zu nehmen und umzugestalten. Warum, Frau Stadträtin, warum ist eigentlich der Patientenanwalt in Wien nicht unabhängig. Warum, ja warum (GRin Erika Stubenvoll: Ist er ja!) – ist er nicht, auf dem Papier. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Auch am Papier nicht!) Sie sagen es. De facto müsste eine unabhängige Patientenanwaltschaft auch die Möglichkeit haben, mit unabhängigen Gutachtern, mit unabhängigen Sachverständigen jederzeit überall hinzugehen und auf diese Weise sicherzustellen, dass hier nicht Abhängigkeiten und "Hinsichtl" und "Rücksichtl" der Fall ist. Werten Sie die bestehenden Institutionen auf und erfinden Sie nicht im patriarchalischen Gestus der Gemeinde Wien, der Sozialdemokratie, eine neue Institution, die zahnlos, aber chic ist. Tun Sie das nicht, Frau Stadträtin. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Und, Frau Stadträtin, die Menschen da oben, (Die Rednerin zeigt auf die Besuchergalerie.) ich denke, die meisten kommen aus dem Pflegebereich und ich glaube nicht, dass die das so ursuper finden, jetzt von einem Unfallchirurgen als Ombudsperson begleitet zu werden. Nun, das ist ja wieder eine Abwertung des Pflegeberufes. Hätte es nicht jemanden gegeben aus den Reihen der kompetenten Pflegepersonen aus Ihrem eigenen Bereich, den man dazu aufwerten kann. Warum nicht die Leute nehmen und fragen, die etwas davon verstehen. Wieso müssen es immer die Ärzte und die Männer sein, die da die Arbeit machen, erklären Sie mir das, Frau Stadträtin. 

Frau Stadträtin, es wird eine Untersuchungskommission geben, die die Missstände, die Sie zu verantworten haben, anschaut. Und die GRÜNEN stehen dafür, dass man nicht nur nachstierlt, ob es irgendwo ein Fehlverhalten von irgendeiner Stationsschwester oder irgendeinem Oberpfleger gibt. Nicht, dass die Menschen nicht auch ihre Verantwortung wahrnehmen müssen, und sie tun es gerne. Sie tun es, weil sie eine schwere Arbeit haben. 

Aber, Frau Stadträtin, wir werden den Scheinwerfer auf die Strukturmängel richten. Wir werden den Scheinwerfer auf Ihre Verantwortung, auf die Verantwortung Ihrer Vorgänger, auf die nicht eingelösten Konzepte, auf die hundertmal recyclierten Ideen und auf die erbärmliche Infrastruktur richten. 

Und wir werden es nicht zulassen, dass man am Ende der Tätigkeit der Untersuchungskommission feststellt, da waren halt drei oder vier Pfleger nicht ganz ... (GR Franz Ekkamp: Sie wissen schon das Ergebnis!) Ich weiß, dass ich nicht zulasse, dass man Liebservice gegenüber dem Personal macht und in Wirklichkeit froh ist, wenn man sich daran abputzen kann. (GR Franz Ekkamp: Sehr gut, Sie wissen schon das Ergebnis!)

Und, Frau Stadträtin, und ... (GR Franz Ekkamp: Sie wissen jetzt bereits das Ergebnis!) Ja, ich weiß, dass das Ergebnis, dass Achtbettzimmer schlecht sind, Sie werden es nicht glauben, das weiß ich schon vorher. Sie werden noch draufkommen im Laufe der Untersuchungskommission. Genau, Achtbettzimmer sind nicht super. So! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Franz Ekkamp: Das ist zu verurteilen!)

Und, Frau Stadträtin, Sie haben davon gesprochen, dass Sie kein Personal kriegen, weil es unterbezahlt ist, weil es nicht ausreichend anerkannt ist, weil nicht genügend Leute ausgebildet werden in Österreich und dass es einen Schwarzmarkt aus Osteuropa gibt. Wie wahr, Frau Stadträtin, wie wahr. 

Erstens muss man sich einmal überlegen, wieso eine Arbeit so schlecht ist, dass sie in Österreich niemand tun mag. Was hat es denn da mit den Arbeitsbedingungen auf sich? 

Zweitens, wer hindert Sie daran, Frau Stadträtin, das Pflegepersonal die österreichischen und die ausländischen KollegInnen so gut zu bezahlen, dass sie als Schlüsselkräfte gelten, als Schlüsselkräfte! 25 000 finde ich ja nicht so wahnsinnig viel. Das kann man einer guten Pflegeperson wirklich bezahlen. Dann haben Sie das Problem nicht, dass Sie sagen müssen “Dumme Sache, weil wir so schlecht zahlen, können wir uns sie nicht als Schlüsselpersonen ins Land holen“. Werten Sie Ihr eigenes Personal auf, dann müssen Sie es nachher nicht diffamieren für Fehler, die Sie eigentlich selber zu verantworten haben, Frau Stadträtin. (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)

Wir, Frau Stadträtin, die GRÜNEN unterstützen den Misstrauensantrag, der heute gegen Sie gestellt wird. Wir haben ihn mit unterzeichnet, weil, Frau Stadträtin, meine Hoffnung, dass Sie, und ich schätze Sie als Person und ich schätze Sie als Ärztin, aber dass Sie wissen, was Ihre politische Aufgabe ist, die eine andere ist als eine medizinische. Sie sind nicht die oberste Ärztin der Stadt, Sie sind die oberste Gesundheitspolitikerin und diesen Unterschied haben Sie leider in letzten Jahren nicht treffen können und Sie glauben, Sie können Ihr Unternehmen Krankenanstaltenverbund in irgendeine Babyklappe werfen, dahinter wird schon ein Wärmebett sein und irgendwer wird es schon herausholen und sich darum kümmern. Diese Babyklappe für den Krankenanstaltenverbund, Frau Stadträtin, ist noch nicht erfunden. 

Sie müssen sich einfach selber kümmern, und das tun Sie nicht. Daher, Frau Stadträtin, ist es hoch an der Zeit, dass Sie aus dem Lainz-Skandal und aus dem AKH-Skandal die Konsequenzen ziehen und zurücktreten. Dankeschön. (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Dr Tschirf. Die Redezeit beträgt ebenfalls 40 Minuten. Bitte!

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Herr Bürgermeister!

Das, was uns eigentlich am Anfang hier erschüttert hat war, dass wir kein Wort hinsichtlich der Opfer gehört haben, aber sofort den Satz “Der Bund ist schuld“. 

(GRin Mag Sonja Wehsely: Dass nicht kann sein, was nicht sein darf!) Meine sehr geehrten Damen und Herren, (GRin Helga Klier: Meinen Sie die Caritas?) ich wäre an Ihrer Stelle jetzt nicht laut, sondern ich würde zuhören. Zuhören zu dem, was eigentlich Anlass dieser Sitzung ist, Anlass, dass wir als Wiener Volkspartei diese Sitzung beantragt haben. Es geht um die gravierenden Missstände in den städtischen Pflegeheimen, die aufgedeckt wurden. Noch einmal, es ist beschämend, wenn Sie hier von etwas ablenken wollen und sich nicht mit dem beschäftigen, was eigentlich hier in dieser Stadt diskutiert wird. 

Missstände, die Menschen betreffen, Menschen, die hilflos und alt sind, Menschen, die behindert sind. Sie sind städtischen Einrichtungen anvertraut und sollten eigentlich auch darauf vertrauen können, dass sie dort entsprechend gut behandelt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Sondersitzung des Gemeinderats soll vor allem dazu dienen, dass die Missstände publik werden, dass alles, was an Prüfung unterlassen wurde, aufgedeckt wird und dass es gewisse Dinge in der Zukunft nicht mehr geben sollte. (Beifall bei der ÖVP.)

An dieser Stelle auch vorweg eine Klarstellung: Die Wiener Volkspartei will kein Tribunal über das Pflegepersonal, sondern das Gegenteil ist der Fall. Wir wissen, wie schwer die Aufgabe ist, die sie zu leisten haben. Wir wissen, wie schwer es ist, Zwölfstunden-Tage zu haben. Wir wissen, wie schwer es ist, schlechte Arbeitsbedingungen zu haben. (GR Kurt Wagner ein Schriftstück in die Höhe haltend: Was soll dann die Aussendung von Ihnen, das ist ein Beweis Eurer Politik in dieser Causa!) Wir wissen, wie schwer es ist, wenn man nicht die entsprechende Unterstützung von oben hat. Wir wissen, wie schwer es ist, wenn das Sozialprestige kein höheres ist. 

Wir wissen, dass ein Großteil des Pflegepersonals die Arbeit vorzüglich macht. Woran es aber mangelt, ist das System, das Arbeitsklima, die fehlenden finanziellen und räumlichen Voraussetzungen. Daran mangelt es, und hier ist unsere Kritik, hier wird unsere Kritik angebracht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht um die politische Verantwortung für die Vorfälle, die ja nicht vom Himmel gefallen sind. Die Schwere der Vorfälle und das Versagen der Wiener Stadtpolitik lässt sich sicherlich an nichts besser dokumentieren, als dass alle drei Oppositionsparteien hier um der Sache willen gemeinsam einen Untersuchungsausschuss einrichten und gemeinsam auch den Rücktritt der Frau Stadträtin verlangen. 

Herr Bürgermeister, Sie sind eigentlich jetzt gefordert, Herr Bürgermeister, dass sollte Ihnen zu Denken geben. Der Pflegeskandal hat eine lange Geschichte. Sie beginnt letztlich bei den Toten von Lainz und bei all dem, was damals vor vielen Jahren beschworen worden ist. Manches ist umgesetzt worden, aber leider einiges nicht, einiges, was uns heute abgeht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dass sich an den Zuständen in den Pflegestationen der Stadt Wien zu wenig geändert hat, zeigen eigentlich die Anrufe, die meine Kollegin Ingrid Korosec in den letzten Wochen bekommen hat. Hier sind auch viele Anrufe des Pflegepersonals dabei und ich höre, dass das auch in den anderen beiden Oppositionsparteien der Fall ist, dass sich die Leute bewusst an eine Oppositionspartei wenden, weil sie hier den Eindruck haben, dass hier nichts Obrigkeitsstaatliches, nichts von oben Verordnetes ist, sondern dass sie mit ihren Problemen direkt an Leute herantreten, denen es um die Lösung geht. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir haben es mit einem System zu tun, einem unübersichtlichen Moloch, der längst ein Eigenleben entwickelt hat, der KAV. Hier funktioniert offensichtlich weder das Dienstaufsichtswesen, noch das Beschwerdewesen, sonst wäre es nicht möglich, dass Vieles so verzögert erst herausgekommen ist. Meine Damen und Herren von der SPÖ, Frau Stadträtin, es ist Ihr Verschulden, es ist das Verschulden auch der SPÖ, es ist das Verschulden der Stadtregierung, dass nicht rechtzeitig gehandelt worden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was wäre zu erwarten gewesen, spätestens seit dem die Berichte vorliegen, die Berichte, die von Ihnen in Auftrag gegeben worden sind? Dass hier gehandelt worden wäre! Leider ist es erst durch das Aufdecken von Zeitungen - den Medien sei hier gedankt - möglich gewesen, dass das alles in aller Öffentlichkeit diskutiert wird. Wir wissen, dass sich in den letzten Jahren die demographische Entwicklung verändert, dass wir einfach viel mehr alte Menschen haben und viel mehr alte Menschen bekommen. Jeder von uns ist auch immer wieder in der Situation, damit zu tun zu haben und weiß, was das heißt. Das heißt, diese Fragen kommen weder überfallsartig noch unerwartet. Es ist zu lange zu wenig geschehen. 

Herr Bürgermeister, Frau Stadträtin, der Pflegeheimskandal ist in einem städtischen Heim passiert. Das hat nichts mit dem Bund zu tun, das heißt, das hat nichts mit dem Abschieben auf andere zu tun, das ist die Verantwortung von Ihnen, das ist auch die Verantwortung der Stadt Wien, die Verantwortung des Magistrats. (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.) 

Was ich mir erwartet hätte ist, einmal zu sagen, ja, wir als SPÖ haben die absolute Mehrheit, die absolute Macht in dieser Stadt, wir tragen die Verantwortung und wir sind bereit, die Konsequenzen zu ziehen. Auf das warte ich bis heute. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren, auch auf der Besuchergalerie, ich möchte noch einmal die Hauptpunkte unserer Kritik zusammenfassen. 

Unser Hauptvorwurf ist, dass seit Monaten schriftliche und mündliche Alarmmeldungen vorliegen und dass eigentlich hier nichts geschehen ist. Wir wissen aus den Berichten - und zwar Berichten die schon länger zurück liegen, über die ja schon auch hier diskutiert wurde -, dass es hier entsprechende Untersuchungen gegeben hat, und nichts geschehen ist. Und spätestens seit dem 5. März dieses Jahres, als es den verzweifelten Hilfeschrei von Seiten der Gewerkschaft über den Personalnotstand gegeben hat, hätte von Seiten der Stadtverwaltung, von ihrer Seite Frau Stadträtin, von der Seite der Personalstadträtin, von der Seite des KAV gehandelt werden müssen. Es ist nicht gehandelt worden und leider ist das etwas, was für einiges gilt, in den fast drei Jahren Ihrer Tätigkeit als Stadträtin. 

Es waren die Medien, die die Probleme, die Vorfälle, die Skandale ans Tageslicht gebracht haben. Und es waren auch nicht Sie, die die MA 47 erst tätig werden hat lassen, sondern es waren letztlich engagierte Vertreter, Sachwalter von Pflegepatienten, die das Ganze erst ins Rollen gebracht haben. Wäre das alles nicht passiert, wir wissen gar nicht, ob diese tragischen Vorfälle nicht bis heute unter der Tuchent wären, ob man nicht bis heute über das ganze nicht diskutieren würde. Und hier geht es auch darum, die Wahrheit ans Licht zu bringen und nicht irgendeine Geschichtsumschreibung vorzunehmen. 

Bemerkenswert in diesem Zusammenhang ist auch die sehr offene Art. Sie haben im Standard davon gesprochen und gesagt “Ich weiß, dass man mir zum Teil potemkinsche Dörfer errichtet.“ Es ist eigentlich einer der schlimmsten Aussagen die es geben kann, für einen Ressortverantwortlichen, weil es zeigt, dass Sie offensichtlich von ihren eigenen Leuten boykottiert werden. Es geht daher die Frage hier weit tiefer, und es geht darum, wie wird eigentlich dieses Ressort, wie wird dieser KAV, wie wird dieser Magistrat geführt. Sie werden ja Gelegenheit haben, in der dringlichen Anfrage hier konkret dazu Stellung zu nehmen.

Herr Bürgermeister, nach den Vorfällen von Lainz in den 80iger Jahren - da ist man sehr, sehr scharf vorgegangen - war es so, dass der hauptverantwortliche Arzt, der eigentlich eine andere wesentliche Funktion wahrzunehmen gehabt hat, und wenn man das so nachliest, erinnert sich man an das, mit Schimpf und Schande einfach vertrieben worden ist, entlassen worden ist. Ich frage mich, wo werden jetzt die Konsequenzen  gezogen, jetzt, wo hier offensichtliche Mängelskandale vorliegen. 

Was ist mit jenen, die nicht kontrolliert haben, die zu wenig Dienstaufsicht ausgeübt haben, die Beschwerden ignoriert haben, und wo sind diese Beschwerden überall hingekommen.

Herr Bürgermeister, sind diese Beschwerden über die Zustände vielleicht auch auf Ihren Schreibtisch gekommen? Und das alles, wo doch den Verantwortlichen nach dem Lainz-Skandal Ende der 80iger Jahre klar sein musste, um welche Problematik es sich handelt, und dass man hier eigentlich auf einer Bombe sitzt.

Und man kann auch von einem Verantwortlichen wie Primar Kaspar verlangen - er ist ein hochbezahlter Beamter dieser Stadt -, dass er von Zeit zu Zeit den Schreibtisch verlässt und sich die Situation vor Ort ansieht.

Frau Stadträtin, wie wenig Sie sich und der KAV um die personelle Ausstattung gekümmert haben, zeigt ein Hinweis, den Frau Kollegin Landauer, ich sage jetzt verdienstvoller Weise aufgezeigt hat, dass von 770 möglichen Zivildienern nur 277 angefordert worden sind. Ein Anruf bei Ernst Strasser, dem von Ihnen so gerne kritisierten Innenminister, hätte ausgereicht und ich bin überzeugt, die Zivildiener wären da gewesen. (Beifall bei der ÖVP.)
Am Geriatriezentrum Wienerwald fehlen 70 Pfleger, was ist hier in den letzten Jahren geschehen? Was ist geschehen, damit dieses Personal tatsächlich auch hier eingesetzt werden kann? Es ist nichts geschehen!

Herr Bürgermeister, Frau Stadträtin, das Schlimme ist aber der Umgang mit den mündigen Bürgern, wie hier auf Beschwerden reagiert wird. Sind die in den Papierkorb gewandert, was ist mit denen geschehen? Und noch eine Frage an Sie, Herr Bürgermeister, warum mussten wir fünf Tage warten, fünf Tage, ab dem Bekanntwerden dieser Ereignisse bis die erste Stellungnahme von Ihnen zu hören war.

Herr Bürgermeister, bei vielen anderen Fragen - etwa bei der Bundespolitik - sind es oft nur Minuten bis man hört, was Sie dazu zu sagen haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier geht es um persönliches Fehlverhalten und mangelnde Kontrolle, um fehlende Dienstaufsicht, aber dahinter steckt natürlich auch die Frage einer Ideologie. Wir als ÖVP wollen nicht, dass das Heil in einem Zentralismus, in riesigen Massenaufbewahrungseinrichtungen steckt, sondern wir wollen kleine, überschaubare menschengerechte Lösungen. Das gilt für die Kinder genauso wie für die alten Menschen, weil das ist tatsächliche Menschwürde und das ist nicht das oberflächliche Reden von Menschwürde und Solidarität. Wir wollen nicht, dass die Menschen in Abhängigkeit sind, wir wollen nicht den Zentralismus, wir wollen nicht die Dekadenz der Verantwortung, die für dieses sozialistische System leider typisch ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Seit Jahren, und wenn wir uns das ansehen, es war die damalige Gemeinderätin und heutige Gesundheitsministerin Maria Rauch-Kallath, die schon vor mehr als 10 Jahren, 100 zusätzliche Nachbarschaftshilfe-Zentren gefordert hat. Was ist eigentlich hier von Seiten der Stadt in den letzten Jahren geschehen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wie viele Millionen sind dafür geflossen!) Was ist geschehen, damit die Senioren so lange wie möglich in ihrem persönlichen Umfeld leben können. Was ist für den Ausbau der mobilen Betreuung geschehen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Werden alle von der Stadt Wien finanziert!) Zu wenig, zu wenig!

Was ist für Senioren-Wohngemeinschaften geschehen? Viel zu wenig. Und warum sind die Pflegeheime nicht in kleinere Einheiten unterteilt, sondern das alles hier in einer großen, bürokratischen Spitze endet. Unser System der verstärkten Nachbarschaftshilfe von kleineren Pflegezentren, das kann man sich ja überall ansehen. Ich weiß selbst aus meinem Heimatbezirk, wie etwa die Caritas Socialis am Rennweg organisiert ist. 

Worum es auch geht, ist zu schauen, dass wir Freiwillige gewinnen. Es gibt genug Freiwillige die bereit sind, hier mitzuwirken. Da geht es aber auch darum, denen materielle und immaterielle Hilfen zu geben. Tun Sie hier etwas und spotten Sie nicht über die Bürgergesellschaft. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, Herr Bürgermeister, die Frau Stadträtin erkennt nicht, dass sie ihr Ressort nicht in Griff hat. Sie ist - und da kann ich bei meiner Vorrednerin anschließen - nicht die oberste Ärztin, sondern sie ist die oberste Politikerin für diesen Bereich und sie ist die Managerin und sie sagt selbst, “mein Verhältnis zu den Beamten ist ja bekannt“. Sie spricht von potemkinschen Dörfern die errichtet worden sind vor ihr, und sie hat nicht rechtzeitig reagiert.

Herr Bürgermeister, was muss noch alles geschehen, damit Sie hier eingreifen, damit Sie – und das sei hier festgestellt – die offensichtliche politische Überforderung Ihrer Stadträtin zur Kenntnis nehmen.

Sie sind am Zug, Herr Bürgermeister und es mag schon sein, dass die SPÖ hier übliche Reflexe an den Tag legt, aber es geht letztlich hier um viel mehr. Es geht darum, dass die Pflegeheime der Stadt Wien, dass die dort Beschäftigten, dass auch die dort Wohnenden, und dass die Angehörigen dieser dort Wohnenden auch in einer gewissen Sicherheit leben können und nicht in der Unsicherheit, dass da ein System besteht, das man einfach nicht im Griff hat, dass hier offensichtlich Überforderung bei den Verantwortlichen besteht.

Herr Bürgermeister, es geht um Personen, es geht aber auch um das falsche System. Alle drei Oppositionsparteien sind hier angetreten um zu sagen, dass wir ein anderes System in dieser Stadt wollen und dass diese Stadt sich auch ein anderes System verdient. Kein zentralistisches, obrigkeitsstaatliches Gesundheitssystem, sondern eines, in denen der Mensch nicht eine Nummer ist. Und um das geht es uns. (Beifall bei der ÖVP.)
Nicht die Pfleger sind schuld, sondern es ist das System schuld, und das hören wir in den verschiedenen Anrufen. Wenn eine Pflegerin etwa zu Ingrid Korosec sagt, dass sie mit viel Engagement ihren Beruf begonnen hat und dass sie dann ihre Frustrationen mit Vorgesetzten und Personalvertretern besprochen hat und ihr nur gesagt worden ist, “du machst einen Fehler, bei Dienstbeginn musst du das Hirn abgeben“, dann sagt das viel über das System aus. Herr Kollege Schuster, Sie sollten betroffen sein und nachdenken, weil Sie sind auch ein Teil dieses Systems.

Herr Bürgermeister, an Sie wende ich mich. Über die Zusammensetzung der Stadtregierung entscheidet die SPÖ-Rathausmehrheit mit ihrer Absoluten. (GR Dr Wilfried Serles: Der Herr Bürgermeister ist in der Kantine, glaube ich!) Das ist ein trauriges Zeichen, wenn der Herr Bürgermeister ... (GR Christian Oxonitsch: Gestern waren nicht einmal Ihre Antragsteller anwesend!) Ich weiß nicht, wo der Herr Bürgermeister ist. Ich erwarte mir, dass bei so einer ernsten Diskussion, einer Diskussion, die in dieser Stadt tatsächlich eine Rolle spielt, wo die Menschen betroffen ... (GR Christian Oxonitsch: Nur, dass wir das richtig stellen!) Ich würde hier wirklich ein bisserl mehr Sensibilität, Herr Kollege Oxonitsch, an den Tag legen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich finde es ist nicht richtig, hier mit Zwischenrufen und nur mit Mauern und so weiter, zu reagieren, (GR Godwin Schuster: Wir hören ja zu!) wenn es eigentlich darum geht, wie mit den alten Menschen in dieser Stadt umgegangen wird, welches System hier besteht, welche Sensibilität vorhanden ist. Und es passt halt in das Bild hinein, dass fünf Tage auf die Vorwürfe nicht reagiert worden ist, fünf Tage! Das ist doch ein Skandal an sich. (Beifall bei der ÖVP.)
An dieser Stelle geht es uns vor allem darum, dass für die Schwachen und Kranken in dieser Stadt etwas geschieht. Möglicherweise können Sie mit Ihrer Absoluten heute wieder, es wird auch keine, wie ich gehört habe, geheime Abstimmung geben, es wird offen abgestimmt, es müssen alle so abstimmen, wie es ihnen aufgetragen wird, das ist so. (GR Christian Oxonitsch: Das haben Sie ja mitbeschlossen!) Ich weiß, dass bei einer geheimen Abstimmung vieles anders aussehen würde. Aber es geht letztlich darum, es geht letztlich darum, wir wissen alle, nach der Geschäftsordnung dürfte ich auch schon längst nicht mehr reden, da hat man sich auf etwas geeinigt, wenn man wollte könnte man es, man will nicht. (GR Christian Oxonitsch: Wider besseren Wissens sprechen Sie!) Man will nicht, man will hier mauern, es darf einfach nichts geschehen, weil diese Stadt gehört einer Partei und das ist es, worum es Ihnen geht. Nicht um die Betroffenen, nicht um diejenigen, die hier Opfer sind, sondern um die Macht in dieser Stadt geht es Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie können mit Ihrer absoluten Mehrheit hier alle Entscheidungen treffen, das ist schon klar und ich weiß, dass Sie es tun. Aber eines werden wir nicht zulassen und das glaube ich, kann ich tatsächlich für alle drei Oppositionsparteien in einem sagen: wir lassen es nicht zu, dass die Schwachen und Kranken der Wiener SPÖ ausgeliefert sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich fordere den Herrn Bürgermeister, wo immer er mich jetzt hört, auf: 

Ordnen Sie endlich die politische Verantwortung in dieser Stadt neu. Ordnen Sie endlich den KAV neu, vor allem personell, schaffen Sie endlich die 100 zusätzlichen Nachbarschaftshilfezentren, sorgen Sie endlich für humanere Pflegebedingungen für die Seniorinnen und Senioren in dieser Stadt. 

Herr Bürgermeister, nehmen Sie die politische Verantwortung wahr und handeln Sie endlich und verschließen Sie sich dem nicht, indem Sie einfach nicht anwesend sind. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist eigentlich bedauerlich, dass wir eine außerordentliche Sitzung einberufen müssen zu dem Thema, wer hier bei diesen Vorfällen in den Pflegeheimen die politische Verantwortung trägt. Viel schöner wäre es, wenn wir uns unterhalten könnten, in welcher Art und Weise wir Verbesserungen machen können und wie es in Zukunft weiter gehen soll. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wer hindert Sie denn!) Aber dass es notwendig ist, dass wir eben eine solche Sitzung einberufen, hat  sich ja schon gezeigt im Bericht der Frau Stadträtin, wo sie eigentlich auf die Vorfälle überhaupt nicht Bezug genommen hat und wenn, dann nur ganz wenig, sondern hier Probleme aufgezeigt hat, im speziellen hier dieses Pflegepersonal betreffend, die wir seit Jahren, oder um nicht zu sagen seit Jahrzehnten, diskutieren, wo seit Jahrzehnten von uns Anträge, Anfragen und so weiter eingebracht worden sind, und von denen wir erhofft hatten, dass sie doch einmal verwirklicht werden würden, und jetzt mussten wir zur Kenntnis nehmen, dass die Frau Stadträtin spät, aber doch diese Vorschläge alle aufgreift und hier als ein Sofortprogramm präsentiert.

Dieses Sofortprogramm hätte man sich sparen können, hätte man in den Jahren der Verantwortung die man für das Gesundheitssystem trägt, jene Anträge und Anfragen verwirklicht, die wir gestellt haben und die Sie fast wörtlich heute in der Früh als Sofortmaßnahmen zur Lösung dieser Problematik hier angeführt haben. 

Ich möchte schon feststellen, dass es auch eigentlich ungeheuerlich war von Ihnen, nicht darauf einzugehen, dass die Probleme hier in den einzelnen Pflegeheimen hausgemacht sind, sondern dass Sie gesagt haben, die Bundesregierung sei schuld. Das ist ja so, möchte ich sagen, dass man ja direkt froh sein muss, dass es eine blau-schwarze Regierung gibt, sonst wüssten die Sozialdemokraten nicht, wer irgendwie Schuld hat und Verantwortung übernehmen soll. 

Es kann ja nicht so sein, dass jene Fehler, die hier in Wien klar und deutlich im System liegen und die seit Jahren von den Betroffenen selbst aufgezeigt worden sind, jetzt vom Tisch gewischt werden und man sagt, die Bundesregierung sei schuld. Und es gibt ja kaum ein einziges Problem und auch keine einzige Forderung, die Sie heute in der Früh aufgezeigt haben, die nicht schon seit Jahren auch von den Mitarbeitern der einzelnen Häuser aufgezeigt worden ist. Und ich möchte hier ein Beispiel aufzeigen: 

Sie haben davon gesprochen, dass man auch eine finanzielle Abgeltung jetzt ins Auge fassen muss. Bitte, seit Jahren wird von einer Geriatriezulage gesprochen. Ich habe selbst, ich weiß nicht, zwei oder drei Anfragen gestellt und musste immer zur Kenntnis nehmen, dass man sagt, es ist kein Geld vorhanden, man wird schon sehen, und so weiter und so fort. Und ich erinnere mich auch an eine Anfrage, die ich im Rahmen der Geriatriekommission gestellt habe, ob eine Geriatriezulage gewährt wird. Das war im Juni 2002. Die Antwort wurde mir von Frau Oberin Staudinger gegeben, dies sei eine bislang unerfüllte Forderung. 

Und heute in der Früh wird uns das als eine Lösung aufgezeigt, die das ganze Problem bewältigen soll. Sie hätten Zeit genug gehabt, das alles zu tun, was Sie heute in der Früh hier angefordert haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und man muss sagen, es ist bedauerlich, dass Sie, oder dass die sozialistische Gesundheitsverwaltung jene Protokolle, jene Maßnahmenpapiere, jene Forderungen, die von Seiten der Gewerkschaft, die von Seiten der Mitarbeiter, die von Seiten der verschiedenen Ausschüsse aufgestellt worden sind, nicht zur Kenntnis nehmen. Und es ist vielfach davon gesprochen worden, dass Lainz zu groß ist und dass das verkleinert werden soll, et cetera et cetera. Ich habe auch hier im Rahmen einer Geriatriekommissionssitzung die Feststellung von Frau Rosenberger-Spitzy, dass man, wenn man das alles verwirklichen will, dass menschengerechtes Wohnen geboten wird, Hotelkategorie et cetera et cetera, auf 50 Prozent reduzieren müsste. Also etwas, was ja allgemein bekannt und nicht erst jetzt erkannt worden ist. 

Und umso mehr zeigt sich, wie wichtig es ist, dass wir hier eine außerordentliche Sitzung einberufen, um darüber zu diskutieren, wer eigentlich die Verantwortung hat, dass es zu diesen Vorfällen kommen konnte und wer die Verantwortung hat, dass das nicht verwirklicht wurde, was schon jahrelang gefordert worden ist.

Und da möchte ich auch noch etwas anderes sagen. Sie haben hier auch eine Zahl angeführt, den Pflegeschlüssel in Lainz, und haben davon gesprochen, dass der vorgegebene Schlüssel 63 Pflegende auf 100 Betten ist, das wird immer kolportiert. 

Nur ist das leider das nicht die Tatsache. Und das ist eben einer Gründe, warum es zu solchen Vorfällen kommen konnte. Der Schlüssel ist wohl da, aber es sind leider nur 57 Pflegende auf 100 Betten. Und die anderen Dienste müssen mit Überstunden kompensiert werden und 60-Stundenwochen sind keine Seltenheit. Und da liegen diese Probleme und da muss man sagen, dass die sozialdemokratische Gesundheitsverwaltung und auch Sie, Frau Stadträtin, hier säumig waren und die Verantwortung dafür tragen, dass das Personal derartig überfordert ist, dass es nicht in der Lage ist, so zu arbeiten, wie es eigentlich will und es dann letztendlich zu diesen Vorfällen kommt. (Beifall bei der FPÖ und GR Dr Matthias Tschirf.)   

Und es ist schon davon gesprochen worden, dass man bei der Suche nach Schuldigen sehr vorsichtig sein soll und jetzt nicht auf das Personal losgeht. Und genau das meine ich, wird notwendig sein, denn es kann eben nicht sein, dass man jetzt von oben nach unten hier den Schuldigen sucht und dass letztendlich beim Kleinen das hängen bleibt. Ich hoffe, dass der Untersuchungsausschuss Fehlverhalten der entsprechenden Leuten aufzeigt, und dass man wirklich die wahren Schuldigen dieser Vorfällen findet.

Es wäre notwendig, hier doch umfassend zu diskutieren. Das System als solches ist falsch, nämlich das System, dass man nach wie vor glaubt, dass nur mit großen städtischen Heimen der Pflegebedarf unserer Bevölkerung bewältigt werden kann. Und ich glaube, es wird hier ein Umdenken notwendig sein, nämlich, dass man hergeht und sagt, nicht diese großen Heime sind notwendig, sondern verschiedene kleine Einheiten. Auch ein Zusammenarbeiten, ein stärkeres Zusammenarbeiten mit den privaten Pflegeeinheiten wird notwendig sein. Und ich verweise in diesem Zusammenhang auch auf den von uns schon lang geforderten Pflegescheck, dass man dem Einzelnen, der es braucht, die Möglichkeit gibt, dass er sich selbst aussuchen kann, wo er hin will, dass er selbst auch die Möglichkeit hat, unter Umständen zu wechseln, dass es einen gewissen, wie soll ich sagen, auch Konkurrenzkampf gibt zwischen den einzelnen Heimen und dass der Betroffene, eben derjenige, der einer Pflege bedarf, hier bessere Möglichkeiten vorfindet und eine bessere Pflegequalität bekommen kann. (Beifall bei der FPÖ.)

Und wenn wir hier fragen, wer die Verantwortung zu übernehmen hat, so ist es ganz klar, dass im Wesentlichen Frau Stadträtin Pittermann hier zur Kenntnis nehmen muss, dass sie durch Nichtkenntnisnahme oder Nichtwissen sozusagen Schuld ist an diesen Vorfällen.

Aber ich möchte hier doch auch den Herrn Bürgermeister als Letztverantwortlichen nicht ganz aus der Pflicht entlassen, denn er hat ja immer wieder betont, dass er sich für das Gesundheitswesen interessiert und ich erinnere mich noch an eine Anfrage, wo er mir mitgeteilt hat, dass er sich sehr wohl für das Gesundheitswesen interessieren wird und hat mir damals gesagt: "Ich darf Ihnen versprechen, ich werde meine Meinung äußern, wo immer ich meine, es tun zu müssen und ich werde das, sollte ich es für notwendig halten, tun." 

Und da muss ich ehrlich sagen, das vermissen wir, dass er jetzt seine Meinung äußert. Und wir vermissen es auch, dass er sich wirklich darum kümmert, dass hier etwas geschieht, dass hier in der Pflege etwas weitergeht. (StRin Karin Landauer: Er ist ja garnicht da!) Abgesehen davon, dass er nicht da ist. Und ich glaube aber, dass er auch ein bisschen falsch informiert ist, dass er sich zuwenig kümmert um das Ganze. Denn ich lese hier in der Zeitung “Wien aktuell“, ich glaube, das ist das Blatt für die Mitarbeiter der Stadt Wien, wo es in dem Artikel "Lainz und die Folgen" heißt, der Herr Bürgermeister nimmt Stellung zu Lainz und den Folgen und sagt: "Das neue Wiener Pflegeheimgesetz werde unter dem Aspekt der Stärkung der Patientenrechte überarbeitet." Nun, erstens gibt es noch kein Pflegeheimgesetz, daher kann er nicht sagen, das neue Pflegeheimgesetz. Er hätte sagen müssen, das endlich einzufordernde oder zu verwirklichende Pflegegesetz wird jetzt neu überarbeitet. (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist es ja!)

Und da geht es aber noch weiter. Wenn es zutreffe, das ist gerade zu zynisch muss ich sagen, wenn es zutreffe, dass im Pflegebereich zu wenig Personal zur Verfügung stünde, müsse man zusätzlich finanzielle Anreize, also höhere Gehälter für diese schwierige Tätigkeit in Erwägung ziehen. Also, das finde ich wirklich ungeheuerlich, nämlich seit Jahren wird hier von der Gewerkschaft und von allen eine Geriatriezulage gefordert, und dann sagt der Herr Bürgermeister so nebenbei: "Naja, man könnte doch vielleicht doch ein bissl überlegen, ob die was zahlen sollen, oder mehr zahlen sollen, oder sonst was." Und da sieht man, wie weit man sich darüber kümmert, nämlich überhaupt nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und das ist etwas, was man ihm ganz entscheidend vorwerfen muss. Vor allem deshalb, weil er selber gesagt hat, er wird sich darum kümmern und ich möchte sagen, dieses Chaos, das wir im Wiener Gesundheitswesen haben, das sich ja leider seit der Amtsübernahme von der Frau Dr Pittermann wie ein roter Faden durch die Amtsperiode zieht, (StRin Karin Landauer: Das war schon vorher!) ist nicht zuletzt auf die Tätigkeit des Herrn Bürgermeister zurückzuführen. Ich erinnere noch daran, dass wir im Rahmen eines interfraktionellen Gespräches informiert worden sind, wie das also weitergehen wird mit dem Spital in Gersthof, was geplant ist mit dem Spital im Kaiserin-Elisabeth-Spital. Wir wurden genau informiert, was da alles mit den Stationen sein soll und so weiter und so fort, und am nächsten Tag mussten wir aus der Zeitung völlig was anderes erkennen und hören, dass der Bürgermeister hier eine völlig andere Meinung hat. 

Und das ist ja typisch für das jetzige Wiener Gesundheitssystem, da gibt es zu viele Pläne, oder die werden erst noch nicht verwirklicht, da gibt es ein paar Meinungen und Stellungnahmen, et cetera et cetera und in Wirklichkeit zahlt das Personal drauf, weil die Tatsache, dass wir zu wenig Personal haben, nicht einmal vom Bürgermeister zur Kenntnis genommen wird. 

Und, meine Damen und Herren, ich möchte auch darauf hinweisen: Voriges Jahr hat es eine Sitzung der Geriatriekommission gegeben, wo drei Pflegedirektorinnen wirklich und tatsächlich einen Hilferuf ausgesprochen haben, und auch von einem Personalnotstand gesprochen haben und geschehen ist eigentlich gar nichts, sondern wir müssen heute in der Früh erfahren,  ja man werde jetzt schauen, dass hier beim Personal etwas geschehen wird. Und das ist eben eine Art und Weise, wie hier in Wien das Gesundheitswesen sozusagen geleitet wird, sodass man es ablehnen und feststellen muss, dass hier Änderungen gemacht werden müssen. 

Und ich möchte vielleicht noch auf etwas anderes hinweisen. Es ist heute schon angesprochen worden, wie weit man sich nämlich wirklich mit diesen Problemfällen, die hier bei der Pflege passiert sind, auseinandersetzt. Denn erstens dauert es ewig bis dazu jemand Stellung nimmt und ich möchte auch darauf hinweisen, dass erst durch unseren Aufruf beziehungsweise durch unsere Forderung zum Beispiel eine Geriatriekommissionssitzung einberufen wurde. Solche Vorfälle, die dramatisch waren, werden einfach da so übergangen und nicht zur Kenntnis genommen. Ein Zeichen dafür, wie die Sozialdemokraten eigentlich mit diesen Vorfällen umgehen. Aber etwas anderes, und es ist schon angesprochen worden. Es gibt hier Probleme bei der Pflege, weil die Dokumentation nicht so ist, und so weiter und so fort. 

Und was macht man? Man geht hier nicht her und nimmt einen Pflegefachmann als Pflegeombudsmann, sondern einen Arzt, obwohl man weiß, dass es hier große Schwierigkeiten zwischen den Ärzten und den Pflegern gibt. Und es war meiner Ansicht nach nicht sehr geschickt, hier in dieser Art und Weise vorzugehen, weil es einmal mehr zeigt, dass die Pflege doch nicht so im Blickpunkt steht wie es eigentlich sein sollte. Und ich hoffe nur, dass alle diese Ankündigungen hier,  was der neue Pflegeombudsmann alles machen soll, auch wirklich von ihm durchgeführt werden können und dass dann auch wirklich das Personal, das hier Hilfe braucht, einen Ansprechpartner finden wird. 

Denn es ist ja wirklich interessant, dass auch von Seiten der nicht politisch organisierten Menschen, die mit der Pflege zu tun haben, festgestellt wird dass hier die Mitarbeiter große Probleme haben und vor allem - und das ist das Ungeheuerliche - wenn sie irgendwelche Missstände aufzeigen, um ihren Arbeitsplatz fürchten müssen. Das ist etwas Bedenkliches und wo man hier wirklich endlich einmal etwas durchführen muss, dass das abgestellt wird, sodass das Pflegepersonal, das hier immer gefeiert wird und so weiter, tatsächlich jene Arbeitsbedingungen vorfindet, die es braucht, um helfen zu können. 

Und nachdem es hier – fast möchte ich sagen durch die Untätigkeit der Gesundheitsverwaltung und letztendlich auch der Frau Stadträtin - geradezu zu einer Jagd auf das Personal in der Öffentlichkeit gekommen ist, möchte ich auch sagen, dass das eigentlich typisch ist für die Amtsführung in der jetzigen Zeit. Wir erfahren alle möglichen Dinge nicht in den Ausschüssen, nicht in den Kommissionen, sondern durch Zeitungsmeldungen und interessanterweise sind diese Zeitungsmeldungen immer zurückzuführen auf irgendwelche Briefe, auf Unterlagen, auf Dokumente, die aus den jeweiligen Büros an die Öffentlichkeit dringen. Jetzt muss man sagen, ist das bewusst gemacht, dass man sich nicht anders helfen kann und man so in die Öffentlichkeit geht oder ist es bewusst gemacht, um die einzelnen Gremien zu umgehen, um hier Diskussionen im Gemeinderat oder im Ausschuss sozusagen abzuwenden oder abzubiegen, oder hängt es damit zusammen, dass die Verwaltung nicht mit der Stadträtin zusammenarbeiten kann und Hilfe sucht, indem sie nach außen dringt. 

In jedem Falle ist es eigentlich ungeheuerlich und ich muss ehrlich sagen - ich muss wieder auf eine Geriatriekommissionssitzung zurückkommen - ich habe es als ausgesprochene Verhöhnung von uns gefunden als wir bei der letzten Sitzung ein Papier auf den Tisch gelegt bekommen haben, das war der Untersuchungsbericht der MA 47 und wir vorher darauf aufmerksam gemacht wurden, dass alles was in der Sitzung besprochen wird, vertraulich ist und weiters, dass auf diesem Dokument oben der Stempel “vertraulich“ war. Und als ich mir das angeschaut habe musste ich feststellen, dass drei Wochen vorher wörtlich alles in den Zeitungen, ich weiß jetzt nicht, war es in der Presse oder in der Krone, abgedruckt war. 

Das kann es doch nicht sein, dass so gearbeitet wird. Aber bitte, es ist trotzdem unmöglich und ich muss ehrlich sagen, das ist eine Missachtung eigentlich der Gemeinderäte oder sonst etwas, weil wir sind hier, haben das Mandat vom Volk bekommen, um in unserer Art und Weise als Oppositionelle hier Kontrollfunktion auszuüben und so weiter, und da brauchen wir auch entsprechende Unterlagen. Es kann aber doch nicht so sein, dass das alles an uns vorbeigeht und irgendwie auf eine Art und Weise nach Außen gebracht wird. 

Und es gibt ja mehrere solcher Sachen. Ich denke nur an den Brief damals über die Finanzierung, über das Nichtwissen der Finanzierungsmöglichkeiten des KAV, der damals von der Frau Stadträtin an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Finanzen gerichtet worden ist. Oder an den Andersenbericht, den alle anderen schon hatten, nur leider wir als Gemeinderäte und auch im Gesundheitsausschuss nicht. Und erst auf Druck ist er dann auch weitergegeben worden, obwohl die Presse schon darüber gesprochen hat. Und das sind alles Dinge die zeigen, dass die Gesundheitsverwaltung bei uns im Argen ist und dass es fast zu befürchten war, dass es dann zu solchen Vorfällen gekommen ist. 

Und da möchte ich auch noch etwas zu dem Flugblatt, das heute die Gewerkschaft hier am Tisch aufgelegt hat, sagen. Ich verstehe es nicht ganz, was sie hier schreibt und warum sie sich aufregt, denn die Gewerkschaft hat es bis jetzt noch nicht geschafft, das alles durchzusetzen, was unsere Forderungen sind oder was die Forderungen der Bediensteten sind, sondern erst jetzt, nachdem es in der Öffentlichkeit aufgezeigt worden ist und hier eine außerordentliche Sitzung einberufen wurde, ist von der Frau Stadträtin Pittermann der Forderungskatalog praktisch als Maßnahmenkatalog vorgestellt worden. Und es wäre vielleicht doch besser gewesen, wenn die Gewerkschaft – das muss ich schon sagen – sich etwas stärker hier für diese einschneidenden Maßnahmen für die Bediensteten eingesetzt hätte und nicht hier, in einer polemischen Art und Weise auf die Opposition losgeht. Noch dazu, wo es sicherlich ein Erfolg sein wird, dass durch unsere Agitation das eine oder andere umgesetzt werden kann. 

Es ist so, dass alle wissen, dass es hier viele Fehler gibt, und dass es eigentlich nicht zur Kenntnis genommen wird. Und ich will jetzt nicht diese vielen Berichte, Protokolle und so weiter zitieren, die alles aufzeigen was man hätte machen können um zu verhindern, dass es zu diesen Vorfällen kommt. Und es ist bedauerlich, dass eben durch die Überlastung und durch die Probleme, die die Mitarbeiter haben, erst so ein Vorfall wieder auftreten muss, dass man sich von der Gesundheitsverwaltung der Stadt Wien, von der sozialdemokratischen Gesundheitsverwaltung endlich wieder eingehend mit den Problemen beschäftigt und auch bereit ist, dann diese Probleme zu bewältigen und nicht nur darüber zu sprechen. 

Nachdem hier eine Reihe von Problemen vorliegen, von denen wir meinen, dass die Frau Stadträtin nicht in der Lage war sie zu bewältigen, haben die drei Oppositionsparteien einen Misstrauensantrag gestellt, wo die einzelnen Vorfälle und Probleme aufgezeigt werden und wo wir vor allem feststellen, dass auch aus den tragischen Vorfällen aus den 80er Jahren eigentlich die sozialdemokratische Gesundheitsverwaltung nichts gelernt hat und dass es hier notwendig ist, dass die Frau Stadträtin entsprechende Verantwortung übernimmt und wir ihr deshalb das Vertrauen versagen müssen, und wir auch in formeller Hinsicht eine geheime Abstimmung verlangen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir hoffen, dass es zu solchen Vorfällen, die die Bevölkerung erschüttern, die dramatisch sind für das Vertrauen, das die Bevölkerung in unser Gesundheitssystem hat, die dramatisch sind für alle jene, die hier arbeiten und tagtäglich, wirklich unter Einsatz aller ihrer Kräfte für unser Gesundheitssystem wirken, nicht mehr kommt und dass endlich das alles verwirklicht wird, was in jahrelangen Forderungen von Seiten der Bediensteten, von Seiten von uns und allen, die hier zu tun haben, verlangt worden ist, dass es endlich verwirklicht wird zum Wohle unseres Gesundheitssystems. 

In diesem Sinne glaube ich, dass es notwendig und wichtig gewesen ist, dass diese heutige Sitzung stattgefunden hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch. Ich erteile ihr das Wort.

GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mich ursprünglich auf diese Debatte gefreut. Mittlerweile bin ich zunehmend enttäuscht davon, wie hier mit einer schwierigen Sache umgegangen wird. Die Welt besteht nicht nur aus Schwarz und Weiß, wir wissen gerade aus vielen politischen Prozessen, aus viele Arbeitsprozessen, dass die Menschen selber nicht so einfach sind, wie sie hier von der Opposition oft auch dargestellt werden. Ich denke mir auch, Oppositionspolitik kann sich nicht nur in Rücktrittsforderungen und Pauschalverurteilungen erschöpfen. Ich habe mir eher eine sachliche und seriöse Debatte erwartet, und deshalb bin ich nun einmal enttäuscht. Das darf auch sein. "Eine Debatte, die sich in staccatoartig vorgebrachten Rücktrittsaufforderungen erschöpft, greift viel zu kurz. Was wir brauchen, ist eine mutige und ehrliche Strukturdebatte." - Das sage nicht ich, ich zitiere hier den Ärztekammerpräsidenten Dr Dorner, und ich kann ihm nur beipflichten.

Ich kann aber auch den Ausführungen von Frau StRin Pittermann beipflichten, und ebenso den Aussagen unseres Bürgermeisters in der Öffentlichkeit, dass selbstverständlich alle Maßnahmen unternommen werden. Sie wissen, dass Sie hier sozusagen wider besseres Wissen urteilen, wenn Sie sagen, es sei seit dem Bekanntwerden von Missständen nichts unternommen worden. Sie wissen, dass eine interne Revision eingerichtet wurde. (GR Gerhard Pfeiffer: 20 Jahre ...!) Sie wissen, dass es einen einstimmigen Kontrollausschuss-Beschluss zur Prüfung durch das Kontrollamt gibt. (GR Gerhard Pfeiffer: Jetzt!) Sie wissen, das alles ist mittlerweile passiert. Sie tun heute so, als ob nichts passiert wäre, und das stimmt einfach nicht! (GR Gerhard Pfeiffer: Nein! Das ist vor einem Jahr passiert! Oder vor zwei!) Ich freue mich auch schon auf die Untersuchungskommission. Wir werden sie sehr ernst nehmen, aber wir werden sie (GR Gerhard Pfeiffer: Was bleibt Ihnen denn anderes übrig? Wenn Sie es nicht ernst nehmen ...!) auch sehr gut prüfen auf sachliche Vorgangsweise und nicht auf Anschuldigungen und Untergriffe. (Beifall bei der SPÖ.) 

Grundsätzlich wäre natürlich der Mitteilung von Frau StRin Pittermann im Allgemeinen nichts hinzuzufügen, weil sie alle Bereiche beleuchtet hat. Aber Sie werden sich jetzt gefallen lassen müssen (GR Gerhard Pfeiffer: Es ist aber dunkel geblieben!), dass ich das mit wesentlich detaillierteren Zahlen belege. Das mache ich normalerweise nicht, wahrscheinlich hören Sie heute in meiner Rede mehr Zahlen als in meinen gesamten Reden, die ich hier in 16 Jahren gehalten habe. Aber das werden Sie sich gefallen lassen müssen, weil Zahlen oft schlecht zu widerlegen sind, weil sie nämlich stimmen. (GR Johannes Prochaska: Wenn sie richtig sind!) 

Ich möchte hier nicht auf diese Pauschalurteile eingehen; vielleicht nur auf einen Vorwurf, weil hier auch zitiert und gesagt wurde, dass Frau StRin Pittermann "Jagd" auf das Personal macht. Ich kann mich nicht entsinnen, sie ist auch weit entfernt von einer Jägerin, glaube ich; ich möchte das auf das Schärfste zurückweisen! Vielleicht sollte sich die ÖVP ein bisschen mit ihren eigenen Gewerkschaftern unterhalten, weil nämlich die Fraktion christlicher Gewerkschafter auf ihrer Homepage die Wiener ÖVP stark verurteilt und Herr Obermülner, der FCG-Vorsitzende, der Ihnen wahrscheinlich besser bekannt ist als mir, sich dagegen verwahrt, dass Aussagen wie jene, dass in Wiener Pflegeheimen alte Menschen wie Tiere behandelt werden, in absurder Weise überzogen sind und die Bediensteten der Pflegeheime als Unmenschen dargestellt werden. Er verwahrt sich also gegen diese Anschuldigungen, und ich denke mir, da sind wir in guter Gesellschaft.

Ich habe schon gesagt, es ist nichts zu beschönigen; hier bin ich eins mit dem Bürgermeister. (GR Johannes Prochaska: Rührend ist das!) Aber man muss die Fakten klar auf den Tisch legen, und es wird bei der Untersuchungskommission wahrscheinlich notwendig sein, auch Vergleiche anzustellen, Vergleiche von Wien mit den Bundesländern, und zu schauen, was in den letzten zehn Jahren geschehen ist. Man könnte ja sagen, es sind jetzt zehn Jahre vergangen, seit wir das Programm "Hilfe im hohen Alter" verabschiedet haben.

Was mich bei all den Medienberichten am meisten und so besonders geärgert hat, ist, dass einfach quer drüber eine Aussage gefahren wird: In Wien ist in zehn Jahren nichts passiert - als ob wir am Mond leben! Jeder, der die Szene kennt, der den Gesundheitsbereich kennt, weiß ganz genau, dass das nicht stimmt. Vielleicht weiß es Herr Klubobmann Tschirf nicht so genau; ich bin davon überzeugt, dass er die Einrichtungen, um die es hier geht und über die wir heute reden, nicht von innen kennt - wahrscheinlich nur vom Hörensagen. Ich lade ihn herzlich ein - und ich glaube, auch die Beschäftigten der Geriatriezentren und Pflegezentren in Wien laden ihn herzlich ein -, sich das vor Ort anzuschauen und vor allem in diesen Einrichtungen anzuschauen, was alles in den letzten zehn Jahren passiert ist. (GR Johannes Prochaska: Ich habe dort wen! Sie haben mich nicht eingeladen, sondern abgehalten!)
Wir wissen ... (GR Johannes Prochaska: So schaut die Wahrheit aus!) Wir wissen ... (GR Johannes Prochaska: Ich habe dort jemand zu Pflegenden! Mir erzählen Sie so was nicht! - Gegenrufe bei der SPÖ.) Aber dann schauen Sie sich auch alles andere an, ja! (GR Johannes Prochaska: Ja, mir genügt das!)
Wir wissen natürlich auch - das sagen alle Prognosen und alle Wissenschafter, die sich mit dieser Materie beschäftigen -, dass auch in Zukunft Versorgung, Betreuung und Pflege älterer Menschen nicht allein durch öffentliche Mittel gewährleistet sein kann. Das wissen wir auch. Es ist sowohl in Österreich als natürlich auch in Wien der Anteil der Angehörigen, die in hervorragender Weise für ihre älteren Angehörigen sorgen, hoch. Er ist in Wien nicht so hoch wie in den Bundesländern, aber Wien hat eben auch eine andere Tradition und eine andere Bevölkerungsstruktur. Zusätzlich sind immer schon die Angebote, die es hier in Wien gibt, breiter gefächert, breiter gestreut und größer gewesen. Wir werden dann bei den Zahlen noch darauf zurückkommen.

Aber ich denke, für die Angehörigen ist es besonders wichtig, dass sie, wenn sie für ihre zu pflegenden oder zu betreuenden Mütter, Eltern, Großmütter et cetera tätig sind und wenn sie die - wohlweislich von Ihrer Regierung einberufene - Pflegekarenz in Anspruch nehmen, das Problem haben, dass sie dann in dieser Zeit nicht versichert sind. Das wurde groß in der Öffentlichkeit und medial verbreitet. Was aber nicht passiert ist: Eine Existenzgrundlage dafür, sie auch sozialversicherungsrechtlich abzusichern, wurde nicht geschaffen. Ich denke, das ist auch der Grund, warum das in Österreich nur 800 Personen in Anspruch nehmen, im Gegensatz zu der Situation, dass wir wissen, dass in Wien zirka 57 Prozent und österreichweit bis zu 80 Prozent von alten Menschen durch ihre Angehörigen betreut werden.

Deshalb erlaube ich mir, einen Antrag zum Thema Familienhospizkarenz einzubringen. Ich lese hier nur den Antrag und nicht die Begründung vor. Der Antrag lautet:

"Der Wiener Gemeinderat fordert den Bundesgesetzgeber auf, dass ArbeitnehmerInnen während der Pflegehospizkarenz entweder eine Entgeltfortzahlung oder ein Pflegekarenzgeld bekommen, das den Einkommensverlust zumindest teilweise oder so weit ersetzt, dass unter Berücksichtigung des Pflegegeldes ein Einkommen zumindest in der Höhe der Existenzgrundlage sichergestellt ist.

In formeller Hinsicht verlange ich die sofortige Abstimmung." (StRin Karin Landauer: Dass sie sozialversichert sind, ist aber schon ...!)
Alle, die schon mindestens zehn Jahre in diesem Haus sitzen - es gibt ja einige, die seinerzeit an unserem Programm "Hilfe im hohen Alter" mitgearbeitet haben -, wissen, dass Wien auch in den letzten zehn Jahren nicht untätig war. Im Gegenteil, zusätzlich zu den damals gesetzten Programmen und Maßnahmen wurde 1998 auch ein Bedarfs- und Entwicklungsplan vorgelegt. Ich darf hier - und ich glaube, da sind wir alle einer Meinung - die Inhalte dieser Planungen von damals zitieren, zu denen wir uns in den letzten zehn Jahren bekannt haben und natürlich auch in Zukunft bekennen: Das ist der Vorrang für eine Betreuung zu Hause vor einer Betreuung im stationären Bereich. Auch in diesem Sinne ist mein vorhin abgegebener Antrag zu sehen: Vorrang von Rehabilitation vor Pflege, Gesundheitsvorsorge ohne Altersgrenzen, aber auch mehr Wohnqualität statt Bettenqualität in den Pflegeeinrichtungen. Ich werde dann bei den detaillierten Maßnahmen noch darauf zurückkommen. 

Welche Maßnahmen wurden auch umgesetzt? - Weil hier immer wieder von Bettengrößen und von Strukturverbesserungen die Rede ist: Ich denke an die Anstrengungen, die die Stadt Wien in den letzten zehn Jahren nicht nur zur Verbesserung der Hotelqualität in den bestehenden Einrichtungen gemacht hat, sondern auch durch Neubau und neue Einrichtungen, für die wir uns zum Teil auch durch Ausschussreisen im Ausland sozusagen Ideen dafür geholt haben, wie hier wesentliche Maßnahmen gesetzt werden können. Das konnten wir erst unlängst durch die Eröffnung des Geriatriezentrums Süd - Geriatriezentrum Favoriten beim Kaiser-Franz-Joseph-Spital - erleben, wo 120 Ein- und Zweibettzimmer vorhanden sind. Aber die Umsetzung hat 36 Millionen EUR gekostet, das muss man eben auch dazusagen. 

Das Geriatriezentrum Nord ist in Betrieb gegangen. Das Sophienspital wurde ausgebaut - weil hier auch das Thema Rehabilitation angesprochen worden ist, und dass die Menschen nach Oberschenkelhalsbrüchen in Großeinrichtungen und Pflegeheimen landen, was nicht stimmt. Gerade die Rehabilitationsstation im Sophienspital hat große Erfolge, nämlich dass 80 Prozent der Menschen, die dort nach einer Operation wegen Oberschenkelhalsbruches rehabilitiert werden - natürlich, sage ich jetzt einmal, mehr oder weniger gesund, weil ältere Menschen üblicherweise verschiedene, oft kleine oder auch schwerwiegendere Erkrankungen haben -, manchmal mit, sehr oft aber auch ohne Hilfe wieder zu Hause leben können. 

Das alles sind Dinge, die in den Medien einfach nicht vorkommen. Es ist eben so, dass gute Nachrichten nicht so gerne gesehen werden. Ich denke mir, es ist nicht so leicht, eine neue Einrichtung zu bauen, wenn wir auf der Bundesebene einen Stabilitätspakt haben, bei dem alle vom Sparen reden und wir auf der anderen Seite für Einrichtungen Geld ausgeben, Geld ausgeben wollen und Geld ausgeben müssen. (GR Mag Christoph Chorherr: Wofür?) Für neue, sehr gute Einrichtungen, unter anderem das Geriatriezentrum Favoriten. (GR Mag Christoph Chorherr: Ja, das ist gut!)
Ich hätte schon einen Vorschlag - das nehme ich jetzt vorweg, ich wollte es eigentlich erst später sagen -, wie wir mit einem Schlag das Geld auftreiben könnten für das Geriatriezentrum Am Wienerwald. Sie können mir glauben, auch mir liegen die Achtbettzimmer im Magen - das können Sie mir wirklich glauben! Aber man muss auch dazusagen, dass ein Fünftel der Zimmer im Geriatriezentrum Am Wienerwald mittlerweile Ein- und Zweibettzimmer sind. Das hat es vor zehn Jahren noch nicht gegeben, das muss man auch dazusagen. Aber ich hätte schon eine Idee, wie wir das Geld auftreiben könnten. Frage an den Herrn Bundeskanzler und an den Verteidigungsminister, Frage an die Bundesregierung: Verzichtet auf die Abfangjäger, und gebt Wien den Anteil, der sein Anteil wäre, wenn man die Abfangjäger kauft - und es würde uns einer schon genügen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: 60 Jahre habt ihr nichts gemacht in der Stadt, 60 Jahre ...!)

Um 150 Millionen EUR, oder noch besser, 2 Milli-arden ATS, denke ich mir, können wir - und Frau StRin Pittermann hat in ihrer Rede angezogen, dass in Planung ist, im Geriatriezentrum den Pavillon 4 zu sanieren und umzubauen, weil dort die meisten Sieben- und Achtbettzimmer sind. Es ist sinnvoll, immer dort zuerst anzusetzen, wo es uns am ärgsten, sage ich einmal, im Magen liegt. Das kostet 8 Millionen EUR. Die Renovierung des Pavillons 6 im Pflegeheim Baumgarten kostet 6,5 Millionen EUR. Jetzt kann man hochrechnen, wie viele Pavillons man um 150 Millionen EUR sanieren könnte. Da bleibt noch genug Geld übrig, um auch noch neue dezentrale, kleinere Einrichtungen zu schaffen. Da bin ich total d'accord! (Beifall bei der SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Ein paar Betten ...!)

Nur diejenigen, die hier vielleicht zur Bundesregierung vermitteln könnten, sind plötzlich nicht mehr da. Wahrscheinlich haben sie hier ein bisschen Schwierigkeiten, auch Wiener Interessen auf Bundesebene durchzusetzen. Wir werden ja sehen, wie hoch die Unterstützung im nächsten Jahr sein wird, wenn es darum geht, den neuen Finanzausgleich auszuhandeln, wie es dann ausschaut ... (GR Dr Matthias Tschirf: Wer ist denn Finanzausgleichspartner? Der Herr Landeshauptmann!) Wie es dann ausschaut und wie viel Wien bekommt für seine notwendigen und wichtigen Infrastrukturaufgaben (GR Dr Matthias Tschirf: In der Bundesverfassung ist das geregelt!), die wir sehr ernst nehmen, als Sozialdemokratie besonders ernst nehmen, gerade mit unserem Anspruch, die Partei zu sein, der es wichtig ist, dass die Menschen sozial abgesichert sind - was man von der Bundesregierung nicht immer behaupten kann -, sodass wir diese Vorhaben auch durchführen können. (GR Dr Matthias Tschirf: In der Verfassung ist das geregelt!) Also gebt uns den Abfangjäger, es würde mir schon einer genügen! (GR Johannes Prochaska: Oder ein paar Subventionen weniger! - GR Kurth-Bodo Blind: Der Marathon ...! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)

Ich möchte aber trotzdem auf eines hinweisen. Von allen wird hier unisono im Zusammenhang mit "Pflegeskandal" auch das Thema Pflegenotstand und Mangel an Pflegepersonal in den Mund genommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Warum haben Sie nicht die Zivildiener ...?) Aber da muss man sich schon auch anschauen, wie schaut es in Wien aus und was tun wir ... (GR Johannes Prochaska: Ich kann mich an einen Kontrollamtsbericht erinnern! Wie war denn das?) Ja, da gab es auch Ideen darüber, dass man mit der Abfertigung vom Chefarzt die großen Investitionen in Wien macht. Ich kann Ihnen sagen, mit dem könnten wir nicht sehr weit hüpfen. (GR Johannes Prochaska: Oder vielleicht die Anwesenheitspflichten ...!) Nein, da ist mir der Abfangjäger schon lieber, sage ich Ihnen! (GR Johannes Prochaska: Das glaube ich Ihnen! In eigener Sache! - GR Mag Thomas Reindl: Das ist ja unerhört! - Weitere Zwischenrufe.) 

Auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen - viel zitierter "Pflegenotstand" in Wien. (GR Johannes Prochaska: Kontrollamtsbericht lesen!) Wir haben im stationären Pflegebereich in den Geriatriezentren in Wien von 1989 - ich nehme bewusst dieses Jahr her, weil wir alle wissen, von welchem Jahr wir da sprechen - bis 2003, bis heute, 1 500 Betten abgebaut, aber nicht einfach abgebaut, indem man sie gesperrt, weggegeben, hinausgeworfen oder sonst etwas damit getan hat, sondern durch Strukturmaßnahmen und gerade durch Verbesserungsmaßnahmen in der Hotelqualität wurden sie abgebaut. Jeder weiß, wenn ich ein Achtbettzimmer umbaue in ein Ein- oder Zweibettzimmer mit zusätzlicher Infrastruktur und Sanitäreinrichtungen, verliere ich Quadratmeter, und damit verliere ich natürlich Bettenplatz. Das ist logisch. 1 500!

Ich würde einmal meinen: so viele Betten weniger, so viele Bewohner in den Pflegeeinrichtungen weniger, da könnte ich auch Personal einsparen, nicht? Das ist aber nicht passiert. Verglichen mit 1989 haben wir - und ich rede hier nur von den Gesundheits- und Krankenpflegepersonen - um 834 Personen mehr. Und das bei 1 500 Betten weniger! 

Wenn ich mir die Personalschlüssel - sie werden immer auf 100 Betten berechnet - und auch die Entwicklung anschaue - ich habe die Zahlen von 1996 bis heute -, dann ist das um über 20 Prozent gestiegen, nämlich im Durchschnitt von 46,98 auf nun 60 Pflegekräfte pro 100 Betten. Das sind in erster Linie Diplomierte; Sie wissen, dass der Anteil der Diplomierten in den Geriatriezentren exorbitant angestiegen ist, durch viele Maßnahmen, die die Stadt Wien natürlich auch gesetzt hat. Zweiter Bildungsweg, sage ich nur einmal: eine Ausbildung, die man auch während des Dienstverhältnisses macht, bei voller Absicherung des Lebensunterhaltes. Nennen Sie mir ein Bundesland, in dem der Personalschlüssel höher ist; ich harre! - Das ist Ihr viel zitierter "Personalnotstand". 

Wir wissen, dass laut WHO-Richtlinie das Verhältnis in Pflegeeinrichtungen von Personal zu Bewohner 1 : 3 ist; im Wiener Krankenanstaltenverbund haben wir ein durchschnittliches Verhältnis von 1 : 1,7! (GR Mag Christoph Chorherr: Dann ist eh alles okay!) Das habe ich nicht gesagt. Aber wir haben nicht den globalen Pflegenotstand (GR Mag Christoph Chorherr: Entschuldigung, dass wir nachfragen! Alles bestens!), sondern wir haben hier Ergebnisse, in denen intensive Bemühungen Früchte tragen. 

Die Bemühungen sind natürlich auch abhängig davon, was man auf dem Ausbildungssektor tut. Wenn ich den Ausbildungssektor ansehe, dann schaut es österreichweit, wenn ich Wien weglasse, sage ich jetzt einmal, grimmig aus. (GR Günter Kenesei: Warum verbleiben die dann nicht in ihrem Job, wenn sie so gute Arbeitsbedingungen haben?) Weil viele, die wir hier ausbilden - das wissen Sie -, wieder in die Bundesländer zurückgehen! - Wien hat ... (GR Dr Matthias Tschirf: Warum haben Sie die Zivildiener nicht angefordert?) Weil die Zivildiener keine qualifizierten Pflegekräfte sind. Sie wissen, dass die Bundesregierung das massiv erschwert hat, dass die Kosten wesentlich erhöht wurden und dass die Zivildiener eigentlich kein diplomiertes Personal und auch keine Pflegehilfe ersetzen können. Ihre viel zitierten Freiwilligen sind schon in Ordnung, ein Nachbarschaftshilfezentrum hat auch seine wichtige Funktion. Aber mit Nachbarschaftshilfezentren allein können Sie nicht 40 000 pflege- und hilfsbedürftige Menschen in Wien betreuen. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber einiges kann man sehr wohl machen!)
Ich stehe ja zur Vielfalt, da rennen Sie bei mir offene Türen ein. Aber es genügt nicht, zu sagen: das löst das Problem, wobei man die massiven Anstrengungen, die die Stadt Wien macht, nicht sieht und den massiven Anstrengungen oft auch nicht zustimmt. Welchem Budget haben Sie denn in den letzten zehn Jahren zugestimmt? Keinem einzigen! (GR Mag Hilmar Kabas: Weil sie so schlecht waren! - Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Ja eben, keinem haben Sie zugestimmt, und damit auch nicht den Verbesserungsmaßnahmen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Die Logik ist umwerfend!)
Ich komme zurück auf die Krankenpflegeschulen. Ich habe schon gesagt, Sie werden sich ein paar Zahlen gefallen lassen müssen. Wien hat 14 Krankenpflegeschulen, Rest-Österreich 44; das Verhältnis ist 26 Prozent zu 54 Prozent. Da frage ich mich natürlich, wenn der oberösterreichische Landeshauptmann jetzt im Vorwahlkampf groß damit hinausgeht, dass Oberösterreich zusätzliche Ausbildungsplätze - ich weiß nicht, 270 oder so etwas hat er gesagt - in den nächsten paar Jahren schaffen wird: Er hat in der Presseaussendung wohlweislich verschwiegen - und wir konnten das in der kurzen Zeit nicht auftreiben -, wie viele Ausbildungsplätze es derzeit gibt, weil das ja immer auch eine Relation ist. (GR Johannes Prochaska: Aber Sie haben schon einen Landeshauptmann?) 

Wichtiger aber als die Anzahl der Schulen sind die Ausbildungsplätze, und da schaut es schon anders aus. Wien hat mehr als ein Drittel aller Ausbildungsplätze für diplomierte Krankenpflege als Restösterreich! Jetzt sagen Sie mir die Bevölkerungszahl von Wien: Sind wir ein Drittel von Österreich? Das ist mir nicht bekannt, so stark gewachsen sind wir in die letzten 20 Jahren auch nicht! (GR Mag Christoph Chorherr: Sind wir schon wieder super! - Weitere Zwischenrufe.) Ich sage das nicht, Sie sagen das. (GR Johannes Prochaska: Und die zuständigen Landeshauptleute in den Ländern ...!) Ich sage nur: Man soll aber auch das sehen, was ist! Politik ist, auch das zu sehen, was ist. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das ist richtig! - GR Mag Christoph Chorherr: Alles super!)
Wir werden uns das in der Untersuchungskommission sehr genau anschauen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Wer von der SPÖ spricht über Missstände?) Es wird das Kontrollamt sehr genau prüfen, es wird die Innenrevision des Krankenanstaltenverbundes sehr genau seine Aufgabe wahrnehmen. (GR Günter Kenesei: Alles ist in Ordnung!)
Ich möchte jetzt eine persönliche Zwischenbemerkung mich betreffend zur Frau Dr Pilz machen, weil Sie nämlich immer in der Öffentlichkeit die Wiener Sozialdienste als besonders teuren Verein zitieren. (GRin Dr Sigrid Pilz: Wie wahr, wie wahr!) Wir sind immer die einzige Organisation gewesen, die eine Fachaufsicht und eine Innenrevision bei den AußendienstmitarbeiterInnen hatte. Dass das umsonst ist, wird keiner behaupten - auch das sind Kosten. Ich werde dann bei den Entwicklungen im ambulanten Bereich noch auf ein paar andere von Ihnen zitierte Schmankerln komme.

Aber bleiben wir bei den Schulen. Ein Drittel aller Schulplätze, das sind 35 Prozent, sind in Wien. Wir sehen das bei den Diplomfeiern: Die Frau Stadträtin ist immer sehr direkt zu den AbsolventInnen und fragt sie ganz persönlich, wo sie denn hingehen, wenn sie fertig sind. Da sind dann welche aus den Bundesländern dabei, die sagen, sie gehen wieder zurück; oder sie arbeiten vielleicht eine Zeit lang hier, dann zieht vielleicht doch der Freund aus der Heimatgemeinde - ich weiß, wovon ich rede, ich stamme selber aus einem Bundesland, daher kenne ich das - oft her, und dann geht man wieder in die Heimat zurück, weil es da näher ist, weil man Kinder bekommt. Gerade wenn man in einem Pflegeberuf ist, ist es sehr wichtig - weil man ja üblicherweise Radl-Dienst zu leisten hat -, dass das Rundherum, die Familie, funktioniert. Das heißt, man braucht oft die Oma, den Opa oder andere Angehörige, noch dazu in Bundesländern, in denen es diese Kindergartenversorgung, wie wir sie in Wien haben, nicht gibt. Wer hat denn die Betriebskindergärten in den Wiener Krankenanstalten ausgebaut?

Da fällt mir gerade zum Geriatriezentrum Baumgarten etwas ein; das ist alles für Leute, die das nicht kennen. Ich weiß nicht, wer das gesagt hat, es gab ja in den letzten Wochen eine Flut von Presseaussendungen, oder ich möchte manchmal sagen: von Wortspenden in der Öffentlichkeit, von Leuten, die einfach die Sachlage nicht kennen, nämlich das, was ist, und davon rede ich. (GR Kurth-Bodo Blind: Haben Sie eine Presseaussendung gemacht?) Ich habe auch eine gemacht. (GR Kurth-Bodo Blind: Na eben! Das wird es wahrscheinlich sein!) Aber da ging es um eine Richtigstellung. - Da wurde unter anderem als besondere Maßnahme vorgeschlagen, zu Geriatriezentren Kindergärten dazuzubauen. Was glauben Sie denn, was wir im Geriatriezentrum Baumgarten haben?

Weil Sie gesagt haben, dort sind die Bewohner nicht draußen: Dann gehen Sie an einem schönen Sommertag oder Frühjahrstag oder Herbsttag einmal hin, gehen Sie dort in den Garten und schauen Sie, wer im Garten ist. Es sind die Kinder vom Kindergarten, und gleich daneben die Bewohner des Geriatriezentrums Baumgarten. Das sind Leute im Rollstuhl, das sind sogar Leute in Betten, sie werden mitsamt den Betten hinausgeführt, damit sie frische Luft haben und auch einen schönen Sommertag, einen Frühjahrstag und so weiter genießen können. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das geht, wenn um 13 Uhr die Leute im Bett sind?) 

Vielleicht war es heuer im Sommer nicht so leicht, weil es sehr heiß war. Wir wissen, dass gerade ältere Menschen viele Kreislaufprobleme haben. Das wissen wir, und da ist es nicht gerade ideal, wenn man sich in der ärgsten Mittagshitze hinaus begibt, das war also vielleicht eine Ausnahme. Aber schauen Sie sich ... (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das ist nicht wahr! Dann gehen Sie um 13 Uhr durch, und Sie werden sehen, wo sie sitzen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das hat die MA 47 festgestellt, dass die Leute im Bett waren!) 

Das war dieser Einwand, den wir uns sehr genau anschauen werden. Das war nicht um 13 Uhr; da war noch dazu die Dokumentation schlecht. Ich möchte das nicht beschönigen, ich will ja nichts beschönigen; ich will aber auch sagen, was ist. Und ich denke mir, einfach nur alles schlecht zu machen, sagt deshalb nichts! (GRin Dr Sigrid Pilz: Nichts zu machen auch nicht!) 

Das ist nicht wahr, Sie haben mir nicht zugehört! Sie haben es ja leicht, wissen Sie: Wenn Sie Forderungen aufstellen, brauchen Sie sich nie zu überlegen, wie es umgesetzt wird. Wir haben uns 1993 bei der "Hilfe im hohen Alter" sehr genau überlegt, welche Forderungen wir hineinschreiben. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das hat nichts geändert in Lainz!) Das ist nicht wahr! (GR Franz Ekkamp: Lesen Sie es noch einmal vor!) 

Ich habe es Ihnen vorhin schon gesagt, wir haben heute im Geriatriezentrum Am Wienerwald ein Fünftel der Betten in Ein- und Zweibettzimmern. Sie wollen es nicht glauben. Mir ist natürlich das Fünftel Achtbettzimmer auch zu viel, das sage ich Ihnen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Es ist mehr als ein Fünftel!) Aber wenn wir nicht mehr Geld bekommen - und das Geld brauchen wir aus dem Finanzausgleich -, dann werden wir das nicht machen können. (GRin Dr Sigrid Pilz: 1 000 Leute in Achtbettzimmern! Schauen Sie Ihre eigene Liste an!) Und hier dieser Aufruf! Wunder - ich weiß, Sie haben vielleicht ein bisschen einen Hang dorthin - passieren vielleicht im Himmel. Wir sind hier in Wien und in der Realität, und die Realität schaut so aus, dass Maßnahmen gesetzt wurden.

Eines muss man schon auch sagen, und die MA 47 kann das sehr genau nachweisen. Wenn man sich anschaut, wie stark die Budgetmittel gestiegen sind, die wir aus der Sozialhilfe zuschießen müssen - auch das ist ein Steigerungsfaktor der letzten Jahre gewesen -, sind eigentlich die Mittel aus dem Pflegegeld, auch weil das nicht valorisiert wurde, konstant geblieben. Wenn man sich die Pensionsentwicklung anschaut, die in den letzten Jahren zum Teil auch unter der Inflationsrate lag, dann darf man sich nicht wundern, dass hier die Beiträge nicht steigen und dass auf der anderen Seite - genauso wie wir es gestern schon ausgeführt haben - dadurch die Steuermittel steigen müssen, die hier über die Sozialhilfe zufließen. (Die Rednerin hält eine Grafik in die Höhe.) Das ist zwar ein bisschen klein, aber man sieht schon, dass der rote Balken um ein Eckhaus größer ist. Das ist die Entwicklung von 1996 bis 2003.

Da ist schon auch die Bundesregierung gefordert. Deswegen stelle ich hier einen zweiten Antrag, nämlich das Pflegegeld zu valorisieren und anzupassen, um auch die Preissteigerungen der letzten Jahre im Pflegegeld zu berücksichtigen. Das hilft den alten, pflegebedürftigen Menschen, die das Geld erhalten. Das hilft den Angehörigen, die in vielen Fällen ihre alten Menschen sehr gut versorgen. Aber das hilft auch den behinderten Menschen. Das ist eine Maßnahme, die seinerzeit die Sozialdemokraten eingeführt haben und zu der wir in Wien teilweise sogar kritisch gestanden sind. Ich komme nicht umhin, das hier zu sagen, aber mittlerweile wissen wir, dass das ein Jahrhundertgesetz ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Wer hat das ...?) Wenn man das allerdings nicht valorisiert, tut man den Menschen nichts Gutes. Auf der anderen Seite zwingt man die Stadt, hier noch mehr Steuermittel aufzuwenden. Das ist nicht fair, denke ich. Deshalb möchte ich diesen Antrag stellen: 

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, das Bundespflegegeld umgehend zu erhöhen und den hohen Preissteigerungen der letzten Jahre" - die Inflation der Jahre 2000 bis 2003 hat insgesamt 8 Prozent betragen, hört, hört! - "den aktuellen Erfordernissen anzupassen", weil mehr Geld für die Pflege auch eine Verbesserung - das wissen wir alle, jede Verbesserung passiert nicht umsonst und kostet Geld - der Pflege in Österreich bedeutet, und wird sich in entscheidender Weise daran messen, ob diese Erhöhung erfolgt ist oder nicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Über den ambulanten Bereich könnte ich jetzt noch einmal so lange reden, wie ich schon geredet habe. Ich werde es aber abkürzen. Ich habe auch nicht aufgepasst, wie viel Zeit ich noch habe, Frau Vorsitzende. - Da sehe ich es; oh, kurz!

Es wird hier immer wieder angesprochen, wie das Verhältnis von Pflegekräften und zu Betreuenden et cetera ist. Ich habe schon ausgeführt und sage noch einmal, dass immerhin 35 Prozent der Ausbildungsplätze in den Krankenpflegeschulen in Wien sind. Es wurden auch Anstrengungen unternommen - Herr Dr Hahn ist da, er ist mein Zeuge, er weiß ganz genau, dass eine alte Idee von mir, nämlich die Qualifizierung von Heimhelferinnen zu Pflegehelferinnen und von Pflegehelferinnen über den zweiten Bildungsweg zu diplomierten Kräften, gerade für den Ambulanzbereich der richtige Weg ist. Das ist eine alte Forderung von mir, er weiß es.

Er weiß außerdem genau, dass ich auch ihn angesetzt habe, bei Herrn Minister Bartenstein zu vermitteln, der sich dann erfreulicherweise - es war 2001 ja Vorwahlkampf, und 2002, voriges Jahr im Herbst, war Wahlkampf - aufgrund vieler Interventionen, unter anderem auch des Wiener Dachverbandes für Pflege- und Sozialdienste, endlich bereit erklärt hat, auch Mittel aus dem Arbeitsmarktservice hiefür zur Verfügung zu stellen. 

Da dies allein aber nicht reicht, hat die Stadt Wien sehr wohl Mittel aus dem Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds in einer Sonderdotierung - ich weise noch einmal darauf hin: in einer Sonderdotierung - als zusätzliche Mittel flüssig gemacht, in den nächsten Jahren für diesen Bereich, aber auch für die privaten Pflegeeinrichtungen, die einen noch viel schlechteren Personalschlüssel haben. Ich müsste jetzt suchen, aber soweit ich mich erinnern kann - ich habe vorhin gesagt, das Verhältnis beim Krankenanstaltenverbund ist 60 auf 100 Betten, und dort sind es 49 bis 50 auf 100 Betten, also um 10 Personen weniger. Das heißt, wir brauchen dort auch zusätzliches Personal, das wissen wir alle. Gerade für dieses Personal - mittlerweile wurde auch der Wiener Dachverband um diesen privaten und den stationären Pflegebereich erweitert, damit auch diese Maßnahmen koordiniert werden und hier Weiterentwicklungen in Angriff genommen werden. 

Das heißt, hier werden und wurden 300 Ausbildungs-plätze bis 2005 für HeimhelferInnen zu PflegehelferInnen, oder AbteilungshelferInnen im Stationären zu PflegehelferInnen, beziehungsweise PflegehelferInnen über den zweiten Bildungsweg zu Diplomierten. Das sind in der Regel - und ich weiß, wovon ich rede - nicht Menschen, die 18, 17 oder 16 Jahre alt sind, bei denen natürlich oft die Familie einspringt, wenn jemand in Ausbildung ist, oder in der Regel zu 100 Prozent einspringen muss - abgesehen davon, dass die Krankenpflegeschüler in Wien ein Taschengeld bekommen, das auch höher als in den Bundesländern ist, das möchte ich auch dazusagen -, sondern das sind Menschen, die in der Regel 30, 35, 40 oder 45 Jahre alt sind, in der Regel Frauen sind, die Familie haben und natürlich auch während der Ausbildungszeit von etwas leben müssen. Das heißt, es wäre wichtig - und hier ist auch Johannes Hahn mein Zeuge -, für diese Menschen den Lebensunterhalt zu sichern. Ich freue mich, dass es uns durch gemeinsame Anstrengungen gelungen ist, sicherzustellen, dass die Leute bei Weiterzahlung ihres durchschnittlichen Einkommens diese Ausbildungen machen können.

Wir haben damals gesagt: 300, dann wurde es auf 350 erhöht. Ich kann aber die neueste Meldung sagen: Mittlerweile sind wir schon bei 372 vorgemerkten Ausbildungsplätzen beziehungsweise Personen, die diese Ausbildung machen wollen. Das ist die letzte Meldung gewesen, die ich bei einer Sitzung im Wiener Dachverband erhalten habe. 372 Personen werden bis 2005 zusätzlich ausgebildet werden. Zeigen Sie mir ein Bundesland, das das auch so gemacht hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe vorhin gesagt, dass im Wiener Bedarfs- und Entwicklungsplan Vorgang für den ambulanten und für den nichtstationären Bereich besteht. Da muss man schon eines sagen: seit der "Hilfe im hohen Alter"! Vorher gab es in Wien zwei geriatrische Tageszentren, nämlich eines in der Donaustadt beim SMZ Ost, und das Ingrid Leodolter im SMZ Sophienspital; die sind älter. Seit 1993 sind 14 dazugekommen. (StRin Karin Landauer: Ja, weil sie umbenannt worden sind!) Nein, das ist nicht wahr. (StRin Karin Landauer: Das ist ja der Knüller des Tages!) Das ist nicht wahr! Die geriatrischen Tageszentren sind nicht unbenannt worden - bitte, du weißt es besser, die sind neu geschaffen worden. Es ist das am Henriettenplatz - wo ist das umbenannt worden? Das ist neu geschaffen worden. 

Jetzt bin ich stur, jetzt lese ich das vor: 15. Bezirk, Henriettenplatz, Geibelgasse-GZ, 1995. Caritas Socialis im 23. Bezirk, 1995, mit Mitteln der Stadt Wien. Caritas Socialis im 3. Bezirk - ich kann mich noch gut daran erinnern, wie die Opposition uns damals geprügelt hat, als wir hier die Subvention für die Caritas Socialis am Rennweg beschlossen haben. Da haben Sie nämlich nicht mitgestimmt. (StRin Karin Landauer: Ja, aber warum?) Da haben Sie nicht mitgestimmt. (StRin Karin Landauer: Weil es keine Ausschreibung gibt, sondern ihr vergebt das immer freihändig! - Weitere Zwischenrufe.) Das werden wir den Schwestern von der Caritas Socialis sagen, die werden sich sehr freuen, dass Sie hier so eine Meinung vertreten; eine Einrichtung - und ich bin hier nicht papstfreundlich -, die sogar vom Papst besucht wurde und weltweit Anerkennung gefunden hat. (StRin Karin Landauer: Das hat aber alles nichts mit Ausschreibung zu tun!)  Da ging es nicht um eine Ausschreibung. Da ging es um eine Subvention an eine private Einrichtung, die Hervorragendes leistet, und Sie waren damals dagegen; daran kann ich mich sehr gut erinnern. (StRin Karin Landauer: Weil ihr alles freihändig vergebt! Die Begründung war: Ausschreibung!)
Aber ich gehe schon weiter: Multiple-Sklerose-Zentrum, auch Caritas Socialis, 1995. Israelitische Kultusgemeinde im 19. Bezirk, 1995. Donaufeld, 22. Bezirk, 1996. Caritas Socialis im 9. Bezirk, 1997. Caritas Socialis, Zentrum für Alzheimerkranke, 1997. Ottakring/Hernals, im 16. Bezirk, 1998. Erzdiözese Wien, 23. Bezirk, 2000. Floridsdorf, im neuen Geriatriezentrum, 2001. Wiener Hilfswerk im 2. Bezirk, auch 2001. 3. Bezirk und Arndtstraße, 2002. 

Wir werden demnächst, sage ich Ihnen, eine Werbekampagne für die geriatrischen Tageszentren starten, weil nämlich der niedergelassene Bereich, gerade der ärztliche Bereich, oft uninformiert ist über das, was wir im ambulanten Bereich haben. 

Ich könnte jetzt noch stundenlang davon reden, was wir auch an Plätzen in Seniorenwohngemeinschaften geschaffen haben. Sie haben es sich angeschaut (StRin Karin Landauer: Die 40 Minuten sind um!), und es ist wichtig, dass wir daran weiterarbeiten. Ich könnte noch über Investitionen reden, zu denen ein Abfangjäger ganz gut war. (StRin Karin Landauer: Die 40 Minuten sind um! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ und den GRÜNEN.) Denn im Gegensatz zum Bund hat der Krankenanstaltenverbund ...

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Frau Kollegin Neck-Schaukowitsch, kommen Sie bitte zum Schluss.

GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (fortsetzend): ... seit 1998 die Investitionen auf dem konstant hohen Niveau gehalten und nicht, so wie wir es gestern gesehen haben, heruntergefahren. Ich denke mir, und ich könnte leider noch einmal - Frau Vorsitzende, ich bitte, mir zu verzeihen, aber Sie wissen, wem das Herz voll ist ... (GR Mag Christoph Chorherr: Nein, es ist eigentlich aus!) Ja, ich bin schon fertig. (StRin Karin Landauer: Das darf nicht wahr sein! Diese Lobhudelei!) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Ich habe gerade gesagt, es ist aus. 

GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (fortsetzend): Ich denke mir, das ist der richtige Weg. Wir werden Maßnahmen so weiterführen, wie wir es auch bis jetzt gewohnt waren. Wir werden Untersuchungen ernst nehmen, und wir werden vor allem im Sinne der älteren Menschen in Wien handeln, so wie wir es auch gewöhnt sind und wie es die Menschen, aber auch die Beschäftigten von uns gewöhnt sind, dass wir uns nämlich hinter sie stellen und für sie einsetzen. - In diesem Sinne: danke! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau Gemeinderätin, geben Sie mir bitte die Anträge.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich mache darauf aufmerksam, dass die Redner ab nun nur noch jeweils 20 Minuten an Redezeit haben. (StRin Karin Landauer: Aber er darf auch überziehen!) 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Als Nicht-Gesundheitspolitiker einmal eine kurze Erwiderung auf Frau Neck-Schaukowitsch: Hätte es jemals eines Beweises bedurft, warum sich in den letzten zehn Jahren nichts geändert hat, dann war das die Rede von Frau Neck-Schaukowitsch! Da liest man in den Medien, was alles los ist, und sie stellt sich hier heraus und sagt: Es ist eigentlich eh alles in Ordnung. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das stimmt ja nicht! Dann haben Sie nicht zugehört!) Wenn sie noch 20 Minuten Zeit hat: Wir sind das beste Bundesland, wir haben am meisten gemacht, wir haben die meisten Pflegeschulen (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das habe ich nicht gesagt! - GR Franz Ekkamp: Stimmt ja nicht!), eigentlich müssten sich die Bundesländer anstellen in Wien, so super, wie das ist! (GRin Dr Elisabeth Neck-Schauko-witsch: Das stimmt ja!)
Ich gehe jetzt hier heraus, um Ihnen einfach jene Zahlen zu nennen - noch einmal: nicht als Gesundheitspolitiker, sondern als jemand, der auch älter wird, der auch Eltern hat, der Tanten hatte, die dort gelegen sind, und der sich überlegt, wie ich eigentlich in Wien alt werden will - ich will in Wien alt werden, weil es eine schöne Stadt ist - und wie es mir da geht. Unbeschadet, wie die Ausbildung organisiert ist, unbeschadet dessen, was gesundheitspolitisch notwendig ist. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist interessante Vielfalt!) Ich sage noch einmal, ich fange beim Wichtigsten an und lese Ihnen dann die Zahlen dazu vor. Diese finde ich empörend, für diese Zahlen sollten Sie sich eigentlich verstecken!

Ich will sicher nicht in einem Achtbettzimmer alt werden, nicht in einem Siebenbettzimmer und auch nicht in einem Sechsbettzimmer, insbesondere dann, wenn ich in einem Pflegeheim der Stadt Wien die öffentliche Hand in Summe 60 000 ATS im Monat koste. Frau Neck-Schaukowitsch, um dieses Geld kann man bessere Pflege organisieren! (GRin Dr Elisabeth Neck-Schauko-witsch: Sie haben nicht zugehört!) Wenn Sie das nicht zusammenbringen, sind Sie schuld - lassen Sie das dann andere machen! (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch begibt sich in Richtung Saalausgang.) Jetzt sage ich Ihnen die Zahlen, bleiben Sie sitzen und hören Sie sich das an. Hören Sie sich das an, es ist nicht nur alles gut in Wien. 

Die Zahlen dazu, dass die Anzahl der Achtbettzimmer rückläufig sei: Anfragebeantwortung von der Frau Gesundheitsstadträtin aus dem Juli dieses Jahres. Wissen Sie, wie viel Prozent in Lainz heute in Vierbettzimmern oder Zimmern mit mehr Personen leben? - Ich sage es Ihnen, bevor Sie hinausgehen: 85 Prozent! Das ist Ihre eigene Anfragebeantwortung: 85 Prozent der Menschen - so viel zu Ihrer Rechnerei -, 85 Prozent der Menschen leben in Vier-, Fünf-, Sechs-, Sieben- oder Achtbettzimmern, und fast die Hälfte von ihnen in Achtbettzimmern. Das wissen Sie seit Jahren, da geht seit Jahren Geld hinein. 

Da haben Sie Recht: daran ist nicht Frau Pittermann schuld, sicher nicht. Da ist die Summe einer Sozialdemokratie schuld! Das hat Frau Pilz schön gezeigt: Seit wir hier herinnen sind, stellen wir Anträgen, machen wir Anfragen und sagen: "Hallo, Leute, das ist inhuman!" 

Ich gehe noch einen Schritt weiter. 2 300 alte Menschen an einem Ort mit dieser wirklich schwierigen Arbeit - das sage ich leidenschaftlich: Es zählt zum Schwierigsten und Aufopferndsten, was es überhaupt gibt, Menschen im hohen Alter zu pflegen. Aber zu einer Struktur, in der 2 300 Menschen an so einem Ort sind, sage ich Ihnen meine bescheidene, laienhafte Antwort: Ich halte eine derartige Großstruktur für unreformierbar! 

Da ist jetzt klar, dass man in großen Massen denkt und sagt: Achtbettzimmer, Effizienz und ich weiß nicht was. Die Lösung kann nur sein, diese Größtstrukturen aufzulösen, und zwar genau so, wie sich alle Menschen vorstellen, dass sie, wenn sie alt werden, gepflegt werden wollen. Fragen Sie einmal danach, oder fragen Sie in Ihrer eigenen Fraktion! Man will so lange wie möglich zu Hause bleiben, und dafür gibt es Beispiele auch in Wien. Auch in Wien gibt es eine Reihe von hervorragenden Beispielen, wie human - ich sage bewusst: human - und menschenwürdig ältere Menschen leben, die schrittweise pflegebedürftig werden, aber auch schrittweise wieder aus der Pflegebedürftigkeit zur Selbstständigkeit gebracht werden wollen, wenn man sie dazu motiviert. 

Genau das werfe ich Ihnen vor - und das war ja der Tenor dieses Berichtes -, dass man da alle in einen Topf wirft und unter Leiden der Menschen und auch des Pflegepersonals so tut, als könnten sie alle nicht mehr aufs Klo gehen. Aber man weiß genau, und wir alle kennen alte Menschen, die einen Schlaganfall gehabt haben, die einen Schicksalsschlag gehabt haben: Sie geben sich entweder auf - was katastrophal ist -, oder sie kämpfen darum, wieder ein selbstständiges, würdevolles Leben zu führen. Wenn man alle in eine 2 300-Pflegebedürftige-Struktur wirft, kann man sich nicht darüber wundern, dass diese Struktur diese Missstände generiert.

Jetzt ist es der Punkt, Folgendes zu sagen. Ich habe mir die Zahl von Frau Neck-Schaukowitsch und auch von Ihnen, Frau Stadträtin, da aufgeschrieben: In den nächsten Jahren wollen Sie ein Fünftel der Achtbettzimmer auflösen. Ja sind Ihnen die Dimensionen abhanden kommen? Warum ein Fünftel in ein paar Jahren? Das kann man, wenn man will, wenn man sich endlich herausstellt und sagt: das ist schlecht gelaufen, das liegt an den Strukturen, das ist nicht sanierbar. Frau Pilz hat Ihnen Zahlen genannt. Diese Strukturen dort schrittweise auf halbwegs humane Dinge umzubauen, kostet 80 Prozent dessen, was ein Neubau kostet. 

Noch einmal, es gibt in den Bundesländern und auch in Wien hervorragende Beispiele dafür, wie es sein könnte. Das ist nicht nur auf Lainz beschränkt. Ich habe auch die anderen Zahlen aus Ihrer Anfragebeantwortung. Geriatriezentrum Baumgarten: Achtbettzimmer, Siebenbettzimmer, 67 Sechsbettzimmer, 25 Fünfbettzimmer, das ist also immer zu multiplizieren. Das heißt, in Summe kann man sagen, in den Pflegeheimen der Stadt Wien ... (GRin Anica Matzka-Dojder: ... Pflegezentrum Baumgarten! Es gibt kein Achtbettzimmer im Pflegezentrum Baumgarten!) 

Gut, dann bezichtigen Sie hiermit - ich habe hier die Kopie der Anfrage an die Frau Stadträtin, bitte! - die Frau Stadträtin der Lüge. Hier steht sehr wohl, dass es so etwas gibt, das ist eine Kopie der Anfragebeantwortung. Was stimmt jetzt? Die Frau SPÖ-Gemeinderätin sagt, es gibt keine Achtbettzimmer. Die Anfragebeantwortung sagt, es gibt sie schon. ("Oje"-Rufe bei der ÖVP.) Also, was stimmt jetzt? Kommen Sie heraus - oder war die Anfragebeantwortung falsch? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Bitte? (GR Christian Oxonitsch: Sie spricht dann schon!) Sie kommt eh - also gut, gehen Sie heraus! Dann würde ich aber schon ersuchen, wenn wir uns auf so "dubiose" Quellen wie die Anfragebeantwortung der zuständigen Stadträtin verlassen: Entschuldigung für den Geheimbericht! Für das manipulierte Bös-Gutachten, das wir hier erstellen! (Heiterkeit bei der ÖVP.) Das ist vom Juli dieses Jahres. Erkundigen Sie sich geschwind, wie das ist - vielleicht wird Ihnen das eingeflüstert -, und dann gehen Sie bitte zur Frau Stadträtin und erklären ihr, was von diesen Zahlen zu halten ist. In aller Bescheidenheit entschuldige ich mich schon vorweg dafür, wenn ich etwas vorlese, was falsch ist. Es tut mir herzlich Leid, aber ich sage nicht, dass es deswegen gut ist, und gehe noch nicht zurück zu meinem Sitz. 

Ich werde diese Zahlen weiter vorlesen, und ich bleibe jetzt beim Geriatriezentrum Baumgarten: 25 Fünfbett-zimmer - also 25 mal 5 zu rechnen -, 24 Vierbettzimmer, also 24 mal 4. Die überwiegende Mehrheit lebt im Jahr 2003 - wissend, was in den letzten zehn Jahren passiert ist - in Vierbettzimmern oder in größeren Zimmern, das ist der Punkt! Und das ist eine Tatsache, die ich - noch einmal - auf eine Anfragebeantwortung von der Frau Stadträtin zurückführe. Ich halte das für grundsätzlich inhuman!

Die Verrücktheit, und was mich wirklich so empört: Da geht jemand wie Frau Neck-Schaukowitsch heraus und erklärt uns dann in 20 Minuten (GR Johannes Prochaska: 40!), in 40 Minuten - und sie hätte noch viel länger Zeit haben wollen -, wie super es eigentlich ist. Es sind schon Fehler vorgekommen - wir spitzen die Ohren und warten auf die Fehler. Welche Fehler? Sie haben Ihre Rede so begonnen: es sind Fehler gemacht worden!, und dann hören wir zu und warten: Wann kommen die Fehler? (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Nur ein halber Satz!) Dann beginnt wieder die Litanei: wie wichtig die Pflege ist - jawohl; welche aufopfernde Tätigkeit gemacht wird - jawohl, no na, wer würde das bestreiten; dass wir in Wien Gott sei Dank ein ambitioniertes Personal haben - ja, ja! Aber mit dem müssen Sie Politik machen. Wo sind die Fehler? Und welche Konsequenzen werden grundlegend gezogen? Wann ist es Schluss mit Achtbettzimmern, Siebenbettzimmern, Sechsbettzimmern? Ganz egoistisch muss ich noch damit rechnen, jetzt, mit 42 - vielleicht, Sie schütteln den Kopf, vielleicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber Sie kriegen ein Nachtkastl ...!) Ich würde es ganz gerne wissen! 

Im Grunde überrascht mich das von der Sozialdemokratie zutiefst. Wie eine Gesellschaft mit ihren alten Menschen umgeht, sagt unglaublich viel über diese Gesellschaft aus. Das ist der Punkt für mich als Nicht-Gesundheitspolitiker, wenn ich das sage: wie diese Gesamtstruktur ist, wo man durch aufopfernde Pflege der Beschäftigten die Situation verbessern kann. Ich habe den Artikel gelesen, und ich kenne Professor Schweighofer sehr gut; er hat, bevor es in Betrieb gegangen ist, diesen Neubau gezeigt, in dem es - im Übrigen nicht nur - eine Reihe von Ein- und Zweibettzimmern gibt. Das sollte der Regelfall sein! Dort gibt es aber auch, jetzt neu eröffnet, nicht nur Ein- und Zweibettzimmer, sondern dort gibt es klassisch auch wieder Vierbettzimmer. Schon da frage ich mich, wenn ich möglicherweise bis zum Sterben dort bleiben muss und das auch weiß: Wie kann man im Jahr 2003 jemand beauftragen, der Vierbettzimmer baut? Dieses Haus wird 20, 30, 40 Jahre in Betrieb sein! 

Die Selbstverständlichkeit des Wunsches eines Menschen, menschenwürdig alt werden zu dürfen, sagt unglaublich viel aus, und diese Doppelgeschichte, zehn Jahre nahezu nichts an diesen Grundstrukturen zu ändern: Achtbettzimmer und das daraus Resultierende, Klos, die irgendwo sind, und, und, und. Ja, Sie haben schon Recht, es ist schwierig mit dem Denkmalschutz. Aber Sie sind gewählt, dass man mit schwierigen Dingen umgeht und sagt: aus, Ende, zack - wir widmen das um! Wir bauen das neu, wir gehen heraus und holen uns auch Mehrheiten für eine entsprechende Finanzierung - verzeihen Sie jetzt den platten Vergleich, aber ist nicht platt! - wie etliche, vorwiegend männliche SPÖ-Gemein-deräte jedes Mal leidenschaftlich neue Gelder für Garagenprojekte verteidigen. Man muss nicht bis zu den Abfangjägern gehen; da bin ich übrigens völlig Ihrer Meinung, dieses Geld könnte man zum Beispiel wunderbar gebrauchen. Aber wenn es wirklich wichtig ist, wenn es zum Beispiel ums billige Parken geht, dann hat auch die Gemeinde Wien entsprechend Geld. 

Da geht es um Umschichtungen. Da geht es, wie Kollege Margulies gesagt hat, auch darum, zu fragen: muss die Stadt Wien jedes Jahr brav Budgetüberschüsse erzielen? - die Stadt Wien erzielt Jahr für Jahr Maastricht-Überschüsse -, oder sagen wir: Nein, wir machen jetzt einen wirklichen politischen Kraftakt und sagen, ab dem Jahr - jetzt nenne ich eines, und die Politiker, die sich auskennen, können ein besseres nennen - 2005, 2006 gibt es keine Strukturen mit Vier- und Fünf- und Sechs- und Sieben- und Achtbettzimmern mehr. Dafür brauchen wir Geld, da schichten wir um, und wir reformieren grundlegend neu. Da ist es für die Opposition ziemlich schwer, zu sagen: Nein, für dieses Geld heben wir nicht die Hand, damit die Finanzierung gemacht wird.

Aber was passiert, nachdem das zum x-ten Mal bekannt geworden ist? Da kommen Kolleginnen wie Frau Neck-Schaukowitsch und erzählen uns 40 Minuten lang, dass eigentlich eh alles super ist. Jetzt versteht die Öffentlichkeit auch, warum da nichts geändert wird: weil Sie das ja gar nicht wollen! Das ist doch eh nur Miesmacherei und Panikmache und pauschale Diffamierung, das ist ja alles nicht wahr - eigentlich, bitte, die rosarote Brille aufsetzen, durch Wien marschieren und ja keinen Sondergemeinderat einberufen, ja nicht darauf hinweisen, weil man dadurch nur die Menschen verunsichert! - Sagen Sie einmal, merken Sie nicht, was Sie mit Ihrer Politik machen? Wie sehr Sie sich damit ins Out stellen? Wie sehr die wenigsten in Wien verstehen, warum sie in Achtbettzimmer mit 2 300 Leuten gegeben werden müssen, wobei das obendrein 60 000 ATS kostet?

Es gibt zum Glück noch den gesunden Menschenverstand, der jetzt sehr viele Menschen bewegt, weil jeder einen Angehörigen hat, der bereits pflegebedürftig ist, oder selber darüber nachdenkt. Wir lesen die demographischen Studien: wirklich zunehmend ist genau diese Altersgruppe der über 70-, über 80-Jährigen, da sollen wir vorsorgen. Aber was Sie tun, ist genau das Gegenteil, und deswegen sind Sie so unter Druck. Das ist auch gut so, weil das der einzige Punkt ist, der Sie zu Reformen zwingt. 

Ein Letztes: Der Rücktritt der Frau Pittermann allein, wann immer er auch kommen wird, löst das Problem nicht. Dann kommt ein neuer Gesundheitsstadtrat, eine neue Gesundheitsstadträtin, aber die zentrale Frage wird bleiben: Wie wird mit diesen Strukturen umgegangen? Nimmt man diese zur Kenntnis und verteidigt sie noch, wie Frau Neck-Schaukowitsch, oder sagt man: das wird geändert!, gibt ihnen Geld in die Hand und hat den politischen Mut und den Willen, das zu ändern? - Genau darauf warten wir! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Galerie!

Wir haben heute einen Sondergemeinderat: Skandal Lainz. Hier geht es um die Ärmsten der Armen, die hilflos abhängig hochaltrig sind. 

Frau Stadträtin! Es haben schon die Vorredner gesagt: Sie haben gesagt, es sind Fehler passiert. Aber all das, worauf wir gewartet haben: welche Maßnahmen werden Sie setzen, um das zu bereinigen?, das haben Sie nicht gemacht. Das interessiert Sie offenbar nicht. 

Ich stelle aber auch fest, dass die Damen und Herren von der sozialistischen Fraktion, die eigentlich großes Interesse daran haben sollten, heute gut zuzuhören, was hier alles schief läuft, auch kein Interesse haben. Schauen Sie sich die leeren Reihen an! (Beifall bei der ÖVP.) Das ist ein Sittenbild der sozialdemokratischen Politik (GR Harry Kopietz: Sie waren gestern nicht einmal da, als Sie Ihren eigenen Antrag eingebracht haben!), und hier sieht man, wie "ernst" sie die alten und pflegebedürftigen Menschen in Wien nehmen. (GR Harry Kopietz: Wo waren denn Sie? - Gegenrufe bei der ÖVP.)
Frau Stadträtin! Sie haben das Pflegegeld angeschnitten, das seit 1998 nicht valorisiert worden ist. Die Frau Kollegin hat auch einen entsprechenden Antrag eingebracht. Ich gebe Ihnen Recht, es gehört valorisiert. Nur erinnere ich Sie schon daran, dass die Sozialhilfe in Wien - dafür sind Sie zuständig, und da haben Sie als Stadträtin die Möglichkeit, mitzuwirken - seit 1995 nicht valorisiert worden ist. Nehmen Sie also auch das zur Kenntnis! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Stimmen Sie jetzt mit, wie Sie in der Kommission gesagt haben? Stimmen Sie jetzt mit?) 

Weil Frau Kollegin Neck-Schaukowitsch so euphorisch gesagt hat - und da bin ich auch bei Ihnen, Frau Kollegin -, eigentlich ist der zweite Bildungsweg sehr positiv, und hier ist etwas gelungen: Minister Bartenstein hat ... (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wissen Sie, wie viele Leute ... schicken müssen?) Aber das haben Sie offenbar vergessen, dass Ihre eigene Stadträtin dagegen war und gesagt hat: Sie will keine "Schmalspur-Ausbildung"! (Beifall bei der ÖVP.)
Da heute so viel davon - auch Sie, Frau Stadträtin, haben 

Auch Sie, Frau Stadträtin, haben gesagt, für 100 Pfleglinge gibt es 63 Bedienstete. Ich habe da eine Presseaussendung, wo das Pflegepersonal sagt, die Berechnung sieht an sich so aus, allerdings werden dabei Oberschwestern, Pflegeverwalter und freigestellte Betriebsräte mitgezählt. Urlaube und Krankenstände sind auch nicht berücksichtigt. Tatsächlich stehen dann oft nur zwei Schwestern für 30 Patienten zur Verfügung. Und wir haben vorgestern in der Geriatriekommission gehört, dass es – hören Sie – bis zu 43 Prozent Krankenstände gibt. (GR Gerhard Pfeiffer: Wer kümmert sich dann um die Patienten?) 

Frau Stadträtin, noch etwas: Karl Kraus hat schon gesagt, wir leben in Wien und nicht im Vergleich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie stellen immer wieder Vergleiche an, Sie kommen immer wieder auf die ach so böse Bundesregierung. Das, was Sie im eigenen Haus selbst machen können, wird nicht gesagt. 

Herr Kollege Chorherr, Sie haben die Gunst der späten Geburt. Bei mir schaut das schon anders aus. Ich bin 63. Also wenn ich heute zugehört habe, was mir ins Haus steht, ist das nicht gerade das Allerschönste. (GRin Dr Sigrid Pilz: Organisieren Sie sich ambulante Betreuung!) 

Nun zu den Schlüsselarbeitskräften. Auch das, Frau Stadträtin, haben Sie angeführt. Es gibt ein Gesetz. Ich nehme an, Sie sind informiert. Ich nehme an, Sie wissen auch, dass es für diplomierte Krankenschwestern die 60‑Prozent-Regelung gibt. Das heißt, wenn eine Krankenschwester 18 500 S netto verdient, dann ist sie in dieser Schlüsselqualifikation. 18 500 S netto für ein Krankenpflegepersonal, das gut ausgebildet ist, das qualifiziert ist, ist, glaube ich, etwas, was die Gemeinde Wien sich wohl leisten kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Darüber hinaus gibt es noch eine Sonderregelung für jene, die pendeln können. Da gibt es überhaupt nichts. Da gibt es eine eigene Verordnung ,die 40‑Prozent-Regelung. Entweder Sie wissen es nicht, dann ist es traurig, oder Sie wissen es und sagen hier etwas anderes, um uns wieder einmal zu sagen, wie schlecht die böse Bundesregierung ist. Dann ist das etwas, was man durchaus kritisieren darf.

Meine Damen und Herren, als vor einigen Wochen dieser Pflegeskandal bekannt wurde, da waren Sie, Frau Dr Pittermann, und der Herr Bürgermeister völlig überrascht. "Profil" hat dann geschrieben, Sie waren so überrascht und so hilflos, als wenn Sie stundenlang nach einem Pfleger gerufen hätten, der nicht gekommen ist. Bgm Häupl war auch so beschämt und hat gesagt: "Um Gottes willen! Das ist ja schrecklich! So etwas darf nie mehr in unserer Stadt passieren!" Sie haben noch gesagt, Sie hätte fast der Schlag getroffen. Dazu muss ich schon fragen: Frau Stadträtin, ist das Naivität? Das ist nämlich das Harmloseste, was mir dazu einfällt. Sie fragten sich dann im "Standard"-Interview, warum dies von außen aufgedeckt werden musste. Das lässt sich leicht beantworten. Auf interne Berichte haben Sie nicht reagiert. Den Aufschrei vom ÖPKV, über die Präsidentin, die bei Ihnen war, haben Sie ignoriert. Das war bereits vor fast einem Jahr. Viele andere ebenso. Ich will jetzt gar nicht alles aufzählen, weil es schon gesagt worden ist. Worauf ich aber hinaus möchte, ist, Sie haben völlig ignoriert, was hier von den Oppositionsparteien immer wieder gesagt wurde. Wenn der Herr Bürgermeister sagt, er sei so entsetzt und habe das alles nicht gewusst, dann kann ich nur sagen, selber schuld, soll er öfter im Gemeinderat sitzen und sich die Reden anhören, dann wüsste er es! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn er es nicht tut und wenn Sie überrascht tun, Frau Stadträtin, dann wundert mich das schon, aber ich erinnere mich noch genau daran – es war beim Rechnungsabschluss oder beim Voranschlag –, dass auf jeden Fall alle Oppositionsparteien sehr darüber geklagt haben, dass Sie bei Redebeiträgen von uns, wenn Sie im Raum waren, ganz hinten gestanden sind und mit einer Kollegin oder mit einem Kollegen sehr demonstrativ geplaudert haben. Sie wollten uns zeigen, wie unwichtig diese Beiträge von der Opposition sind und dass man das einfach nicht einmal ignoriert, wie man auf gut wienerisch sagt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber, Frau Stadträtin, Hochmut kommt vor dem Fall. Lainz ist eine unendliche Geschichte. Wenn ich an 1989 erinnere, an den Mord im Krankenhaus Lainz, haben sich die Experten mit den Lebensumständen der älteren Menschen sehr beschäftigt. Ich erinnere an den Bericht, wo Prof Rosenmayer, Prof Fellinger und Frau Dozentin Seidl mitgewirkt haben. Einhellig hat man damals schon gesagt, das größte Übel sind die großen Einheiten, wir brauchen kleine Einheiten. Die Experten wurden angehört, man hat kleine Veränderungen vorgenommen, alles versprochen, wenig gehalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn heute hier gesagt wird, es hat sich ohnedies schon so viel verändert, sind jedoch 115 Zimmer mit Achtbettbelegung in Lainz ein struktureller Wahnsinn! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Frau Kollegin Pilz hat schon gesagt, es gibt keinen privaten Bereich. Das Nachtkästchen ist das Einzige. Und das in unserer Gesellschaft, wo es Wellnessluxusburgen gibt und andererseits die Ärmsten der Armen in menschenunwürdige Massenquartiere abgeschoben werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Viele Pfleglinge – ich sage das nicht das erste Mal, aber es ist mir wirklich wichtig und belastet mich – erleiden den sozialen Tod lange vor ihrem physischen Tod, und das mit Wissen der politisch Verantwortlichen in dieser Stadt, mit Wissen von Ihnen, Frau Stadträtin, aber natürlich ebenso – auch wenn er angeblich von nichts gewusst hat, was noch viel tragischer ist – mit Wissen des Bgm Häupl!

Es hat viele Beschwerden gegeben. Der Rechnungshof hat kritisiert. Das Kontrollamt hat beanstandet. Die MA 47 ist nie überprüft worden. Das erste Mal im Juli. Als sich zwei Sachwalter sehr lange einfach nicht haben abwimmeln lassen, ist es endlich dazu gekommen. Das ist kein einmaliges Versagen und auch nicht ein einmaliger Personalmangel, sondern das ist das ganze System, das grundlegend reformiert gehört! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe in den letzten Wochen unglaublich viele Briefe und sehr viele Anrufe von Angehörigen von Pflegebewohnern, aber auch von vielen Pflegepersonen bekommen. Ich muss Ihnen sagen, es ist wirklich erschütternd. Diese Fälle ziehen sich wirklich durch vom Jahre 1989 an.

Ein Fall, der mich sehr berührt hat: Ein Mann war bei mir. Seine Mutter ist 1995 gestorben. Er hat all das bestätigt, was in den Zeitungen steht. Das hat er damals schon alles erlebt. Sein Schicksal ist abgeschlossen. Die Mutter lebt nicht mehr. Sie wurden Stadträtin. Im Jahr 2000 ist er zu Ihnen ins Büro gekommen, weil er sich gedacht hat, jetzt kommt eine Ärztin, die ein besonderes Sensorium haben wird. Das helfe zwar seinen Angehörigen nichts mehr, aber für die anderen gehe er hin und werde es aufzeigen. Er war nicht bei Ihnen, denn er ist nicht bis zu Ihnen gekommen. Er wurde bereits im Vorzimmer aufgehalten. Man hat ihm zugesagt, dass Ihnen das alles mitgeteilt wird und Sie antworten werden, aber auf die Antwort wartet er heute noch.

Es gab auch viele Anrufe von Pflegepersonen. Ich muss Ihnen sagen, ein Anruf – Kollege Tschirf hat ganz kurz darauf hingewiesen – hat mich besonders erschüttert. Eine Diplompflegerin hat angerufen und erzählt, dass sie nach ihrer Ausbildung sehr motiviert in das Pflegeheim gekommen ist, wirklich idealistisch. Sie wollte den Menschen die letzten Lebenstage noch verschönern. Die Realität war ganz anders. Sie hat sich dagegen gewehrt und wurde versetzt. Sie hat sich wieder gewehrt und wurde wieder versetzt. In der Zwischenzeit war sie schon sehr verzweifelt, ist zu einem Kollegen gegangen und hat gemeint: "Ich halte das einfach nicht mehr aus. Was soll ich tun?" Die Antwort des Kollegen lassen Sie sich bitte auf der Zunge zergehen. Er hat gesagt: "Wenn du in das Haus hereinkommst, gib dein Hirn beim Portier ab. Dann wirst du es aushalten." Haben Sie das gehört? "Wenn du beim Haus hereingehst, gib das Hirn beim Portier ab. Dann wirst du es aushalten." Das ist die Situation, die wir gerade in Lainz haben. 

Ich habe da noch einen Fall, der mehr als interessant ist. Dabei geht es um die Verrechnung und man muss sagen, das ist auch beachtlich. Da wurde einem Herrn, dessen Frau im Pflegeheim war, im Jahr 2000 ein Betrag von 9 500 S vorgelegt. Er sollte unterschreiben, hat aber nachgefragt. Er hat gesagt, er unterschreibe nicht, er möchte die Unterlagen und möchte sich erkundigen. Das wurde ihm verwehrt. Dann ist er zur nächsten Instanz gegangen. Bei der dritten Instanz durfte er die Unterlagen endlich mitnehmen. Er ist schließlich zu einem Rechtsanwalt gegangen. Es hat dann zwei Jahre lang einen Briefwechsel zwischen Rechtsanwalt und MA 47 gegeben. Aus den 9 500 S ist letztendlich ein Betrag von – hören und staunen Sie – 80 EUR geworden. Dieser Herr, der bei mir war, hat gesagt, alle waren offenbar überrascht, weil er der Erste war, der sich dagegen gewehrt hat. Daher konnte man das überhaupt nicht glauben. Ich glaube das schon, weil wenn man Angehörige in ein Pflegeheim bringt, dann muss man Bittsteller sein und ist man sehr froh, dass es möglich ist. Da kann ich mir schon vorstellen, dass nicht jeder diesen Weg geht. 

Dieser Herr hat an den Herrn Bürgermeister geschrieben. Natürlich war das jetzt. Sie werden es nicht glauben – ich meine, es ist an sich positiv –, die Antwort ist sofort gekommen, dass alles untersucht wird. Sogar mit reitendem Boten ist die Antwort gekommen, nicht mit der Post. Nein, ein Mitarbeiter des Herrn Bürgermeisters ist persönlich zu diesem Herrn gekommen und hat ihm den Brief des Bürgermeisters überreicht. Sehen Sie, so schnell kann man agieren! Wenn das zu einer anderen Zeit gewesen wäre, frage ich mich, ob überhaupt eine Antwort gekommen wäre! (Beifall bei der ÖVP.)

Frau Stadträtin, beim Pflegeheimgesetz kann ich es kurz machen. Die Frau Kollegin Pilz hat das so ausführlich und so gut berichtet. Seit mehr als zehn Jahren hat der GR Margulies unglaubliche Verdienste erwiesen, der immer wieder, alle halben Jahre, gesagt hat, dass wir das brauchen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Der Vater Margulies!) Auch Sie, Herr Stadtrat, haben alle halben Jahre gesagt, dass das kommt und kommt und kommt, aber es ist halt nicht gekommen. Was Sie uns dann im Jahr 2000 vorgelegt haben, war zahnlos, mutlos. Heute ist es besser, man schweigt darüber. 

Dass es keinen Pflegeheimplan gibt, ist bekannt, obwohl es einen gibt, aber halt doch nicht offiziell gibt. Dabei wäre das so unendlich wichtig, weil dies für die sozialen Kontakte der Hochaltrigen von ganz besonderer Bedeutung ist. Betreutes Wohnen steckt in den Kinderschuhen. Hospizbetten gibt es kaum. Und so fort. Da möchte ich auf die demografische Entwicklung gar nicht näher eingehen. 

Aus diesem Grund bringen meine Kollegen Lakatha, Dr Hahn und ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag an:

"Die amtsführende Stadträtin für Gesundheits- und Spitalswesen wird aufgefordert, den Ausbau der mobilen Pflege und Altenbetreuung und die vermehrte Einrichtung von dezentralen wohnortnahen Pflegestrukturen zu forcieren. Diesbezüglich möge der entsprechende Personalstand ausgebaut werden und die räumlichen und baulichen Voraussetzungen geschaffen werden. In diesem Zusammenhang sind auch gemeinnützige Vereine, mit denen die Stadt Wien auf dem Gebiet der Altenbetreuung zusammenarbeitet, verstärkt einzubeziehen und auch die ehrenamtlichen Mitglieder. Die amtsführende Stadträtin für Gesundheits- und Spitalswesen wird in diesem Zusammenhang ersucht, einen diesbezüglichen Bericht über den aktuellen Stand und die kurz- und mittelfristigen weiteren Vorhaben nach den oben genannten Vorgaben auf diesem Gebiet im Ausschuss der Geschäftsgruppe vorzulegen."

In formeller Hinsicht wird um sofortige Abstimmung ersucht. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir bringen dann noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, und zwar im Zusammenhang mit dem Personalmangel. Dazu möchte ich Folgendes sagen: Gerade in den letzten Wochen haben sich so viele Damen und Herren gemeldet, die im Pflegeberuf tätig sind. Heute wurde die Geriatriekommission von Ihnen, Herr Kollege Kowarik, erwähnt. Mich hat das auch im Vorjahr so berührt, wie viele Idealistinnen und Idealisten gerade in diesem Pflegeberuf vorhanden sind und wie sie unter den Realitäten, unter denen sie arbeiten müssen, leiden. Es ist mir daher wirklich ein tiefes Bedürfnis, den Pflegepersonen auf allen Ebenen herzlich zu danken!

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, ich bitte Sie, noch den Antrag einzubringen. Die Redezeit ist schon aus. (StRin Karin Landauer: Die Frau Neck‑Schaukowitsch hat auch überzogen! Das wird die Frau Korosec auch tun dürfen!)

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Wir werden alles unternehmen, damit wir Ihnen helfen können. Glauben Sie mir, das ist nicht etwas, was heute passiert. Wir werden nicht zur Tagesordnung übergehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich habe noch einen Antrag. Dieser betrifft die Pflegeanwaltschaft. Frau Pittermann, es gibt drei Lösungen, die durchaus akzeptabel sind:

Die erste ist die Volksanwaltschaft. Die Volksanwaltschaft kann überprüfen. Hier könnte man mit PR‑Arbeit durchaus dazu kommen. (GR Christian Oxonitsch: Bringen Sie Ihren Antrag ein!)
Die zweite ist der Patientenanwalt. Das wurde heute schon gesagt. Da müsste man halt einiges tun. 

Die dritte ist der Pflegeanwalt. Wir glauben, dass das Signalcharakter hätte, aber unabhängig muss er sein – das ist ganz selbstverständlich – und natürlich weisungsfrei. (GR Christian Oxonitsch: Ich glaube, Ihre Redezeit ist zu Ende!) Dr Vogt ist ein sehr ehrenwerter Mann. Ich schätze ihn persönlich. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Korosec, ich muss Sie bitten, jetzt den Antrag einzubringen.

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Damit darf ich jetzt den Antrag auf einen Pflegeanwalt einbringen. Ich werde ihn nicht mehr verlesen, sondern ich gebe ihn einfach ab. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer am Wort. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich für meinen Zwischenruf entschuldigen, aber über 40 Minuten Frau Dr Neck‑Schaukowitsch war mir einfach ein bisschen zu viel.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, ich habe den Zwischenruf negiert.

StRin Karin Landauer (fortsetzend): Frau Stadträtin, ich hoffe, dass ich Sie falsch verstanden habe, dass Sie bei Ihrer Mitteilung gesagt haben, dass die Bundesregierung den Zugang zur Gesundheit erschweren wird, damit die Menschen nicht mehr so alt werden. Ich hoffe wirklich, dass das nicht so gemeint war. Ich werde das dann im Protokoll nachlesen, weil das wäre eine Ungeheuerlichkeit, die Sie hier gesagt hätten! (GRin Anica Matzka‑Dojder: Mit den Ambulanzgebühren hat die Bundesregierung den Zugang zur Gesundheit erschwert!) – Sie sind dann zum Wort gemeldet und können das dann alles sagen!

Aber im Schluss Ihrer Mitteilung sprachen Sie von einer derzeit stattfindenden Kampagne. Bitte, wer macht eine Kampagne? Hätten Sie nicht jahrelang etwas vertuscht – nicht nur Sie, sondern auch der Herr StR Rieder und alle hier anwesenden Sozialdemokraten –, dann wäre es nicht notwendig gewesen, Unterlagen der Öffentlichkeit preiszugeben und man hätte wahrscheinlich viel Leid verhindern können. Wir glauben nicht, dass diese Zustände durch das Fehlverhalten der einen oder anderen Pflegeperson entstanden sind, sondern das, was wir jetzt haben, liegt an Ihnen, meine Damen und Herren der Sozialdemokratie!

Frau Dr Neck‑Schaukowitsch hat gesagt, was in den letzten zehn Jahren alles passiert ist. Das stimmt, da ist einiges Gutes passiert. Zum Beispiel gibt es gerade in Lainz die Kurzzeitpflege, wo es gelungen ist, über 1 000 Patientinnen und Patienten wieder nach Hause zu entlassen. Das ist zum Beispiel etwas, worüber man überhaupt nicht mehr redet, weil jetzt nur mehr die Missstände im Mittelpunkt stehen. (Beifall bei GRin Anica Matzka‑Dojder.) – Sie brauchen nicht zu applaudieren, weil die Missstände einfach furchtbar sind. Hier sind einfach alle aufgerufen, raschest zu handeln.

Seit gestern haben wir auch noch einen mich wahnsinnig betroffen machenden Pflegemissstand im AKH, dass dort jemand bis auf die Knochen wundgelegen ist. Ich frage mich: Wo war da die Stationsschwester? Wo war der zuständige Stationsarzt? Was geschieht bei den Visiten? Der Mensch muss doch entsetzliche Schmerzen gehabt haben! Ich frage mich auch, wie es sein kann, dass Prof Vecsei, der einen weltweiten Ruf als Unfallchirurg hat und der vor einigen Wochen darauf hingewiesen hat, wie schlimm es um die Unfallabteilung im AKH steht, wie schlecht die finanzielle Auslastung ist und dass Personal fehlt, jetzt als ärztlicher Leiterstellvertreter abberufen wurde. Was heißt das? Sie gehen jetzt auch so mit Kapazundern um? Dann können Sie sich ja vorstellen, wie man erst mit einer kleinen Mitarbeiterin umgeht, wenn sie da etwas aufzeigt! Das ist das, was mich wahnsinnig erschreckt!

Daher sage ich, Frau Stadträtin, unser Misstrauensantrag ist gerechtfertigt. Ich hätte eigentlich erwartet, dass Sie diesen Rücktritt von selbst machen werden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Klubobmann Chorherr hat gesagt, er ist 42 und hat Gott sei Dank noch lange Zeit, bis er in eine solche Einrichtung kommt. Ich hoffe und wünsche es ihm, aber, meine Damen und Herren, in den Pflegeheimen liegen auch junge Pflegebedürftige, gerade in Zeiten wie diesen, wo wir leider oder Gott sei Dank das Auto haben, wir sind nur leider unfallgefährdet. Es gibt junge Menschen, die querschnittsgelähmt in Pflegeheimeinrichtungen liegen, und zwar in Achtbettzimmern oder in Sechsbettzimmern, mit alten, teilweise nicht mehr ansprechbaren Personen. Als wir hier im Hause und im Ausschuss gesagt haben, wir müssen für diese jungen pflegebedürftigen Menschen eine Lösung finden, ist das weggeschoben worden, denn das sei alles nicht so. Das ist das, was mich so betroffen macht.

Ich habe Lainz I erlebt. Ich habe die Kommissionen erlebt. Ich habe die Expertenrunden erlebt. Ich habe das erlebt, was der Herr StR Rieder am Papier produziert hat. (VBgm Dr Sepp Rieder: Und umgesetzt hat!) Vieles – ich sage es noch einmal – wurde umgesetzt, aber, lieber Herr StR Rieder, das, was jetzt ausgebrochen ist, ist nicht alles unter Frau StRin Pittermann, sondern auch in deiner Zeit passiert! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Schlimme ist, wie gesagt, ich habe den Prof Vecsei genannt, weil ich mir denke, hier hat jemand die Öffentlichkeit aufmerksam gemacht und man hat ihn abgesetzt. MitarbeiterInnen zeigen auf, mündlich, schriftlich, anonym, mit Namen. Was passiert? Sie werden versetzt. Bei den Angehörigen gibt es wahrscheinlich ganz wenige, die aufzeigen, weil sie alle Angst davor haben, dass dann ihre Angehörigen, die in den Pflegeeinrichtungen liegen, vielleicht verwiesen werden.

Wir Freiheitlichen haben zwei Dringliche, einen Initiativantrag, fünf Beschlussanträge, zwölf mündliche Anfragen, 21 Anträge und 60 Anfragen gestellt. Ich bringe zum Beweis das Paket. Dabei geht es nur um Missstände, um Pflegenotstand. Was wurde damit gemacht? Alles niedergestimmt, das ist alles unnötig und nicht wahr! Allein wenn ich mir die Diskussionen im Gesundheitsausschuss anschaue, werden diese nicht ehrlich geführt, sondern sobald ein Freiheitlicher oder überhaupt jemand von der Opposition den Mund aufmacht, macht er entweder Angst, Panik, lügt oder sind es immer nur Einzelfälle. Aber jeder einzelne Einzelfall ist ein Problem und wäre von Ihnen als verantwortliche Politiker abzustellen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie betonen immer, welch tollen Personalschlüssel wir haben. Es wurde schon gesagt, dass dabei Karenz, Krankenstände und Pflegeurlaub nicht berücksichtigt werden, all die Dinge, die Mitarbeiter betreffen. Diese fehlen dann und so müssen zwei Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 30 Patientinnen oder Patienten betreuen. Da sagen Sie wieder, die Bundesregierung ist schuld, weil diese Menschen erst sehr spät in die Pension gehen können. Lassen Sie sich doch etwas Neues einfallen! Schaffen Sie Rahmenbedingungen, Hebebühnen, Luftmatratzen, all die Rahmenbedingungen, die zur Erleichterung der Pflege da sind! Zivildiener, die fehlen – das ist für mich überhaupt das Absurdeste –, könnten den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei der Essensreichung helfen, die Patientinnen und Patienten auf die Toilette, im Rollstuhl ins Freie oder einfach zu Fuß ins Freie führen und den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zur Seite stehen und sie entlasten. Aber Sie fordern sie einfach nicht an! 

Von Schlüsselarbeitskräften hat die Frau Korosec schon gesprochen. Dazu möchte ich mich gar nicht mehr äußern, weil auch das zu absurd ist. Heben Sie den Verdienst dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an! Wenn ich mir vorstelle, dass eine Krankenschwester 1 400 EUR verdient, ist das lächerlich für diesen Beruf! Da gehört wirklich ein Akzent gesetzt! (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Wenn ich mir vorstelle, dass die Hauptgruppe II der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten heute hier Flugzetteln verteilt, was der ÖVP und der FPÖ Ungeheuerliches einfällt, das zu vermarkten, so kann ich nur sagen, wir haben überhaupt nichts vermarktet. Wir haben hier das aufgelistet, was im Erhebungsbogen von der MA 47 dankenswerterweise aufgezeigt wurde. Was hat die Frau Stadträtin gemacht? Sie ruft sie ab und es wird von der MA 15 geprüft! Es ist alles so absurd, dass ich mir denke, dass kann alles nicht wahr sein! Wenn die Gewerkschaft ihre Aufgabe ernst nehmen würde, wäre das Pflegepersonal endgültig und richtig leistungsgerecht honoriert! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben schon so viel von den Achtbettzimmern gehört. Meine Damen und Herren, im AKH – das ist das Beste, unser Paradebeispiel – gibt es Dreibettzimmer, eines links und eines rechts. Für sechs Personen gibt es eine Dusche und ein WC. Also gehört das komplette Spitals-, Gesundheits- und Pflegeheimwesen reformiert. Es gibt Systemschwächen. Für diesen schweren Beruf gibt es noch immer kein Maturaniveau. Die umliegenden Länder haben das alles.

Wir haben bei Lainz I die kollegiale Führung mit Experten in Frage gestellt, weil wir gesagt haben, die Experten haben uns aufgeklärt, dass das nicht das Richtige ist. Bis dato wurde nichts verändert. Ich frage mich auch, wo denn der Herr GenDior Hauke ist. (GR Rudolf Hundstorfer: Im Geriatriezentrum Favoriten hast du nur eine Pflegedirektorin!) Wunderbar, aber eine! Die kollegiale Führung gehört in Frage gestellt. (GR Rudolf Hundstorfer: Es ist etwas verändert worden!) Ich würde sagen, vieles, was am Papier vor zehn Jahren entwickelt wurde, sollte man sich vielleicht noch einmal durchlesen und umsetzen. Wie gesagt: Wo ist der Herr GenDior Hauke? Der muss von diesen Missständen gewusst haben.

Es gibt immer wieder Willkürakte. Es gibt schlechte Arbeitsbedingungen. Es gibt eine hohe Unzufriedenheit mit der Führung. Es gibt überhaupt kein Krisenmanagement. Ich kann Ihnen sagen, diese Liste ließe sich beliebig lange fortsetzen.

Ich erlaube mir jetzt einen Brief – den wahrscheinlich alle bekommen haben – von der Interessengemeinschaft der Bediensteten des Geriatriezentrums Am Wienerwald an den Bgm Häupl vorzulesen:

"Es liegt jetzt ganz alleine an Ihnen, sehr geehrter Herr Bürgermeister, ob diese und viele weitere Vorfälle für einen Neubeginn genützt werden oder ob die Herrschaft dieser Leute in einem noch ärgeren Maß weitergehen kann. Sofort nach dem Bekanntwerden dieses Schreibens wird im GZW und im restlichen Krankenanstaltenverbund die große Verrätersuche einsetzen, die mehr oder weniger erfolgreich die kritischen (und damit auch verdächtigen) Mitarbeiter ermitteln und anschließend existenziell vernichten wird (wie das geht, hat Hauke heute bereits an einem Pfleger per Strafanzeige vorexerziert). Etwaige halbherzige Aufklärungsversuche seitens des Magistrats werden an der Angst der Mitarbeiter und dem Mobbing der Anstaltsleitung scheitern und Hauke kann wieder melden: Alles in Ordnung. Bis zum nächsten Skandal und so fort." - Zitat Ende.

Ich fordere den Herrn Bgm Michael Häupl auf, da er laut der Stadtverfassung der Letztverantwortliche ist, die Verantwortung gegenüber den Wienerinnen und Wienern wahrzunehmen, die Frau StRin Pittermann abzuberufen und tatsächlich für Veränderungen im Pflegesystem zu sorgen. Es muss auch eine Garantie für die Menschen abgeben, die in Pflegeheimen, in Spitälern, in Pensionistenwohnhäusern, im extramuralen Bereich sein werden oder sind, eine Menschenwürde bis zuletzt zu erleben. Nur so könnte ich mir vorstellen, dass es in Wien zu einer menschenwürdigen Pflege kommt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Matzka‑Dojder gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bin sehr froh und finde es ungeheuer wichtig, dass ich heute hier die Gelegenheit habe, über die politischen Fragen der Altenpflege in Wien zu reden. Bevor ich aber zu meiner eigentlichen Rede komme, möchte ich ein paar Sachen zu meinen Vorrednerinnen und Vorredner sagen.

Herr GR Chorherr ist jetzt nicht da, aber es gibt in der Tat im Geriatriezentrum Baumgarten kein Achtbettzimmer. Ich weiß nicht, welche Mitteilung er hat. (GRin Dr Sigrid Pilz: Anfragebeantwortung!) Entschuldigen Sie bitte, ich kopiere Ihnen diese Unterlage von 2003. Ich weiß nicht, welche Sie verwendet haben. Es gibt ein Achtbettzimmer im Sankt‑Rochus‑Heim, aber kein einziges im Geriatriezentrum in Baumgarten. (GRin Dr Sigrid Pilz: Erzählen Sie das der Frau Pittermann!) Sie bekommen von mir nachher eine Kopie, Frau Gemeinderätin. (GRin Dr Sigrid Pilz: Die Anfrage wurde von Frau Pittermann im Juli dieses Jahres beantwortet! Das war dieses Zitat! Das ist die Originalantwort der Frau Pittermann! Also fragen Sie sie selbst!) 

Frau GRin Korosec, auch zu Ihren Ausführungen möchte ich etwas sagen, und zwar: Der Personalberechnungsschlüssel bezieht sich nicht auf Abteilungshilfen, sondern nur auf die beiden Pflegeberufsgruppen Diplomierte und Pflegehelferinnen. Auch das muss ich richtig stellen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das wissen wir!)

Zu meiner Vorgängerin, Frau StRin Landauer: Ich habe mich schon bedankt, dass Sie gewisse Dinge richtig gesagt haben. Aber Sie sagten auch, es gäbe keine Hetzkampagne. Dann frage ich Sie, Frau Stadträtin: Was ist das? Eine bezahlte Anzeige in der "Kronen Zeitung"! Das ist nicht nur meine Meinung. Es sitzen KollegInnen auf der Galerie, die das als Hetzkampagne empfinden, nicht ich alleine! Das müssen Sie ihnen erklären! Das möchte ich Ihnen schon sagen! Auch die Homepage der Sozialchristlichen Partei, wo Sie sagen, dass die Menschen wie die Tiere gehalten und gepflegt werden, ist das Vertrauen, das Sie dieser Berufsgruppe entgegenbringen, meine Damen und Herren von der Opposition! (GR Heinz‑Christian Strache: Dem System!) Das ist das Vertrauen, das Sie in dieser Diskussion dieser Berufsgruppe entgegenbringen! (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz‑Christian Strache: Dem System!)
Ich habe am Anfang gesagt, dass ich es sehr wichtig finde, dass ich heute hier stehen und diese Diskussion führen kann, nicht nur, weil ich eine 30‑jährige Berufserfahrung in diesem speziellen Pflegeumfeld habe, sondern weil ich in den letzten Wochen Tag für Tag in vielen Anstalten war und mit vielen Pflegepersonen stundenlang geredet habe. Es macht mich betroffen, wie verzweifelt sie sind, weil gerade in der Öffentlichkeit durch diese Hetzkampagne (StRin Karin Landauer: Das darf doch nicht wahr sein!) – ich nenne sie auch so – ein völlig falsches Bild ihrer Arbeit gezeichnet wird, da ein Berufsstand auf Grund einer unsachlichen politischen Diskussion diskriminiert wird.

Nicht nur mit meinen Kolleginnen und Kollegen habe ich viele Gespräche geführt. Ich habe natürlich auch mit den Menschen, die dort gepflegt werden, und den Angehörigen viele Gespräche geführt. Dabei habe ich unbehelligt festgestellt, dass sie gut gepflegt werden und dass sie das auch selbst so empfinden und sagen.

Die oft angesprochenen Zahlen der räumlichen Strukturen machen uns Pflegende auch nicht glücklich, aber es hat mit der Pflegequalität nichts zu tun. Das möchte ich festhalten. Das gezeichnete Bild der Opposition entwirft hier einen völligen Gegensatz. Nun bin ich nicht der Typ, der sich hinstellt und sich dafür hergibt, irgendetwas zu beschönigen, was nicht richtig ist. Ich weiß, dass und welche Fehler passiert sind. Wenn aber Mängel in der Pflege alter Menschen in den Einrichtungen der Stadt Wien auftreten, dann halte ich es für unsere erste Pflicht, uns dafür zu entschuldigen, und für unsere zweite Pflicht, die Fehler zu beseitigen und eine Sicherheit dafür zu bieten, dass sie sich nicht mehr wiederholen und sicherzustellen, dass wir es morgen besser machen als gestern! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich weiß aus meiner 30‑jährigen Berufserfahrung, wie schwer diese Arbeit ist. Ich glaube, dass niemand im Saal anzweifeln kann, dass ich nicht weiß, wovon ich hier rede. Ich weiß, wie jeden Tag schwierige Situationen entstehen, wie man sie löst und dass sie in unseren Häusern in Wien jeden Tag und zur Zufriedenheit der pflegebedürftigen Menschen und ihrer Angehörigen gut gelöst werden. Das ist nämlich der Regelfall.

Zum Beleg will ich Ihnen auch einen Brief vorlesen, der vor wenigen Tagen auf einer Station im Geriatriezentrum Baumgarten eingelangt ist. Er stammt genau von jener Institution, von jenem Verein, der im Geriatriezentrum am Wienerwald heftige Kritik geübt hat. Die Sachwalterin schreibt: "Sehr geehrte Damen und Herren! Anlässlich des Ablebens von Herrn K., der seit über drei Jahren in Ihrer Abteilung gelegen hat, möchte ich mich für die kompetente und liebevolle Pflege, die Sie ihm angedeihen haben lassen, sehr herzlich bedanken. Weil ich in meiner Tätigkeit als Sachwalterin in vielen Pflegeheimen zu tun habe, weiß ich, dass Ihre Abteilung eine ganz besondere ist, dass nicht nur die obere Etage eine hervorragende ist, sondern auch alle MitarbeiterInnen Ihre Abteilung auf das Beste ausfüllen. Es war mir wirklich ein Anliegen, Ihnen dies mitzuteilen und ich wünsche Ihnen allen weiterhin viel Kraft in der Erfüllung Ihrer Arbeit." (Beifall bei der SPÖ.) 

Warum ich Ihnen das vorgelesen habe, hat wohl einen einfachen Grund. Es macht deutlich, dass wir uns bei aller berechtigten Kritik an Fehlern vor falschen und sinnlosen Verallgemeinerungen hüten sollten. 

Ich will Ihnen auch einen zweiten Beleg geben. Die Frau Stadträtin hat es schon im Detail ausgeführt. Die Pflegeeinrichtungen der Stadt Wien erringen immer wieder nationale und internationale Auszeichnungen, eingereicht unter vielen Projekten aus ganz Europa. Es ist wohl kein Zufall, dass sie in diesem Umfeld die Preise für die Qualitätssicherung und –verbesserung in der Pflege im Altenbereich erringen! Nein, das ist das Ergebnis einer harten und guten Arbeit des Pflegepersonals in diesen Institutionen! (Beifall bei der SPÖ.)
Sie, meine Kolleginnen und Kollegen, können mit Recht auf diese Erfolge stolz sein! Solche Anerkennungen sind Produkte einer positiven Einstellung des Personals, einer hohen Qualifikation und eines unermüdlichen Einsatzes! Ich nütze hier noch einmal die Gelegenheit, Ihnen allen dafür zu danken! (Beifall bei der SPÖ.) 

Pflegepersonen aus dem Bereich des Krankenanstaltenverbunds waren und sind österreichweit führend, wenn es um die Entwicklungen von Standards zur Qualitätssicherung in der Pflege geht. Das beweisen viele Publikationen beziehungsweise Fachbücher aus diesen Projekten. Ich behaupte nicht nur, sondern ich weiß, die Pflegedokumentation und andere qualitätssichernde Instrumente in der Pflege sind in den Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbunds gut eingesetzt und nachvollziehbar. Das beweist, wie unfair es ist, wenn man jetzt auf Grund einzelner Fälle alle verdammt und verunsichert. 

Wir verfolgen auch ständige Verbesserungen in Fort- und Weiterbildung und besonders in den geriatrischen Pflegefächern. Die Fortbildungen für die Mitarbeiter werden in diesem Bereich besonders bedarfsorientiert angeboten, um ihre Kompetenz und Zufriedenheit zu steigern. Wir verbessern ständig die Ausbildung und werden keine Nivellierung der Ausbildung nach unten zulassen, wie das von manchen schon in der Altenpflege verlangt wurde. Wie wir schon gehört haben, hat Wien im Gegensatz zu den Bundesländern keinen einzigen Ausbildungsplatz gestrichen. Die berufsbegleitende Ausbildung, den zweiten Bildungsweg, hat man auch schon erwähnt. Das sind wirklich die MitarbeiterInnen, die jahrelang in der Betreuung und Pflege geriatrischer Patienten arbeiten. 

Dass viele SchülerInnen aus den Bundesländern kommen und wieder hinausgehen, haben wir auch schon gehört. Hier, muss ich sagen, ist vor allem der Bund gefragt, etwas zu tun, denn für die Ausbildungsgesetze, wenn Sie von der Matura sprechen, Frau Stadträtin, ist der Bund zuständig. Bitte richten Sie das an Ihren Minister! Ich werde Sie dabei unterstützen. (Beifall bei der SPÖ. – StRin Karin Landauer: Das werden wir machen! Sie wissen aber schon, dass Sie das nach Lainz I schon hätten machen können!)
Auch diese Diskussion der Verhinderer kennen wir, Frau Stadträtin! Da brauchen Sie jetzt nicht scheinheilig etwas einzuwerfen! (StRin Karin Landauer: Ich bin nicht scheinheilig!) Ebenso säumig wie in der Arbeitsmarktpolitik ist diese Bundesregierung am Pflegesektor! (Beifall bei der SPÖ. – StRin Karin Landauer: Nehmen Sie das zurück! Ich bin nicht scheinheilig! Das ist ungeheuerlich!)
Alle aktuellen Prognosen gehen allein für das Jahr 2003 davon aus, dass 1 270 zusätzliche Jobs im Gesundheits- und Spitalswesen benötigt werden. Das WIFO spricht sogar davon, dass die Nachfrage nach Beschäftigten bis zum Jahr 2007 um 7 000 steigen wird. Aber was macht der Bund? Er verunmöglicht ausgebildeten, zugewanderten Menschen, die schon da sind, diese Arbeit anzunehmen, weil er ein nicht erreichbares Mindestgehalt für Schlüsselkräfte festlegt. Es gibt derzeit überall Personalengpässe im Pflegebereich, besonders betroffen ist der Altenpflegebereich, wie schon gesagt, in ganz Österreich. Es fehlen vor allem die hoch qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Gesundheits- und Krankenpflegepersonen. Wir haben heute schon gehört, dass vielfach die Tür schwarz arbeitenden Menschen in diesem Bereich geöffnet wird. Aber die Pflege chronisch Kranker, Sterbender und sehr pflegebedürftiger alter Menschen ist nicht so einfach. Junge Leute sind nicht immer sehr motiviert, in diesem Bereich zu arbeiten, weil sie nach ihren Vorstellungen nach nicht die Erfolgserlebnisse haben, die sie in diesem Beruf am Anfang haben möchten. Das ist nicht nur in Wien oder in Österreich so, sondern, wenn Sie die Statistiken und die Berichte lesen, gibt es das in ganz Europa, wenn nicht sogar in der ganzen Welt. Ob das von der Nachbarschaftshilfe gelöst werden kann, lasse ich jetzt einmal im Raum stehen. Daher beteiligt sich der WAFF mit einem Betrag von mehr als 3,5 Millionen EUR im Auftrag der Gemeinde Wien an einem Programm zur Höherqualifizierung von MitarbeiterInnen im Gesundheits- und Sozialwesen. 

Aber die Rekrutierung allein wird junge Menschen nicht motivieren, diese Arbeit zu ergreifen, sondern wir müssen hinter diesen Menschen stehen. Ich habe noch einen weiteren Beweis dafür, dass sie sich im Augenblick vielfach im Stich gelassen fühlen. Dazu möchte ich Ihnen ein paar Zitate aus einem Brief der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Geriatriezentrum am Wienerwald – hier sind auch die Unterschriftslisten – vorlesen. Sie schreiben:

"Als Bedienstete ist es uns nicht möglich, sich gegen ungerechtfertigte Vorwürfe in Medien zu wehren. Wir ersuchen daher Sie, unserem Protest Stimme und Gehör zu geben. Die erhobenen Mängel sind sicher dazu angetan, sehr selbstkritisch und noch umsichtiger bei Pflegehandlungen vorzugehen. Für unsere Tätigkeit an und mit Menschen ist das Aufzeigen von Mängeln immens wichtig und das Beseitigen derselben oberstes Gebot. So werden wir auch aus dem Bericht der Magistratsabteilung unsere Lehren ziehen." – Dann geht es weiter, zwei Seiten lang. – "Die vielen Darstellungen in den Medien sind einfach nicht richtig und der Artikel der grünen Gesundheitssprecherin Frau Dr Pilz im 'Standard' war der Beginn einer diskriminierenden Hetzkampagne gegen das Geriatriezentrum am Wienerwald und vor allem gegen uns Pflegende. Der von Frau Pilz angeführte Vergleich mit den Hitzetoten in Frankreich und die Mutmaßungen, diese können auch bei uns passieren, war eine unverantwortliche und diskreditierende Darstellung des Pflegepersonals in der Öffentlichkeit. Diese Art des Politikbetreibens auf dem Rücken einer Berufsgruppe und der diesen anvertrauten Patienten verurteilen wir." (GRin Dr Sigrid Pilz: Hätte ich es nicht aufgedeckt, säßen wir nicht hier! Sie hätten es verschwiegen!) - Nicht auf diese Art und Weise, Frau Kollegin Dr Pilz! Nicht auf diese Art und Weise! Eine sachliche Diskussion haben wir nie abgelehnt. Das wissen Sie ganz genau! (Beifall bei der SPÖ. – GRin Dr Sigrid Pilz: Das war ein sachlicher Artikel von mir!) 

Sie sind Sozialwissenschaftlerin. Das betonen Sie immer wieder, Frau Kollegin Pilz, aber in dieser Diskussion haben Sie sich nicht so benommen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie wollen alles verschweigen!) Sie wissen ganz genau, was auf Grund dieser Hetzkampagne in den Medien jetzt mit dem Personal draußen passiert! Das wissen Sie! Wenn Sie hinausgehen, werden Sie es auch hören! (Beifall bei der SPÖ.)
Hier stehe ich voll hinter meinen Kolleginnen und Kollegen. Ich weiß, es handelt sich um Schwerstarbeit, 80 Prozent chronisch Bettlägerige, 85 Prozent psychisch Auffällige, bis zu eine Tonne am Tag heben. Das werden Sie schon alles einmal gehört haben. Dennoch arbeiten sehr viele Menschen sehr lange in diesem Bereich. Viele Teams sind hoch motiviert und machen ihre Arbeit sehr professionell. Es gibt viele von den Pflegenden entwickelte und umgesetzte Pflegekonzepte. Auch das haben wir heute schon gehört. Wir müssen diesen Menschen vermitteln, dass wir ihre Arbeit schätzen, dass wir uns in schwierigen Situationen hinter sie stellen und dass wir bereit sind, sachliche Diskussionen für Verbesserungen zu führen. 

Wir werden wohl auch Pflegekräfte aus dem Ausland arbeiten lassen müssen, wenn wir in Österreich nicht rasch genug Arbeitskräfte für diesen Beruf finden. Hier verhindert insbesondere die restriktive Zuwanderungspolitik der schwarz-blauen Bundesregierung, dass dem aktuellen Personalnotstand nicht entsprochen werden kann. Wir verlangen daher, dass der Wirtschaftsminister die Schlüsselkräfteregelung so gestaltet, dass jemand, der nach dem geltenden Besoldungsrecht der Länder in der Gemeinde auch als Schlüsselkraft akzeptiert wird und dass die Grenze mit 2 016 EUR fallen muss.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, ich muss Sie leider unterbrechen. Ihre Redezeit ist zu Ende.

GRin Anica Matzka-Dojder (fortsetzend): Ich bin schon fertig, Frau Vorsitzende. 

Ich bringe noch meinen Antrag ein und ersuche anschließend um sofortige Abstimmung. 

Ich danke allen für ihre Aufmerksamkeit und danke vor allem jenen, die meine Meinung teilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Frau Dr Pilz hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. 

Bevor ich ihr das Wort erteile, möchte ich der Ordnung halber kundtun, dass Herr GR Hufnagl nun anwesend ist. Er hat sich um 14.20 Uhr zurückgemeldet. Das sollte man auch öffentlich sagen.

Jetzt möchte ich gerne der Frau Dr Pilz das Wort erteilen. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Frau GRin Matzka‑Dojder zitiert – ich möchte das für Sie sagen, also bitte ich Sie, mir zuzuhören – aus einem nicht gezeichneten Brief aus dem GZW, der auch mir vorliegt. (GRin Anica Matzka‑Dojder: Ich werde nichts mehr dazu sagen, Frau Kollegin!) Sie müssen sich nicht sorgen. In diesem Schreiben wird festgestellt, dass die MA 47 völlig falsch erhoben hat, denn die Menschen, die um 15 Uhr im Bett waren, wollten ins Bett gehen. "Wenn die Patienten den Wunsch nach Bettruhe äußern, kommen wir diesem nach und es ist, was die MA 47 hier erhoben hat, völlig unnachvollziehbar." Vielleicht sollten sie dieses Schreiben auch der MA 47 geben, damit sie weiß, dass das, was sie erhoben hat, gar nicht stimmt. (GR Rudolf Hundstorfer: Die MA 47 hat es!) 
Der Hinweis, der auf die Frau Kollegin Glawischnig – die hier wie das Amen ins Gebet kommt – und auf mich gemacht wird, bezieht sich auf meinen "Standard"-Beitrag vom 29. August. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das haben Sie schon mehrmals erwähnt!) Ich berichtige hier tatsächlich –, auch wenn es Ihnen nicht passt, dass dieser Artikel erschienen ist (GRin Mag Sonja Wehsely: Ich bin sehr stolz auf Sie!) –, dass ich den MA 47-Bericht zitiert habe und meine Schlüsse insofern auf die Hitzetoten von Paris gezogen habe (GR Franz Ekkamp: Sie wissen auch schon das Ergebnis der Untersuchungskommission, habe ich heute gehört!), dass es nämlich so ist, wenn Menschen nicht ausreichend Flüssigkeit zugeführt wird, wenn Menschen zu wenig mobilisiert werden, wenn Menschen vernachlässigt werden, dann leicht Situationen entstehen können, dass sie in einen lebensbedrohlichen Zustand kippen. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das wissen wir alles!) Frau Matzka‑Dojder, Sie sollten das eigentlich auch wissen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Cordon gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei der Rede von Frau GRin Matzka‑Dojder habe ich mir gedacht, nur einen Takt aus dieser Riege möchte einmal hören, was Selbstkritik betrifft. (GR Godwin Schuster: Sie hat sich sogar entschuldigt, wenn Sie das nicht gehört haben!) Sie betonieren sich ein! Es ist zum Heulen! (GR Rudolf Hundstorfer: Hören Sie doch zu, bevor Sie hier etwas Falsches behaupten!) Aber gut, das haben wir auch so erwartet. (GRin Inge Zankl: Selektive Wahrnehmung!) 

Wenn Sie sich beruhigt haben, dann darf ich auch reden. Wir haben schon sehr viel über das Problem der Achtbettzimmer gehört. Darauf möchte ich jetzt nicht mehr eingehen. 

Was sich mir bei all dem, was in letzter Zeit über die Medien gegangen ist, vermittelt hat, war die Überschrift "alte Menschen zu Trotteln gepflegt". Das war die Überschrift eines Zeitungsartikels zur Pflegemisere. Genau das ist eines der größten Probleme in den Pflegeheimen und ich sage jetzt absichtlich "Pflegeheimen", nämlich die Menschen in die Betten zu pflegen und ihnen damit jeden Sinn im Leben zu nehmen. 

Und zugegeben, auch alte Menschen können störrisch sein, aufsässig, unglücklich und daher sehr wenig ansprechbar. 

Und das ist nicht das Problem des Pflegepersonals. Es ist das Problem der Politik. 

Und ich habe es wirklich genossen gestern im "Report", nachdem eine Ärztin gesagt hat: Für uns sind die Pflegeheimbewohner Patienten. Und ich sagte: Nein, bitte nicht. Und Frau Elisabeth Seidl hat sich dann zu Wort gemeldet und hat wirklich das gesagt, was für mich das Richtige ist. Wenn man lange genug jemandem sagt, Sie sind ein Patient, dann wird er auch noch krank, auch wenn er vorher vielleicht nur alt war und eben mit allen Alterserscheinungen zu tun hatte.

Wie gesagt, es ist eine politische Entscheidung, hier grundsätzliche Strukturreformen durchzuführen mit einem neuen Pflege- und Betreuungskonzept. Und ich glaube sogar, dass Sie mit einem zeitgerechten, neuen Konzept Pflegepersonal einsparen würden. 

Lesen Sie doch einmal die bereits vorhandenen Pflegekonzepte. Hier: "Geriatrische Pflege morgen wird in ihrer Quantität an Bedeutung zunehmen, wird in ihrer Qualität stark beeinflusst durch den politischen Willen. Wir erwarten von gesundheitspolitischen Entscheidungsträgern: Stellen Sie sich mit uns gemeinsam an die Seite der alten Menschen, hören Sie auf uns Fachleute." – Das ist bitte ein Aufschrei von Fachleuten, im konkreten Fall von Frau Pflegedirektorin Christine Schell.

"Diskutieren Sie in Zeiten von knappen Ressourcen nicht nur über den Preis, sondern auch über den nachhaltigen Wert." Das ist, wie gesagt, aus den eigenen Reihen Ihres Pflegepersonals.

Warum ist es so schwer, umzudenken in Ihrer Politik? Die SPÖ ist durch ihre Machtstrukturen so ein bissel schwerfällig. Das muss man leider immer wieder feststellen. 

Aber ich glaube, ein Grund ist auch, dass die Verantwortlichen ein Pflegeheim immer noch als Geriatriezentrum verstehen. Und was heißt Geriatrie? Geriatrie ist Alters- und Greisenheilkunde. Heilkunde laut Wahrig. Das heißt, man hat es in seinem System nahe an ein Krankenhaus angesiedelt und sieht es in erster Instanz als Ort der medizinischen Behandlung.

 Aber ich würde sagen: Das ist nicht vorrangig die Position, die für ein Pflegeheim das Richtige ist. Das war schon meine Rede im Gesundheitsausschuss bei der Umbenennung der Pflegeheime Klosterneuburg und so weiter in Geriatriezentren. 

Und deswegen habe ich auch dieses Mal in der Geriatriekommission gemeint, dass vielleicht der Krankenanstaltenverbund hier nicht der richtige Partner ist, auch für die Pflegeheime. Natürlich sollen Krankheiten behandelt werden, das ist ganz klar, oder Schmerzzustände gelindert werden, das ist auch selbstverständlich. Das, was die Medizin heilen kann, das sei bei ihr angesiedelt. Aber leider kann sie nicht alles heilen. Wir sind noch nicht unsterblich.

Manche Menschen kommen in Pflege, und das ist für sie die letzte Wohnung, die sie beziehen. Und jetzt stellen Sie sich vor, Sie werden gezwungen, eine Wohnung zu beziehen, die wirklich nur aus einem Bett und einem Nachtkästchen besteht. Und dann einen halben Meter weiter ist schon wieder ein Bett mit einem Nachtkästchen, das von einem Menschen besiedelt wird. Dazwischen ist keine Trennwand, und jederzeit marschiert irgendjemand durch Ihren privaten Bereich. Keinerlei Abschottung gegen dauernde Anwesenheit anderer Menschen. Ihre Intimsphäre ist gleich Null – und das bis zum Ende Ihres Lebens.

Als Beispiel will ich Ihnen die Geschichte einer alten Dame erzählen. Sie ist auf der Baumgartner Höhe. Die Pflegeschwester hat mit ihr Probleme, weil sie angeblich schwer hört. Sie hat mit der Tochter darüber gesprochen und gemeint, man solle ihr doch jetzt einen Hörapparat kaufen, es sei so sinnvoll, um einfach die Kommunikation besser durchführen zu können. 

Die Tochter sprach mit der alten Dame, und die alte Dame hat gesagt: Ich höre sehr gut. Aber ich will nicht alles hören, und ich will vor allem nicht alles hören, wenn sie über mich wie über einen Gegenstand neben meinem Bett reden. Ich will keinen Hörapparat, und ich will nicht alles hören, denn wie kann ich mich sonst schützen. – Und das finde ich wirklich einen Fall, der also schon sehr erschütternd ist. 

Ja, und des Weiteren droht der alten Dame jetzt ein Sachwalter. Und warum? Weil sie gewisse medizinische Eingriffe verweigert. Das heißt , sie will nicht künstlich ernährt werden, sie will keine Sonden eingeführt und sonstige Schläuche irgendwo deponiert. Der Sachwalter soll also in Zukunft darüber bestimmen, was mit der alten Dame gemacht wird. Obwohl die Tochter, ich muss das dazusagen, eine Vollmacht hat, für ihre Mutter gewisse Dinge zu entscheiden.

Ich habe hier eine Broschüre "PatientInnenrechte". Da steht: "Recht auf ausreichende Wahrung der Privatsphäre auch in Mehrbettzimmern." Wie Sie das machen, das muss man mir erklären. "Recht auf Zustimmung zur Behandlung oder Verweigerung der Behandlung. Recht auf ein würdevolles Sterben und Recht auf Sterbebegleitung." – Hier in dieser Broschüre.

Tja, dass die alte Dame ihre Tochter nur anbettelt und sagt, ich will weg, weg, weg, bitte hol mich raus, kann man, glaube ich, verstehen.

Ich weiß auch, dass das mit dem Sterben lassen ein heikles Kapitel ist. Jemand in Würde sterben zu lassen, muss aber möglich sein, wie im Hospiz. 

Man geht in der Pflege eben nicht, und das wird auch jetzt nicht möglich sein, auf das seelische und geistige Befinden von Menschen ein, sondern man "behandelt" sie – vollkommen richtig nach den jetzigen Pflegekonzepten. 

Ich komme noch einmal zurück zu dem Begriff "Geriatrie", also Alten- und Greisenheilkunde, und möchte ich nur sagen: Lassen Sie die Menschen alt sein, aber nicht blöd, und schaffen Sie Voraussetzungen, sie abzuholen, wo sie stehen, und begleiten Sie sie pflegend, wo es nötig ist, bis an ihr Ende. Auch das habe ich nicht erfunden, sondern Gott sei Dank gibt es gescheite Leute auf dem Gebiet, die sich mit dieser Problematik eingehendst beschäftigen. Heilung ist angesagt, wo Besserung möglich ist. 

Und jetzt hätte ich schon eine Frage: Warum ist es nicht möglich, damit zu beginnen, auch in den verkrustetsten Strukturen ein neues Betreuungs- und Pflegesystem wirksam werden zu lassen? 

Laut Prof Böhm: Alles, was der Bewohner kann, macht er auch selbst. Vieles, alles, was der Bewohner gekonnt hat, kann er auch wieder lernen. Eine beruhigende Aussicht, eine Hoffnung für jeden. Das ist eine grundlegende Entscheidung.

Konzepte zur Rehabilitation von alternden Menschen liegen nach Aussagen von Pflegeforscher Dr Böhm seit Jahrzehnten in der Schublade. Warum, frage ich, in der Schublade? Ich glaube nicht, dass die dort besonders nützlich sind. 

Im Kuratorium, und jetzt wirklich eine erfreuliche Mitteilung, im Kuratorium der Wiener Pensionistenwohnhäuser hat man damit begonnen. Die haben eine Demenzstation eingerichtet nach dem psychobiografischen Pflegemodell eben von Prof Böhm im Betreuungszentrum Rosenberg. Ich kann nur sagen: Ein Hoch an Frau Geschäftsführerin Piroschka. 

Im Übrigen sagt man mir immer wieder in den anderen Stationen, da die dementen Patienten, in dem Fall wirklich Patienten, oder Bewohner, sagen wir so, einen sehr großen Bewegungsdrang haben, dass sie allein damit beschäftigt sind, sie einzufangen. Das wurde hier bereits berücksichtigt. Also wirklich einmal eine erfreuliche Nachricht. 

Wir werden einen Antrag einbringen – das heißt, wir bringen ihn ein, wenn ich ihn nur finde –, der sich mit der Neuerung in den Pflegeausbildungen und Pflegesystemen beschäftigt. Man soll die Hoffnung nie aufgeben, auch die SPÖ bewegen zu können. Aber vielleicht hätte man eben statt einer Ärztin als zuständige Stadträtin für die Pflegeheime einen Sachmenschen aus dem Pflegebereich damit betrauen sollen. Aber die Misere ist ja auch schon alt. Und auch Ihre Vorgänger und Vorvorgänger hatten mit Neuerungen Schwierigkeiten. 

Im Übrigen habe ich mich im neuen Geriatriezentrum Favoriten umgesehen, was es für diese Bewohner hier in Favoriten so zu tun gibt. Und die Schwester, die uns geführt hat, sagte: Na ja, basteln können sie halt. Das war genau die Antwort, die ich erwartet habe: Basteln können sie halt. Und hie und da gibt es eine Veranstaltung oder ein Fest. Und dann habe ich gefragt: "Können da die Bewohner des Pflegeheimes vielleicht auch aktiv etwas mitmachen?" Sie hat gesagt: "Nein, eher nicht, denn das macht das Pflegepersonal noch dazu außerhalb seiner Dienstzeit." Und da kann ich nur sagen: Hut ab vor einer Pflegerin oder einem Pfleger, der außerhalb seiner Dienstzeit auch noch Feste für die alten Menschen arrangiert. (Beifall bei den GRÜNEN und der GRinnen Ingrid Lakatha und Ingrid Korosec.) 

Und ich möchte noch sagen: In diesem Neubau, in dieser Abteilung gab es nur zwei bettlägerige Patientinnen, und die anderen, es waren welche in Rollstühlen, aber ich muss ehrlich sagen, sie sahen nicht so jenseits, sage ich jetzt einmal, aus, dass man sie nicht auch mit irgendetwas beschäftigen könnte. Also es waren zumeist Menschen, die durchaus noch eine Verantwortung übernehmen können. Sie können halt nur Basteln, Fernsehen oder was weiß ich. Natürlich ist für viele Menschen der Begriff der Lebensqualität bis zuletzt sicher auch ein verschiedener.

So, zum zweiten Punkt möchte ich noch sagen, zum Thema "Besserung von Pflegepatienten und Pflege": Ja, sollte sich eine Besserung einstellen und könnte der- oder diejenige das Heim verlassen – wohin, wohin? Es war geplant, mindestens dreißig betreute Wohngemeinschaften zu erstellen. Was haben Sie gemacht? Sie haben sie nach vierzehn ausgelagert. Zwei sind noch so hineingeschummelt worden. Und Schluss, aus, nichts passiert. Es ist auch kein Budget mehr da. Und deswegen muss ich sagen: Wir stellen diesen Antrag noch einmal. Wir geben die Hoffnung nicht auf. Vielleicht, vielleicht ist das eine Chance. 

Zu Recht hat die Vertretung des Pflegepersonals gegen die Einsetzung von Dr Vogt Einspruch erhoben, und ich glaube nicht, dass das persönlich gegen Dr Vogt gerichtet ist, sondern es gilt, hier ein Zeichen zu setzen, dass Sie die Probleme eines Pflegeheimes – wiederum absichtlich "Pflegeheim" – nicht verstanden haben. Da sind Menschen, die sich in Pflege besser auskennen als jeder Arzt, sonst hätte man das Debakel wahrscheinlich gar nicht so lange anstehen lassen müssen.

Im Übrigen muss ich sagen: Von Seniorenorganisationen, auch von der SPÖ, habe ich zu dem Thema nicht viel gehört. Ich muss sagen: Für uns GRÜNE sind auch Bewohner eines Pflegeheimes immer noch Seniorinnen und Senioren, und nicht nur in Wahlzeiten, wo man weiß, dass die SPÖ ja sehr eifrig in den Pflegeheimen unterwegs ist.

Und jetzt möchte ich noch sagen: Nehmen Sie die Chance wahr, die die sukzessive Änderung unserer Gesellschaft durch die demographische Entwicklung erfährt, und machen Sie einen Sprung in Neuland. Gehen Sie ein auf den Aufruf von Christine Schell: "Geriatrische Pflege morgen wird in ihrer Quantität an Bedeutung zunehmen, in ihrer Qualität stark beeinflusst durch den politischen Willen." Und klären Sie uns auch endlich auf, was Sie mit Ihrer Umstrukturierung alles vorhaben und wohin Sie die Verantwortung dann abschieben möchten. Und ich bitte Sie, unseren Anträgen diesmal zuzustimmen. Es würde Hoffnung machen, und Hoffnung ist auf diesem Gebiet, glaube ich, jetzt sehr angesagt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frau Anica Matzka-Dojder war die erste sozialistische, sozialdemokratische Politikerin, die ich gehört habe, die gesagt hat: Es tut mir Leid. Faszinierend. Das war ein guter Anfang für eine Rede, muss ich sagen. Das hätte ich viel öfter und viel lieber von anderen hier heute schon gehört. Der Rest war dann wieder sozialdemokratisches Establishment. Der Rest war Missverständnis.

Es geht nicht um eine Hetze gegenüber dem Pflegepersonal. Das ist ja lächerlich. Es geht um eine massive Kritik am System. Ganz klar, was sonst. Die institutionelle Betreuung von Menschen im hohen Alter in unserer Stadt ist an einem Punkt angekommen, wo wir völlig neu beginnen müssen. Es gilt, Bilanz zu ziehen, zwischen dem, was gut ist, zwischen dem, was verbesserungsfähig ist, und zwischen dem, was unverantwortbar ist, zu unterscheiden. Es gilt, die Kosten in eine Relation zur Effizienz der Einrichtungen zu setzen. Es gilt, vor allem nach der Anderson-Studie, neue und grundlegende politische Entscheidungen zu treffen. Das sagt Ihnen eine Studie, die Sie selbst in Auftrag gegeben haben. Mehr vom Bisherigen ist abzulehnen, ist schlecht und ist, wie man sieht, in einigen Fällen sogar kontraproduktiv. 

Sieben Prozent des Budgets, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist ein hoher Betrag, der heute für den Bereich Senioren ausgegeben wird, 800 Millionen EUR, die wir ausgeben, die nicht nur – auch – zu Unzulänglichkeiten führen. Das kann durchaus passieren. Fehler macht jeder. Jeder von uns macht Fehler, niemand ist ohne Fehler. Das kann passieren. Aber es darf auf gar keinen Fall so viel Geld eingesetzt werden, dass es zu menschenunwürdigen Zuständen kommt. Das ist genau die Differenz, worum es geht, das ist genau das, was Sie nicht verstehen wollen. Nicht, dass es irgendwo einmal Fehler gibt, nein. Aber dass es Fehler gibt, die nicht auffallen, wenn sie menschenunwürdiges Verhalten dann zutage bringen, das darf aus meiner Sicht wirklich nicht passieren und vor allem nicht mit so viel Geld, das in diesem Bereich investiert wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Schuld, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist die ideologische Grundeinstellung, das muss man sagen, wie Sie seitens der Sozialdemokratie auf menschliche Probleme und menschliche Situationen zugehen. 

Kinder? Nicht die Familien stärken, nicht so, wie es der Bund gemacht hat, das Familiengeld einführen. Nein, da schicken wir die Frauen nur zu Hause an den Herd und dergleichen Dinge mehr. Nein, was Sie fordern sind Unterbringungsanstalten für die Kinder. Also Kinder heißt Unterbringung. 

Alte Menschen? Nicht die Familien stärken, nicht Herbeiführen der Versicherungsmöglichkeiten, nicht Herbeiführen der Förderungen; die in diesem Bereich möglich wären; um Pflegende zu unterstützen. Mit dem gleichen Geld, das in die Institutionen hineingepumpt wird, könnten wir das ja auch als Stadt Wien tun. Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren, Alte-Menschen-Unterbringung. Das ist Ihr System! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wer nicht "mit uns in die neue Zeit marschiert", der wird isoliert, ausgegrenzt, der darf nicht teilhaben an den materiellem Kuchen, der den sozialdemokratischen Feindschaften zugeschanzt wird. So sieht es aus, meine Damen und Herren! Und das ist es, was wir kritisieren. Nicht die Menschen, die in diesem System arbeiten müssen. "Der Mensch zählt", haben Sie einmal plakatiert. (GR Johann Driemer: Das stimmt!) Ja, ja, das stimmt. Das ist aber ganz eindeutig eine Geburt Ihres Zwiedenkens. Ja, er zählt, das stimmt, aber nicht als Person in seiner persönlichen Würde. Nein, er zählt als Objekt in Ihrer sozialen Unterbringungsstatistik. Das ist das Problem, meine sehr geehrten Damen und Herren. Das ist nicht das Problem einiger Pflegepersonen, das ist das Problem einer Geisteshaltung. Und so wird der Mensch auch behandelt. Immer wieder, immer öfter, immer mehr kommen Mängel und Missstände und Skandale auf, insbesondere bei denen – und das ist das Schreckliche daran –, die sich nicht selber helfen können. Da kommt dann die Wegschau- und die Verniedlichungspolitik. 

Ich sage es noch einmal: Fehler können überall passieren. Die Frage ist: Wie werden sie behandelt? Da marschieren dann die sozialdemokratischen Abgeordneten hier auf, erzählen, dass das alles gar nicht so schlimm ist, dass alles woanders vielleicht nicht besser ist, dass die böse Opposition ja Menschenhatz betreibt und überhaupt. 

Und an allem insgesamt ist dann der ferne Bund schuld. Der ist derjenige, der dieses System trägt und erhält. Na, das ist aber sehr interessant, meine sehr geehrten Damen und Herren. Anstelle sich der Verantwortung zu stellen, anstelle unseren gestrigen Antrag zumindest einmal zu überdenken, dass derjenige, der die einzigmöglichen Durchgriffsrechte hier in dieser Stadt besitzt, weil wir ja eine Bürgermeisterverfassung haben, anstelle, dass derjenige sagt, ja, ich sehe ein, da muss jetzt wirklich meine Autorität zum Tragen kommen. Nein, da stellen wir uns flockig nieder. Interessanterweise auch für meine beiden anderen Oppositionsparteikollegen. Sehr interessant. Der hätte die Chance, etwas zu machen. Und das wird nicht wahrgenommen. Er sitzt auch heute wiederum die größte Zeit, wie sonst auch immer, nicht hier. Ich glaube nicht, dass er im Buffet sein Elend wirklich zu einem vernünftigen Ende führen wird können. Hier soll er sich anhören, was los ist. Das wäre viel wichtiger! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage Ihnen, wenn Sie hier herauskommen, angesichts solcher Zustände, denken Sie einmal nach, es wäre Ihre Mutter, es wäre Ihr Vater, der dort so gehalten wurde. Schämen Sie sich dann nicht, hier nach einer Rede, die wirklich mehr als schwach war, mehr als inferior in ihrem Inhalt, minutenlang zu applaudieren? Das ist wirklich erstaunlich. 

Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Schuld liegt eindeutig bei der politischen Führung in diesem Bereich, das ist doch ganz klar. Bei der beamteten Führung detto. Bei der sozialistisch dominierten Personalvertretung, die nicht zulässt, dass Mängel aufgezeigt werden dürfen. 

Und letztendlich sind diejenigen schuld, die selbstverantwortliches Denken, wenn es dann passiert, und selbstverantwortliches Handeln untergraben. Schreibt einer einen Brief, kann er damit rechnen, wenn er es nicht anonym irgendeiner Partei unter die Tür hineinschiebt oder einer Zeitung, er wird versetzt, er wird entlassen, er wird gemobbt. Alles das wäre möglich. 

Das ist das System, meine sehr geehrten Damen und Herren, über das Sie nachdenken sollten. Dieses System ist Ihr System, und dieses System wollen wir nicht! (Beifall bei der ÖVP.)

Schuld ist eine Funktionärdemokratur, die dieses Denken einfach nicht zulässt. 

Schuld sind Bürgermeister und Stadträtin, die keine Verantwortung in diesem Bereich jetzt zu übernehmen bereit sind. Der eine nicht, das Ressort zu übernehmen, die andere nicht, eine persönliche Konsequenz aus dem zu ziehen, was hier passiert ist. 

Schuld, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind leitende Beamte, zum Beispiel im KAV, die keine Dienstaufsicht wahrnehmen. Die haben schuld daran, was passieren kann in dieser Stadt, das man gar nicht für möglich halten würde. 

Schuld sind auch jene schwarzen Schafe. Das gesamte Pflegepersonal ist nicht eine einzige Heiligenversammlung. Es gibt, wie immer in allen Bereichen, einen ganz geringen Prozentsatz wirklich schwarzer Schafe; die müssen erkannt werden und die müssen auch genannt werden. Das ist notwendig.

Schuld sind solche, die in diesem Bereich keine Pflichten auf sich nehmen wollen und die Arbeit nicht so machen wollen, wie sie sie machen sollen. Das muss man auch sagen.

Schuld ist das ganze System der Arbeitsminimierung und der Anspruchsmaximierung und die Existenzberechtigung für die ganze Funktionärshierarchie, die da dahintersteckt. 

Jawohl, es ist entscheidend und notwendig und für alle, die den hohen Prozentsatz derjenigen ausmachen, die ihre Arbeit gut und richtig machen, richtig und notwendig, dass diejenigen erkannt werden, die auf ihre Kosten schlechte Arbeit leisten, nicht anwesend sind, die Verantwortung und die Verpflichtung abwälzen. Auch das muss einmal gesagt werden. Und da haben die Vorgesetzten die Pflicht und Schuldigkeit, hier richtig und rechtzeitig einzugreifen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und da steht dann ein relativ noch junger Mann, der Herr Abg Vettermann, schon ganz in der Pose altgedienter Apparatschiks auf und qualifiziert unseren Antrag, dass endlich der, der die Möglichkeit hat, durchgreift, als skurril, schrullig.

Skurril und schrullig, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist, nicht zu erkennen, wie sehr Sie auf allen Ebenen an den Bedürfnissen der Menschen vorbeiregieren. Schrullig und skurril ist, dass Sie nicht erkennen, wie sehr Sie Geld der Menschen verwirtschaften und ungenügende Ergebnisse damit bekommen. Schrullig und skurril, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ist, dass Sie nicht erkennen, wie notwendig eine Wende in dieser Wiener Misswirtschaftspolitik wirklich wäre. Und schrullig und skurril ist es, dass Sie Neuwahlen im Bund fordern und nicht sehen, wie sehr es wichtig wäre, dass diese absolute Herrschaft einer Sozialdemokratie endlich abgelöst werden muss, um wieder Ergebnisse zu erzielen, die den Menschen dienen und nicht der Partei dienen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Die MA 47 mit dem schönen Namen "Pflege und Betreuung" hat in der Anderson-Studie und im Kontrollamtsbericht ein vernichtendes Urteil erhalten. Eine Um- und Ausgliederung in eine eigene Geschäftsgruppe wurde dort ganz dezidiert vorgeschlagen. 

Wir bleiben dabei: Der Herr Bürgermeister soll diese Geschäftsgruppe übernehmen. Er hat die Durchgriffsmöglichkeiten. Und wir werden darauf aufmerksam machen, dass Sie und dass er nicht daran interessiert sind, dass jenen Menschen geholfen wird von dem, der die Möglichkeiten dazu hat, vom sozialdemokratischen Parteiobmann und Bürgermeister dieser Stadt.

Ich darf Ihnen einen Brief vorlesen, nur damit Sie sehen, wie die Dinge wirklich liegen: 

"Sehr geehrter Herr Dr Leitner, MA 47! Da ich Sie leider heute telefonisch nicht erreichen konnte" – okay, das gibt's ja immer wieder –, "möchte ich mich auf diesem Wege bei Ihnen kurz als neue Heimleitung der Seniorenresidenz" – ich sage jetzt nicht den Namen – "vorstellen. Meine Bitte an Sie wäre eine Ausnahmeregelung für einen Aushaftungsvertrag für folgende Person: Frau H., wohnhaft in Wien 18. Frau H. ist 78 Jahre alt, liegt in Lainz auf der Geriatrie, ist halbseitengelähmt nach einem Schlaganfall und degeneriert psychisch total. (Aussage der Nichte.) Für Pflegestufe 5 ist eingereicht worden. Diese Informationen erhielt ich von der Nichte der Frau H. Sie hat ihre Schwiegermutter bei uns untergebracht und wohnt im 19. Bezirk, ganz in unserer Nähe. Sie kommt täglich auf Besuch und versucht durch Mitnahme eines vertrauten Hundes die Ressourcen ihrer Schwiegermutter zu wecken. In unserem Haus und mit der Möglichkeit, ein Tier mit sich zu nehmen, ist ihre Schwiegermutter sehr glücklich. Gleichzeitig muss sie aber mit ansehen, wie ihre Tante psychisch dekompensiert und die Mobilität zusehends schlechter wird." 

Abgelehnt. Ich sage Ihnen jetzt warum. Ein Vollkostenplatz in Lainz kostet – wie aus den Recherchen des Herrn Klubobmannes Chorherr hervorgeht – 125 EUR pro Tag. Ein Vollkostenplatz in einem Doppelzimmer in einer modernsten Seniorenresidenz mit Pflegestation und ärztlicher Begleitung kostet im Monat 2 950 EUR, in Lainz 3 750 EUR. 800 EUR Differenz. Aber nicht ein 8-Bett-Zimmer, sondern ein 2-Bett-Zimmer, alles da. Warum nicht? Warum lehnt die MA 47 das ab? Weil der Betrag dann wieder einem so genannten Privaten – und das ist ja pfui – zugute kommt.

Hier muss durchgegriffen werden. Hier wird Geld verschleudert. Das ist etwas, dem man nicht zusehen kann. Hier müssen Konsequenzen gezogen werden, und zwar vom Herrn Bürgermeister, der die Übernahme und die Arbeit und die Verantwortung in diesem Bereich nicht länger von sich weisen kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Zum KAV. Der KAV-Generaldirektor hat im Kontrollausschuss Folgendes gesagt – lassen Sie mich das vorlesen, weil ich mitgeschrieben habe –: "Wir haben zur Kenntnis nehmen müssen, dass der Pflegedirektor des GZW trotz bester Qualifizierung in St. Andrä der Größenordnung in Lainz nicht ganz gewachsen war. Wir haben daher den Vertrag nicht verlängert. Die Abteilungsschwester hat schon mehrmals zu Problemen bei der Dienstauffassung geführt." Und da findet man es seitens der Disziplinarvorgesetzten nicht für notwendig, nachzusehen, wie dort gewirtschaftet wird? Das ist ja eigentlich das Eingeständnis der eigenen Schuld. Was soll man dazu noch sagen? Wir haben gesehen, der kann es nicht, die Abteilungsschwester war schon ein paar Mal ein bissel auffällig. Da schauen wir gar nicht nach zwei Jahre lang. Das ist ja ungeheuerlich, meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist Ihr System, und da müssen Sie endlich Konsequenzen ziehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist fahrlässig, muss ich sagen, im höchsten Ausmaße. So ist es. Hier funktioniert die verantwortungsvolle Dienstaufsicht nicht. Hier müssen Konsequenzen für die verantwortlichen Führungskräfte ebenfalls gezogen werden.

Jetzt zu Ihnen, Frau Dr Pittermann. Ich sage deswegen Frau Dr Pittermann, denn als Gesundheitsstadträtin gehören Sie für mich schon der Geschichte an. 

Auch Sie haben persönliche Mitschuld. Sie sind Bestandteil und Protagonistin dieses Systems zugleich. Sie haben keinen Zutritt zu den wichtigen Führungskräften gefunden, um die positiven Aspekte – die innerhalb dieses Systems ja auch vorhanden sind – zu entwickeln. Sie haben daher keine Führungskompetenz. Sie haben nicht erreicht, dass die unzähligen Qualitätssicherungsvorschläge, Systeme, Konzepte und was es da alles gibt auch nur ansatzweise in die Tat umgesetzt werden. Sie haben daher auch keine Kontrollkompetenz, sonst hätten Sie das erreicht.

Sie haben im Kontrollausschuss Folgendes gesagt – auch das habe ich mitgeschrieben –: "Ich bin sehr daran interessiert, dass die Geriatriezentren einen guten Standard haben. Es wird für mich selbst einmal, sollte es so weit kommen, der Fall sein, dass ich dort hinkomme. Denn ich möchte nicht von meinen Kindern gepflegt werden, dafür habe ich sie nicht geboren." 

Ist Ihnen klar, was dieser Satz eigentlich bedeutet? Ist Ihnen klar, was Sie da gesagt haben? Das können Sie als Mensch durchaus sagen. Sie können sagen, meine Kinder sollen Kaiser von China werden. Aber dass die Kinder anderer Mütter dann dafür geboren worden sind, Sie zu pflegen, weil es Ihre Kinder nicht tun sollen, also das muss man schon sagen, das qualifiziert Sie nicht als Politikerin. Das kann Ihnen als Mensch durchaus anrechenbar sein, aber als Politikerin kann man so einen Satz auf gar keinen Fall sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich werde Ihnen jetzt hier nicht viel aus meiner Geschichte erzählen. Ich könnte es, aber es interessiert ja niemand. Hier sind nicht meine persönlichen Befindlichkeiten interessant, sondern Ihre. Es geht nicht um mein Amt, sondern es geht um Ihr Amt und um Ihre Amtsauffassung, und das ist das Problem. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Dr Pittermann! Sie haben in einem Akt der Panik den Dr Vogt vorgeschlagen, einen Arzt. Man kann dem Pflegepersonal alles vorschlagen, alles könnten sie ihm vorschlagen, weil sie sind wirklich gutmütig und gutgesinnt. Aber ihnen einen Arzt vorzuwerfen als Ombudsmann, das hat gezeigt, dass Sie auch keinerlei wie immer geartetes Gefühl haben, wie man mit diesen Menschen umzugehen hat. (GRin Josefa Tomsik: Kennen Sie Dr Vogt?) Ich kenne den Herrn Dr Vogt. 

Sie, Frau Dr Pittermann, sind als Mensch, als Politikerin und als Fachfrau nicht für diese Position qualifiziert. Wir wollen, dass Sie daraus Konsequenzen ziehen. 

Und ich sage mit Cicero: Patent portae proficiscere. Die Türen stehen offen. – Gehen Sie! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst möchte ich mich bedanken für den enormen Zuspruch, den ich erhalten habe für meine gestrige Rede. Ich werde auch versuchen, das Vertrauen, das in mich gesetzt wurde, zu bestätigen.

Und ich möchte hier festhalten, dass ich die Informationen, die ich erhalte, vertraulich behandle; das ist nämlich mein persönlicher Vertrauensgrundsatz. (Beifall bei der FPÖ.)
Heute aber geht es um die Vorfälle im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Auch hier haben wir das Problem, das da heißt: Wie geht die Gemeinde Wien mit ihren Mitarbeitern um? Ich behaupte, hier liegt eine der Hauptursachen für die Missstände, die es im Pflegebereich gibt.

Was mich am meisten aufregt, ist, dass Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, immer so tun, als wäre alles in bester Ordnung, obwohl Sie ganz genau wissen müssen, was wirklich los ist, dass Sie immer diejenigen, die aufzeigen, abtun als Skandalisierer, als Panikmacher und sonst etwas. Sie müssten es wissen, nicht nur weil wir es sagen, Sie müssen es auch wissen, weil es mutige Mitarbeiter gibt, die immer wieder Missstände aufzeigen. Sie sollten es auch wissen, weil es zum Beispiel im Krankenanstaltenverbund vor zwei Jahren eine MitarbeiterInnen-Zufriedenheitsbefragung gegeben hat, in der die wirklichen Probleme ganz klar herausgearbeitet sind. Aber Sie haben vielleicht diese Stellungnahmen von den Mitarbeitern nicht gelesen, darum möchte ich Ihnen heute hier einige vorlesen.

Zum Beispiel zur Führung schreibt ein Mitarbeiter: "Die Führung des Hauses ist eine mittlere Katastrophe. Sie schafft Unmut im ganzen GZW. Keiner lacht mehr, egal wen man trifft. Das Management hat alles ruiniert, egal welche Berufsgruppe. Jeder Mitarbeiter verrichtet in Wirklichkeit seine Arbeit positiv. – Danke."

Oder Direktion: "Keine Kommunikation, Willkür, chaotische Planung und Geldausgaben, fragwürdige Bauarbeiten, dafür Knappheit bei Budget für Patienten, respektlose Versetzung von Personal, keine Rücksicht auf Alter, Krankheit des Mitarbeiters bei neuen Projekten."

Oder: "Mitarbeiter sind Repressalien und willkürlichen Entscheidungen ausgesetzt und haben Angst vor Sanktionen. Gespräche werden nicht in sachlicher und ruhiger Form geführt. Die Mitarbeiter werden abgekanzelt, abqualifiziert und niedergeschrieen. Argumente werden kategorisch abgeschnitten und ignoriert. Die Führung hat nicht erkannt, dass nur motivierte Mitarbeiter, welchen auch entsprechende Anerkennung gezollt und denen auch in Konflikt- und Stresssituationen mit normalen Umgangsformen begegnet wird, anhaltend gute Leistungen erbringen. Es ist faszinierend, dass trotzdem viele nicht resignieren und sich im Sinne der Patienten mit Freude, Ideen und hohem persönlichen Einsatz einbringen. Kurz gesagt: Der Betrieb funktioniert trotz Führung. Diese Mitarbeitbefragung war völlig umsonst. Der ganze Aufwand hat sich nicht gelohnt, da die politisch Verantwortlichen sie ignoriert haben. Eine Befragung der Mitarbeiter als PR-Gag."

Sehr geehrte Damen und Herren! Er hat Sie durchschaut. 

Und was macht eigentlich die Gewerkschaft, Herr GR Hundstorfer? Ich frage Sie auch heute wieder – Sie haben sich dann zu Wort gemeldet –: Warum helfen Sie diesen Menschen nicht? 

Bei der Befragung des KAV ist auch ein Punkt "Personalvertretung". Da sagt ein Mitarbeiter: "Zu viele Gewerkschaftsfragen. Darüber möchte ich so nicht Auskunft geben. Mich stört starke Freunderlwirtschaft auch bei der Führung, Pflegedirektion, Oberschwestern. Die Gewerkschaft kümmert sich überhaupt nicht um ihre Mitglieder. Wichtig ist nur der Mitgliedsbeitrag." 

Ich frage Sie – ich hoffe, Sie beantworten mir das in Ihrer heutigen Wortmeldung –: Warum helfen Sie diesen Menschen nicht? Und bei Ihnen sind alles nur Missverständnisse. 

Ich möchte auch sagen, Sie haben mich gestern missverstanden, denn worauf ich hinweisen wollte, war, dass die Gewerkschaft den Mitarbeitern rechtlichen Beistand versagt hat. Und ich lasse mir von Ihnen auch nicht vorwerfen, dass ich oberflächlich informiert bin, denn ich kenne mittlerweile schon so viele Fälle, wo die Folgen der unmenschlichen Behandlung durch den Dienstgeber, der Gemeinde Wien, vom Herzinfarkt über psychiatrische Behandlung bis hin zum Tod reichen, dass ich hier stunden- und tagelang darüber berichten könnte. Und Sie sagen immer nur, alles ist nicht wahr, alles sind Einzelfälle. 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Hundstorfer! Sie können sich hier nicht aus der Verantwortung stehlen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Eine große Hilfe für das Geriatriezentrum Am Wienerwald, aber auch für andere Einrichtungen wäre in jedem Fall eine Verbesserung der baulichen Strukturen und Renovierung. Das weiß jeder. Das wurde heute auch schon oft gesagt. Vor zehn Jahren, noch unter Generaldirektor Naegler, wurde ein Anstaltentwicklungsplan ausgearbeitet. Aber leider wurde dieser Plan nie zu Ende geführt. Man hat zum Beispiel den Pavillon 13 abgesiedelt für den Umbau. Man hat begonnen, aber dann sind die Raten plötzlich nicht mehr gekommen. Und auch die Folgeprojekte blieben stecken.

Sehr geehrte Damen und Herren! Man muss halt für diese dringend notwendigen Sanierungen das Geld in die Hand nehmen, denn unter den derzeitigen Zuständen leiden die MitarbeiterInnen und die Patienten.

Eine weitere Hilfe wäre das zügige Absystemisieren von Betten, um den Raumbedarf zu befriedigen. Ein bis drei Patienten weniger, das wäre oft schon eine große Hilfe. Ganz wenig reicht oft schon aus, um eine deutliche Verbesserung zu erzielen. Denn gerade in der Pflege von alten Menschen gibt es so eine riesige Wolke an menschlichen Emotionen. Gerade dort, wo die Zahl der Patienten immer mehr wird und wo der Zustand, in dem die Patienten kommen, immer schlechter wird, wo 70 Prozent dement sind, wo viele Verhaltensstörungen haben, wo sich die Patienten gegen die Pflegehandlungen wehren, bis hin zu tätlichen Übergriffen, besonders dort ist viel Fingerspitzengefühl notwendig und besonders in diesem Bereich muss man investieren. Da nützt es uns nichts, wenn die Generaloberin Staudinger uns immer den Personalschlüssel vorrechnet, wenn dann die Zahlen in Wirklichkeit auf den Stationen gar nicht stimmen. 

Oder auch die Fortbildung. In der Mitarbeiterbefragung vom KAV schreibt ein Mitarbeiter: "Pflegehelfer wollen Weiterbildung. Aber es scheitert an Plätzen für die Ausbildungen. Titulierungen wie 'die Putzbrigade' sind für die Pflegehelfer leider traurige Realität. Pflegehelfer sind keine dummen Hilfsdiener. Bitte vermehren Sie die Ausbildungsplätze." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Bitte lesen Sie einmal diese MitarbeiterInnen-Zufriedenheitsbefragung des KAV, vielleicht können Sie dann das eine oder andere auch verbessern. (Beifall bei der FPÖ.) Es gibt nämlich eine große Anzahl von hochmotivierten Mitarbeitern, die jetzt durch diese mediale Berichterstattung zusätzlich unter Druck stehen, noch mehr als sonst. Und für diese positiv motivierten Mitarbeiter muss jetzt etwas gemacht werden. Und das darf sich nicht auf einen PR-Gag beschränken. 

Ich bedanke mich auf jeden Fall bei all denen, die trotz der großen Belastungen ihre Arbeit unermüdlich verrichten, damit das Gesundheitssystem in Wien doch so gut funktioniert. 

Neben der Untersuchungskommission werden wir uns auch weiterhin mit Anträgen, Anfragen und Initiativen um Verbesserungen bemühen. Vielleicht ist nach diesen Vorfällen die Aufnahmebereitschaft der politischen Verantwortungsträger etwas höher. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich gehe jetzt in der Tagesordnung so vor, wie es mir mitgeteilt wurde – Kenntnis aus der letzten Präsidiale des heutigen Tages –, dass hier unterbrochen wird zu diesem Zeitpunkt und dass wir jetzt zu dem Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission kommen. 

Wie gesagt: Wir kommen nun zu den von den GRen Dr Matthias Tschirf, Dr Johannes Hahn, Dr Sigrid Pilz, Mag Christoph Chorherr, Dr Wilfried Serles und Mag Hilmar Kabas eingebrachten Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien. 

Ich erteile dem Erstunterzeichner, Herrn GR Tschirf, das Wort, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. 

Wie gesagt, das ist eine leichte Umstellung, die jetzt bekannt wurde. Wir hätten erst um 16 Uhr unterbrochen, aber es wurde ja so ausgemacht. Das wurde mir gesagt. – Bitte, Herr GR Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde die Viertelstunde nicht brauchen. Wir haben inhaltlich die Möglichkeit, in dieser Untersuchungskommission jetzt ein Jahr ausgiebig zu diskutieren. Es gibt sicherlich kaum einen Bereich, der sich so anbietet dafür, dass er Gegenstand einer Untersuchungskommission ist, wie die Missstände im Zusammenhang mit dem Pflegeskandal. Es haben daher alle drei Oppositionsparteien sich hier zusammengetan. 

Ich stelle hier den Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission. Dieser von allen drei Oppositionsparteien gestellte Antrag soll klar darstellen, worum es uns geht. Es geht darum, dass hier schwerwiegende und ernste Probleme im Wiener Pflegebereich aufgeklärt werden, dass hier vor allem auch Strukturmängel analysiert werden, dass festgestellt wird, welche Versäumnisse vorliegen, welche Mängel, welche Verfehlungen. Das ist ein wichtiger Schritt dazu, dass hier tatsächlich politische Verantwortung auf den Tisch gelegt werden kann, dass die Missstände im Detail aufgezählt werden, dass wir ausgehend von dem Prüfbericht der MA 47 all das darstellen, was an Versäumnissen vorliegt, dass die Ladung aller Zeugen vorgenommen werden kann.

Genau aus diesem Grund hat es seinerzeit hat die Wiener Volkspartei als Regierungspartei durchgesetzt, dass derartige Untersuchungskommissionen durchgeführt werden können. Ich kann mich sehr gut erinnern, wie schwer das war, wie schwer es für unseren damaligen Landesparteiobmann Dr Görg und unseren Klubobmann Johannes Prochaska war, das damals durchzusetzen. Gott sei Dank haben wir das Instrumentarium, und wir werden dieses Instrumentarium diesmal entsprechend einsetzen. (GR Mag Thomas Reindl: Setzen Sie das auf der Bundesebene auch durch?) Herr Kollege Reindl, ich habe an und für sich einer Wortmeldung von Ihnen entnommen, dass Sie einer konstruktiven Zusammenarbeit in dieser Untersuchungskommission das Wort reden. Dieser Zwischenruf lässt mich ein wenig an meinem Optimismus zweifeln. (GRin Josefa Tomsik: Das war eine eindeutige Frage!)

Die Untersuchungskommission wird sich der Ladung und Vernehmung von Zeugen bedienen, wie das die Stadtverfassung vorsieht, mit allen Möglichkeiten. Hier geht es darum, die Wahrheit zu finden, hier geht es darum, dass entsprechend festgestellt wird, wie es aussieht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden daher, und dafür garantieren alle drei Oppositionsparteien, in den nächsten Wochen und Monaten vor allem folgenden Fragen nachgehen:

1. Wer die politische Verantwortung für den Wiener Pflegeheimskandal trägt. 

2. Wer, wann und worüber über die Missstände Bescheid gewusst hat. 

Weiters: Ob wirklich allen Beschwerden und Anregungen von Pflegern, Patienten und Angehörigen nachgegangen wurde, und weiters, wieso das Aufsichts- und Informationssystem im Gesundheitsressort und im Krankenanstaltenverbund versagt hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind Antworten, die sich vor allem die Wienerinnen und Wiener zu hören verdient haben, dass sie wissen, wie tatsächlich hier in der Zukunft vorgegangen werden soll. 

Unser Ziel ist es, dass diese Missstände ein für allemal beseitigt werden, dass die Verantwortung klar geklärt wird und – das ist das Wichtigste – wieder das Vertrauen in das Pflegesystem hergestellt wird. 

In diesem Sinne bringen wir, die drei Oppositionsparteien, diesen dringend notwendigen Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission ein. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Wir kommen nun zur Dringlichen Anfrage der ÖVP-Gemeinderäte Dr Johannes Hahn, Ingrid Lakatha und Ingrid Korosec an die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheits- und Spitalswesen, betreffend skandalöse und menschenverachtende Missstände im Geriatriezentrum Wienerwald durch Versäumnisse der SPÖ-Gesundheitspolitik. Es wird die Verlesung der Anfrage und die mündliche Begründung sowie eine Debatte über diesen Gegenstand verlangt. 

Gemäß § 27 Abs. 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen – und das ist geschehen – vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. Ich bitte daher die Frau Schriftführerin um die Verlesung dieser Dringlichen Anfrage. 

Schriftführerin GRin Brigitte Reinberger verliest die Dringliche Anfrage:

"In einer von der MA 47 durchgeführten Prüfung der sanitären Zustände im Wiener Pflegeheim Geriatriezentrum Am Wienerwald (GZW) kamen skandalöse, menschenunwürdige und für eine europäische Weltstadt inadäquate Zustände ans Licht. Alte Menschen waren durch nachlässiges und zu seltenes Umlagern zum Wundliegen (!) verurteilt, bettlägerige Patienten wurden nach dem Bericht in vielen Fällen nur alle drei (!) Monate gebadet. Selbst Heimbewohnern, die sich in einem besseren gesundheitlichen Zustand befanden, wurde um 15 Uhr (!) Bettruhe und das Tragen von Windeln befohlen. Tragischer Höhepunkt sei laut Bericht der 'bedauernswerte Zustand' einer 87-jährigen Patientin gewesen, die 'sich halb liegend auf einem Rollstuhl vor dem Esstisch befand' und seit fünfeinhalb Wochen nicht mehr gebadet wurde. 

Die sanitäre Aufsicht wurde in den letzten Jahren offensichtlich überhaupt nicht wahrgenommen. Auch wurden die entsprechenden Konsequenzen aus diesem Versäumnis nicht wahrgenommen und getragen. Beide Fälle stellen jedenfalls ein schlimmes Versagen der politisch Verantwortlichen dar. 

Die Dienstaufsicht hat – wie sich mittlerweile herausgestellt hat – völlig versagt. Die Verantwortlichen in der kollegialen Führung des GZW und im KAV selbst haben ihre Dienstaufsichtspflichten völlig vernachlässigt. Die zuständige Stadträtin Pittermann spricht zudem von 'potemkinschen Dörfern', welche ihre leitenden Beamten vor ihr errichtet hätten. Ihre Führungsschwäche und fehlende Durchsetzungskraft wird allein durch ihr Eingeständnis mehr als offenkundig. 

Seit dem Skandal um das Krankenhaus Lainz wurden die Wienerinnen und Wiener nicht mehr mit einer solchen Tragödie in ihrer Stadt konfrontiert. Das Vertrauen der Bevölkerung, insbesondere der älteren Menschen in unserer Stadt, wird durch diese verantwortungslosen Zustände völlig missbraucht. Besonders die Senioren werden durch diese unwürdigen Missstände in diesem städtischen Pflegeheim verunsichert. 

Dieser Skandal ist nur der Höhepunkt in einer Reihe von menschlichen und sanitären Missständen und Tragödien, die ausschließlich auf dem politischen Unwillen und die für viele Menschen tragische Lernunfähigkeit der SPÖ-Gesundheitspolitik beruhen. Die Warnungen der Oppositionsparteien hinsichtlich der teilweise menschenunwürdigen und für Leib und Gesundheit der Patienten gefährlichen Zustände in einigen städtischen Pflegeheimen wurden seit Jahren negiert. Die zuständige Stadträtin Dr Elisabeth Pittermann hat selbst im Gemeinderat Missstände konsequent geleugnet. Hinzu kommt, dass sie seit Jahren verabsäumt hat, dem Wiener Landtag ein neues Wiener Pflegeheimgesetz vorzulegen, welches die Qualitätsstandards auf eine neue rechtliche Basis gehoben hätte. 

Faktum ist, dass die Wiener SPÖ aus den tragischen Vorfällen im Krankenhaus Lainz Ende der 80er Jahre nichts gelernt hat und die Konsequenzen völlig unzureichend waren. Aus einer Mischung aus Wegschauen und einer nicht nachvollziehbaren Realitätsverweigerung durch den amtierenden Wiener Bürgermeister Dr Michael Häupl und Stadträtin Pittermann spitzte sich in den letzten Jahren eine Entwicklung zu, zu der es bei vorausschauender und umsichtiger Planung nicht hätte kommen müssen. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemäß §§ 36 und 37 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien an die amtsführende Stadträtin für Gesundheits- und Spitalswesen folgende Dringliche Anfrage:

1. Die sanitäre Aufsicht der Wiener Pflegeheime fällt in Ihren Verantwortungsbereich. Wie rechtfertigen Sie, dass die Organe der sanitären Aufsicht der MA 47 diese menschenunwürdigen und skandalösen Zustände jahrelang nicht wahrgenommen haben? Warum wurde auf die diesbezügliche Kritik des Rechnungshofes und des Kontrollamtes nicht viel früher reagiert?

2. Laut Auskunft von Berichten zahlreicher Angehöriger (siehe Berichte in den Medien) sind konkrete Beschwerdefälle an die zuständigen Stellen, konkret auch an Ihr Büro, herangetragen worden. Die teilweise menschenunwürdigen Zustände sind somit nachweisbar seit Jahren bekannt gewesen. 

a. Aus welchen Gründen haben Sie nicht umgehend darauf reagiert beziehungsweise die zuständigen Stellen in Ihrem Büro die zahlreichen Hinweise negiert? 

b. Wieso hat die Kollegiale Führung des GZW nicht die entsprechenden Schritte in die Wege geleitet? 

c. Stimmen Sie mit der Ansicht überein, dass die Hierarchie der Dienstaufsicht in diesem Zusammenhang völlig versagt hat? 

3. Warum erfolgte die 'unangekündigte' Prüfung der Zustände im Geriatriezentrum Am Wienerwald durch die MA 47 erst diesen Sommer, wiewohl seit längerem (nicht erst seit Frühjahr 2003) bekannt ist, dass die dortigen sanitären und pflegerischen Zustände teilweise im Argen liegen? 

4. Sie selbst haben in einem Interview mit einer Tageszeitung gesagt, dass Sie den Direktor der KAV-Teilunternehmung Dr Kaspar für den Pflegeheim für verantwortlich und als ihren Ansprechpartner halten. Wie beurteilen Sie konkret die Verantwortung der KAV-Führung in diesem Zusammenhang (betreffend Frage 1, 2 und 3)? Welche Konsequenzen werden Sie daraus konkret ziehen?

5. Sie selbst und der KAV haben beim ÖBIG einen Analysebericht 'Wiener Pflegeheimplan' in Auftrag gegeben. Dessen kritische, auf Missstände hinweisende Erkenntnisse über die Situation im Wiener Pflegebereich, insbesondere bei den städtischen Pflegeheimen, beinhalten eine Ist-Analyse und konkrete Verbesserungsvorschläge und Lösungen samt Kostenvarianten. Der Bericht lag bereits im November 2001 vor. 

a. Warum haben Sie diesen wichtigen Bericht der Öffentlichkeit und den im Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien nicht zur Kenntnis gebracht? 

b. Welche in dem Bericht des ÖBIG enthaltenen Verbesserungsvorschläge in Bezug auf die artikulierten Missstände haben Sie seither umgesetzt, welche wurden konkret in Angriff genommen? 

6. Wie viele Personen sind für die sanitäre Aufsicht der Pflegeheime des KAV in der MA 47 zuständig? Sind diesbezüglich alle Planstellen besetzt? Erachten Sie die Zahl der Mitarbeiter für die Aufsichtstätigkeit für ausreichend?

7. Was waren die Gründe, weswegen die MA 47 bis vor kurzem ihre Aufsichtskompetenz und Prüftätigkeit in städtischen Pflegeheimen nicht wahrnehmen durfte? 

8. Wieso wurde der Prüfbericht der MA 47 vom 23. Juli dieses Jahres angesichts der Tragweite dieses menschlichen Skandals nicht den im Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien rechtzeitig zur Einsicht vorgelegt?

9. Wann genau und in welcher Form haben Sie die Angehörigen der betroffenen Pflegepatienten der geprüften (Bericht der MA 47 vom 23. Juli 2003) Abteilungen und Stationen im Geriatriezentrum Am Wienerwald von den Missständen unterrichtet?

10. Wieso haben Sie nicht unmittelbar nach Kenntnis (nach Ihren Angaben am 8. August 2003) der Vorkommnisse, die genau dokumentiert wurden, eine Strafanzeige an die Staatsanwaltschaft veranlasst?

11. Wurden alle an Ihr Ressort beziehungsweise an den KAV gerichteten Beschwerdebriefe von Pflegepatienten, deren Angehörigen oder deren Vertretern beantwortet, den darin dargestellten Sachverhalten nachgegangen und etwaige Missstände beseitigt? Wenn ja, welche? Wenn nein, welche nicht und warum?

12. Werden mit jenen Mitarbeitern, welche durch einen exorbitant hohen Anfall an Krankenstandstagen auffallen, konkrete Mitarbeitergespräche geführt, welche den diesbezüglichen Ursachen auf den Grund gehen? Wenn nein, warum nicht? 

13. Wie beurteilen Sie die Verantwortung der zuständigen Kollegialen Führung des Geriatriezentrums Am Wienerwald sowie der Leitung der vom Prüfbericht der MA 47 vom 23.7.2003 betroffenen Medizinischen Abteilung im GZW? Haben Sie bis dato konkrete dienstrechtliche Konsequenzen gezogen? Wenn ja, welche? Wenn nein, warum nicht?

14. Am 5. März 2003 machte Sie die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten in einem Brief auf den akuten Personalmangel im Pflegebereich mit all seinen drohenden Konsequenzen aufmerksam. Konkret wurde darauf hingewiesen, dass im Geriatriezentrum Am Wienerwald allein 70 Planstellen nicht besetzt sind.

Wie rechtfertigen Sie diese Tatsache? Wie haben Sie auf diesen Hilfeschrei der Gewerkschaft konkret reagiert?

15. Im Mittelpunkt der Kritik stehen vor allem die teilweise katastrophalen Arbeitsbedingungen im Geriatriezentrum Am Wienerwald.

a. Welche Konsequenzen werden Sie aus dieser Tragödie im Geriatriezentrum Am Wienerwald konkret ziehen? Können Sie diesbezüglich einen konkreten Zeitplan der geplanten Maßnahmen vorlegen?

b. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die 8-Bett-Zimmer in städtischen Pflegeheimen raschest der Vergangenheit angehören?

c. Wie kann es sein, dass sterbenden Pflegepatienten nicht einmal in ihrem letzten Lebensabschnitt ein Minimum an Privatsphäre eingeräumt wird und sie nur teilweise durch Paravents von den anderen Pflegepatienten im Zimmer getrennt werden?

16. Sind Sie nun endlich bereit, sich dafür einzusetzen, dass die Bediensteten im geriatrischen Pflegebereich in Wien eine entsprechende Zulage erhalten? Welches Angebot an die Bediensteten können Sie sich diesbezüglich vorstellen?

17. Sie haben den pensionierten Unfallchirurgen Dr Vogt zum Ombudsmann im Pflegebereich ernannt. Wie stehen Sie zur Kritik an der Ernennung eines Arztes vor dem Hintergrund der Tatsache, dass es Pflegebediensteten aufgrund hierarchischer Bedenken schwer fallen wird, sich in sensiblen, den Dienstbetrieb betreffenden Angelegenheiten jemandem aus dem ärztlichen Stand anzuvertrauen?

18. Es wird Ihnen von vielen Seiten vorgeworfen, dass Sie Ihren Beamtenapparat nicht im Griff hätten und mangels Durchsetzungskraft nicht einer effektiven Ausübung Ihrer politischen Führungsaufgabe nachkommen können (siehe auch den Bericht in der Tageszeitung 'Die Presse' vom 8.4.2003, Zitat: 'Es stimmt nicht, dass Pittermann nicht mit der Verwaltung zurecht kommt. Die Verwaltung kommt nicht mit ihr zurecht. (...) Die Beamten lassen Pittermann auch regelmäßig auflaufen.') In einem Interview mit einer Tageszeitung sprechen Sie davon, dass Ihre leitenden Beamten vor Ihnen 'potemkinsche Dörfer' errichtet haben.

a. Ist das nicht erfolgte Ziehen von Konsequenzen angesichts dieser offenbar seit Jahren herrschenden skandalösen Zustände ein Ausdruck Ihrer mangelnden Durchsetzungskraft?

b. Was meinen Sie konkret mit Ihrer Aussage, es werden vor Ihnen 'potemkinsche Dörfer' errichtet?

c. Welchen Beamten werfen Sie dies konkret vor?

19. Zu den bisherigen an Sie gerichteten Rücktrittsaufforderungen fielen Sie mit der Aussage auf 'Ein Verkehrsminister tritt auch nicht zurück, wenn ein Zugunglück passiert!' Erachten Sie diese Aussage angesichts der sich in Ihrem Verantwortungsbereich vorgefallenen menschlichen Tragödien als passend?"

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Kollegin Reinberger, für die gemäß § 37 Abs. 5 – ich wiederhole es noch einmal – notwendige Verlesung. 

Zur Begründung dieser Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Dr Hahn das Wort. Seine Redezeit beträgt 20 Minuten.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Unabhängig davon, dass also bis dato keine personellen Konsequenzen, weder auf politischer noch auf Verwaltungsebene, im Gefolge dieses Pflegeheimskandals gezogen wurden, ist es notwendig, dass die Umstände, die zu diesem bedauerlichen und verurteilungswürdigen Ereignis und den Vorkommnissen geführt haben, im Detail analysiert und aufgeklärt werden, damit wir auch entsprechende Schlussfolgerungen für die Zukunft ziehen können.

Wie nicht anders zu erwarten, Frau Dr Pittermann, haben Sie bis heute kein erkennbares Krisenmanagement an den Tag gelegt, und wir hoffen sehr, dass die präzise Struktur unserer Dringlichen Anfrage Ihnen eine Möglichkeit gibt, hier ein erstes Licht in das Dunkel dieser Vorkommnisse zu bringen. 

Wir wollen von Ihnen, und das ist ja schon ausführlich begründet worden, konkret wissen, warum eigentlich Dinge, die jedermann ins Auge springen müssten, nicht von den verantwortlichen Führungskräften, aber auch nicht von Ihnen gesehen wurden. Wo um Himmels willen waren die Aufsichtspersonen in den letzten Jahren? Lassen sie sich überhaupt in den Stationen blicken? Warum wusste niemand Bescheid offenkundig, außer den Patienten selbst, ihren Angehörigen und den Sachwaltern? Wir fragen Sie nach Ihrer Verantwortung.

Wir wollen auch wissen, wie Sie politische Verantwortung definieren. Definieren Sie das als Abputzen oder als Leugnen oder was auch immer. Es wird interessant sein, das zu hören. 

Wir wollen aber auch wissen, wie es in Ihrem heiklen Ressort, das schlussendlich Milliardenbeträge und sogar in EUR verwaltet, von 'potemkinschen Dörfern' sprechen können, die vor Ihnen aufgebaut werden? 

Und wir fragen Sie heute hier in dieser auch von uns verlangten Sondersitzung des Gemeinderates, warum Sie alle Maßnahmen und notwendigen Schritte, Stichwort Pflegeheimgesetz, nicht schon längst gesetzt haben; wieso Ihre gesamte Amtstätigkeit bis heute ausschließlich durch Versäumnisse, Pleiten, Pech und Pannen gekennzeichnet ist und auffällt?

Durch das, wie ich glaube, notwendige Verlesen, was nicht immer üblich ist bei Dringlichen Anfragen, erübrigt sich aber auch eine weitere Begründung. Wir sollten die Zeit nutzen, und ich hoffe sehr, Frau Stadträtin, dass wir von Ihnen eine ausführliche, konkrete und auch korrekte Antwort auf die einzelnen Punkte erhalten. – Danke. (Beifall bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön für diese Begründung.

Zur Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage hat sich die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen, Dr Elisabeth Pittermann-Höcker, zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Geschätzte Damen und Herren!

Zur Frage 1 und 7: Bei den geriatrischen Einrichtungen des KAV handelt es sich um krankenanstaltenähnliche Konstruktionen, die sich von den anderen Pflegeheimen in erster Linie durch ihren hohen Anteil an ärztlichem Personal und eine entsprechende ärztliche Leitung unterscheiden. Sie entsprechen, wie auch der Rechnungshof festgestellt hat, nahezu allen Belangen der Versorgungs- und Betriebsorganisation einer Krankenanstalt. Diese Pflegezentren verfügen auch unter Berücksichtigung der unbesetzten Dienstposten über deutlich mehr Pflegepersonal pro Bewohner als vergleichbare private Einrichtungen. Ebenso wie die Krankenhäuser unterliegen die geriatrischen Zentren der Stadt dem im letzten Jahrzehnt massiv ausgebauten System der internen Kontrolle und Revision sowie dem Qualitätssicherungssystem des Krankenanstaltenverbundes.

Ausgangspunkt für die Qualitätssicherungsmechanismen des Krankenanstaltenverbundes sind die Schulungen der Mitarbeiter und die Festlegung von Standards sowohl für die Pflegehandlungen als auch die ärztlichen Leistungen. Dadurch werden die qualitativen Richtgrößen definiert, deren Einhaltung in weiterer Folge zu kontrollieren ist. Die Durchführung der anstaltsinternen Kontrollen erfolgt nach einem Stufenprinzip, wobei Intensität und Frequenz mit Zunahme der Hierarchie zwangsläufig abnehmend ist. Tägliche Routinekontrollen werden im Zuge der Routinetätigkeit sowohl vom stationsführenden Oberarzt als auch durch die Stationsschwester durchgeführt und Fehler durch die unmittelbare Rückmeldung augenblicklich beseitigt. 

Darüber hinaus dienen sowohl die Primararztvisiten als auch die Visiten der Oberschwester als zusätzliche Kontrollmechanismen, die durch die Gegenüberstellung von Patient und Dokumentation eine Ergebnis- und Formalkontrolle erwirkt. Ebenfalls im Sinne der Kontrolle sind die Dienstübergaben beziehungsweise Morgenbesprechungen zu verstehen, die dazu dienen, eine kontinuierliche Betreuung der zu Pflegenden zu gewährleisten. 

Zusätzlich kommen seitens sowohl der Pflegedirektion wie der ärztlichen Direktion die Instrumente der Kontrollgänge als auch zur Überprüfung der Pflegedokumentation zum Einsatz. Ergänzt werden die Prüfungen durch den Einsatz von anstaltsfremden Kontrollorganen, die unter anderem Fragen der Patientenbetreuung, der Hygiene als auch der Medikamentengebarung behandeln. 

In diesem Zusammenhang sind zu erwähnen

1. interne Revision, 

2. aber die Mitarbeiter der Direktion der Teilunternehmung Krankenanstalten und Pflegeheime (Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement), Abteilungskapazität von Leistungsplanung beziehungsweise der Direktion der Teilunternehmung Allgemeines Krankenhaus, die stichprobenartig Kontrollen durchführen. 

Die Qualitätssicherungsmaßnahmen werden durch ein Team ergänzt, in dem die Qualität der Prozesse laufend hinterfragt werden soll und die Durchführung der Qualität von Qualitätsverbesserungsprojekten durch die Bereitstellung einer fachlichen Unterstützung seitens der Dienststelle Organisations- und Personalentwicklung gefördert wird.

Ein wesentliches Element der Qualitätskontrolle stellt der bedarfsorientierte Einsatz der Personalressourcen durch die Anwendung der PPR, das ist die patientenorientierte Personalplanung, und Budgetierung von Pflegeressourcen dar. Die PPR ermöglicht eine Abstimmung des Pflege- zum Personalbedarf mit dem Betreuungsgrad der Bewohner unter Festlegung von Mindeststandards.

Aufgrund der täglichen Auswertungen können die Stationen miteinander verglichen und die Bewohner bereits nach ihren Pflegestufen bei der Aufnahme gesteuert oder das Personal entsprechend flexibel eingesetzt werden. 

Die durch die MA 47 wahrgenommene Pflegeaufsicht stellt ein behördliches Kontrollelement dar, welches durch die auch für die Pflegeheime zuständige, beim Amt der Wiener Landesregierung eingerichtete, unabhängige und weisungsfreie Patientenanwaltschaft flankiert wird.

Die von Ihnen angesprochene, vom Rechnungshof kritisierte Praxis wurde damit begründet, dass die geriatrischen Einrichtungen der Stadt wie Krankenhäuser geführt wurden und demgemäß auch die entsprechende Struktur im Bereich Hygiene und Qualitätssicherung eingerichtet wurde. 

Schon bei der Erstellung dieses Prüfberichtes des Rechnungshofes wurde von der MA 47 die Prüfung der städtischen Pflegeeinrichtungen zugesagt. Dies findet sich in der Stellungnahme des Stadtsenates wieder, welche im Jahresbericht des Rechnungshofes Aufnahme fand und somit auch vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen wurde. 

Zur Frage 2.

a. Jede einzelne Beschwerde, die in meinem Büro, in der Generaldirektion des KAV oder auch in der TU-Direktion, der Teilunternehmensdirektion, einlangt, wird umgehend bearbeitet. Dies besteht in einer Verifizierung der Beschwerde und gegebenenfalls in einem Abstellen des Beschwerdegrundes. Diese Erledigung wird mir umgehend berichtet und ebenso, falls der Beschwerdeführer bekannt ist – einiges kommt eben auch anonym –, diesem über das Veranlasste Mitteilung gemacht. 

b. Die Kollegiale Führung des Geriatriezentrums Wienerwald hat nach Bekanntwerden der Missstände entsprechende kurz- und mittelfristige Maßnahmen erarbeitet und in der Folge in die Wege geleitet. 

c. Die Verantwortung im Zusammenhang mit der Dienstaufsicht wird derzeit überprüft. Von einem völligen Versagen kann man derzeit nicht sprechen. 

Zur Frage 3.

Die von Ihnen angesprochene Prüfung der MA 47 war anlassbezogen. Es lagen konkrete Beschwerden eines Sachwalters und von Angehörigen vor. Aus diesem Grund wurde die unangemeldete Überprüfung vor Ort wahrgenommen. 

Zur Frage 4.

Gemäß § 10 des vom Gemeinderat beschlossenen Unternehmensstatuts ist Generaldirektor Dr Hauke für die Geschäfts- und Betriebsführung des gesamten Krankenanstaltenverbundes und Teilunternehmens 1, Direktor Dr Kaspar für die Geschäfts- und Betriebsführung der Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbundes verantwortlich. Die KAV-Führung ist daher auch für die ordnungsgemäße medizinische und pflegerische Betreuung verantwortlich. Sofort nach Bekanntwerden der Missstände wurden nachweislich entsprechende Schritte in die Wege geleitet, um diese abzustellen und zukunftsorientierte Maßnahmen zu setzen. 

Zur Frage der Verantwortung der genannten Personen möchte ich mich der Aussage des Herrn Bürgermeisters anschließen, dass nämlich über allfällige personelle Konsequenzen erst nach dem Kontrollamtsbericht entschieden wird. 

Zur Frage 5.

a. Da es sich bei der Studie "Wiener Pflegeheimplan" um ein Arbeits- und Diskussionspapier handelt, das keine abgestimmten Planungsrichtlinien für Wien enthält, gab es keine Veranlassung, die im Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien dieses zur Kenntnis zu bringen. Im Bericht sind keine Missstände angeführt. Der Pflegeheimplan sollte einen aktuellen Überblick über das Leistungsangebot geben und als Diskussionsgrundlage für die Weiterentwicklung dienen. Es ist eine Studie und keine Umsetzungsplanung. Es werden keine auf Realisierbarkeit überprüften Parameter für den Soll-Stand, zum Beispiel in Bezug auf Standorte oder Strukturen, vorgegeben. Als Ziele im Rahmen der Studie "Wiener Pflegeheimplan" wurden ein abgestuftes Leistungsangebot und bedürfnisgerechte Betreuungsplätze in Wohn- und Pflegeeinrichtungen, die Festlegung von Qualitätsstandards und der Aufbau eines differenzierten Finanzierungssystems formuliert. Diese Grundsätze sind auch im Zuge der Neuorientierung des Sozial- und Gesundheitswesens wesentliche Elemente des Konzeptes "Soziale Sicherheit in Wien", aber auch wesentliche Inhalte des Entwurfes zum Pflegeheimgesetz. Mit anderen Worten: Die wichtigen, in der Studie enthaltenen Vorschläge fließen in jene Vorhaben, die jetzt umgesetzt werden und die in Folge auch den zuständigen politischen Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

Zur Frage 6.

Derzeit sind drei Personen unmittelbar mit der Aufsicht befasst: eine juristische Leitung, eine administrative Leitung, insbesondere eine kommissionelle Überprüfung, und eine Pflegesachverständige. Eine weitere Pflegesachverständige wurde von der MA 47 beantragt, genehmigt und ist im Auswahlverfahren. Im Bedarfsfall kann zu Pflegefragen, das ist die konkrete Kontrolle der stationären Pflegeeinrichtungen, auf rund 140 MitarbeiterInnen des Gesundheits- und Krankenpflegedienstes in der MA 47 als Qualitätssicherungsmaßnahme zurückgegriffen werden. Der Aufsicht stehen weiters als Sachverständige MitarbeiterInnen der MA 12, MA 15, MA 36B, MA 36C, MA 37, MA 59 und MA 68 zur Verfügung. Weiters werden in die Aufsicht MitarbeiterInnen der Wiener Patientenanwaltschaft und BezirksvertreterInnen beigezogen. 

Zur Frage 8.

Die Aufsicht über Pflegeheime obliegt gemäß § 23 Abs. 1 des Wiener Sozialhilfegesetzes der Wiener Landesregierung. Diese behördliche Aufgabe wurde von dieser per Verordnung dem Amt der Wiener Landesregierung zur Erledigung überlassen. Eine Kompetenz des Gemeinderates besteht in diesem behördlichen Verfahren nicht. Die Verwaltungsverfahrensgesetze finden Anwendung. Im Übrigen wurden die erforderlichen Maßnahmen unverzüglich eingeleitet. 

Zur Frage 9.

Bevor ich persönlich Angehörige betroffener Pflegebewohner informiere, werde ich das Ergebnis sämtlicher Prüfungen, also auch des jetzt erst in Arbeit befindlichen Kontrollamtsberichtes, abwarten. Im Anschluss daran beabsichtige ich, die Angehörigen selbst in geeigneter Form zu informieren. 

Zur Frage 10.

Vorfälle von strafrechtlicher Relevanz sind der zuständigen Staatsanwaltschaft mitzuteilen. Dies ist nach interner Prüfung des Sachverhalts auch erfolgt. 

Zur Frage 11.

Alle Beschwerdebriefe, welche an die Teilunternehmungsdirektion 1 übermittelt wurden oder an die entweder zuständigkeitshalber oder federführend Beauftragte zur Bearbeitung weitergeleitet wurden, wurden in Zusammenarbeit mit der zuständigen Abteilung innerhalb der Teilunternehmungsdirektion 1 und dem zuständigen Haus bearbeitet. Den Sachverhaltsdarstellungen wurde entweder persönlich nachgegangen oder das betroffene Haus wurde gebeten, eine Stellungnahme abzugeben. Im Sinne einer positiven Fehlerkultur wurde versucht, bei Beschwerden über Mängel im Haus diese auch durch die kollegiale Führung des Hauses beheben zu lassen und zum Beispiel mit dem Beschwerdeführer das Gespräch zu suchen. Dem jeweiligen Auftrag entsprechend wurden die Beschwerden unter dem Aspekt der Kundenorientierung erledigt. Das sind Stellungnahme, Antwortentwurf und direkter Brief an den Beschwerdeführer. 

Zur Frage 12.

1. Im Bereich der Pflege wird mit jenen MitarbeiterInnen, welche sich in Langzeitkrankenständen befinden, beziehungsweise bei jenen, wo vermehrt Krankenstände evident sind, erstens bei Krankmeldung – telefonisch erfolgt das meist bei der Stationsleitung oder der Oberschwester –, bereits erkundet, wie es dem Mitarbeiter geht, welche Erkrankung vorliegt und wann mit einem Dienstantritt gerechnet werden kann. Die Mitarbeiter werden zu keiner Angabe einer Diagnose gedrängt. 

2. Bei längeren Krankenstände besteht fast immer regelmäßiger telefonischer Kontakt. 

3. Bei Krankenhausaufenthalten werden die MitarbeiterInnen auch von ihren KollegInnen besucht.

4. Mitarbeiter, welche aufgrund von psychischen Erkrankungen im Krankenstand sind, werden vereinzelt trotzdem zu Teambesprechungen eingeladen, damit sie nicht das Gefühl haben, ausgeschlossen zu sein. 

Bei Dienstantritt werden immer persönliche Gespräche mit den MitarbeiterInnen von der Stationsleitung beziehungsweise Oberschwester geführt. Diese Gespräche werden nicht dokumentiert. Aufgrund dieser Gespräche können folgende Maßnahmen getroffen werden: Reduzierung der Wochenstunden, Einteilung von Kurzdiensten, Einbeziehung des Arbeitsmediziners in Einzelfällen, Aufnahme von Einschränkungen in den Stellenbeschreibungen, eventuell eine Zuteilung auf eine andere Station der gleichen Abteilung. Bei längeren Krankenständen erfolgt ab dem 30. Krankenstandstag eine Meldung an die MA 2 und von dort aus an die ärztliche und amtsärztliche Untersuchungsstelle in der MA 15. Längere Krankenstände sind selbstverständlicherweise auch Gegenstand der mit allen Mitarbeitern geführten und regelmäßig stattfindenden Mitarbeitergesprächen. 

Zur Frage 13.

Die Verantwortung der kollegialen Führung wird derzeit in der Direktion der Teilunternehmensdirektion 1 kommissionell überprüft. Allfällige Beurteilungen und Maßnahmen werden erst nach Abschluss aller Überprüfungen gesetzt. 

Zur Frage 14.

Eingangs darf erwähnt werden, dass das Rekrutierungsproblem speziell in der Geriatrie kein singuläres Problem in Wien darstellt. Vielmehr hat die Altenpflege österreichweit mit diesem Problem zu kämpfen. Aufgrund des Briefes der Personalvertretung des Hauses, in dem auf den akuten Personalmangel im Pflegebereich im Geriatriezentrum Am Wienerwald – damals 70 freie Dienstposten – hingewiesen wurde, hat am 3. April 2003 eine gemeinsame Rücksprache mit Herrn Generaldirektor Dr Hauke und Herrn Generaldirektor-Stellvertreter Dr Kaspar stattgefunden. Es wurde vereinbart, die durch den Pflegedirektor des Geriatriezentrums Wienerwald in einem Schreiben vom 10. März 2003 vorgeschlagenen Maßnahmen zu akzeptieren und vorerst – bis auf den Versuch, weitere Pflegekräfte natürlich für die Geriatriezentren zu gewinnen – keine weiteren Maßnahmen durch die Teilunternehmungsdirektion zu setzen. Angekündigte möglichst kurzfristige Maßnahmen waren zum Beispiel Urlaube ohne Bezüge für die Pflege schwer erkrankter Angehöriger und auch bei Eltern-Karenzurlauben. Mögliche mittelfristige Maßnahmen waren die Ausbildungsoffensiven für den zweiten Bildungsweg. 2001 wurden damals schon 22 Teilnehmer entsandt, welche im März 2003 die Ausbildung abgeschlossen haben. 2002 wurden 9 Teilnehmer entsandt, welche im September 2004 ihre Ausbildung beenden werden. Die Mitarbeiter des zweiten Bildungsweges werden ab 2001 verpflichtet, nach der Ausbildung drei Jahre in der Geriatrie des Krankenanstaltenverbundes ihren Dienst zu versehen.

Zur Frage 15.

Die Maßnahmen, die eine entsprechende Versorgung der BewohnerInnen sicherstellen sollen, sind mannigfaltig. Abgesehen von den diesbezüglichen Überlegungen wegen der Aufsichtspflicht werden insbesondere Betreuungsdienste neu zusammengesetzt, den Beteiligten Supervision und psychologische Einzelbetreuung angeboten, ein internes Kontrollsystem inthronisiert, ein neues Beschwerdemanagement eingerichtet, eine Hotline etabliert und Schulungsangebote intensiviert. Die kurzfristig möglichen Maßnahmen wurden umgesetzt, die anderen eingeleitet.

Ich werde mich noch verstärkt dafür einsetzen, dass 8-Bett-Zimmer in den städtischen Pflegeeinrichtung raschest der Vergangenheit angehören. Ebenso setze ich mich dafür ein, dass ein Maßnahmenschwerpunkt des Krankenanstaltenverbundes auf eine verstärkte Wahrung der Intimsphäre der Patienten gelegt wird.

Zur Frage 16.

Ich setze mich für eine finanzielle Abgeltung der Belastung im geriatrischen Pflegebereich ein. Für die in den geriatrischen Einrichtung der Stadt Wien beschäftigten Pflegepersonen und AbteilungshelferInnen soll es finanzielle Anreize für ihre schwere Tätigkeit geben. Dieses System soll sich aber an den unterschiedlichen Erschwernissen orientieren. Dafür sind taugliche Grundlagen zu arbeiten. Dies wird gemeinsam mit der Bedienstentenvertretung zu verhandeln sein. Die bessere Abgeltung soll ab 2004 wirksam werden.

Zur Frage 17.

Ich habe Herrn Dr Vogt aufgrund seines in der Öffentlichkeit allgemein anerkannten hohen sozialen Engagements die Funktion des Ombudsmannes für die BewohnerInnen in Pflegeeinrichtungen, aber auch für deren Angehörigen und für die MitarbeiterInnen in diesen Bereichen angeboten. Ich schätze mich glücklich, dass er, der immer als unruhiger Geist in einem System bekannt ist, bereit ist, diese schwierige Aufgabe zu übernehmen. Und gerade da er als so streitbarer Mensch bekannt ist, glaube ich, dass er ein sehr, sehr großes Vertrauen der Bevölkerung genießt. Die organisatorischen Rahmenbedingungen für seine Tätigkeit werden derzeit erarbeitet. Personell bedeutet dass für mich eine interdisziplinäres Team, dem selbstverständlich auch Pflegekräfte angehören.

Zur Frage 18.

Es ist immer problematisch, wenn Zitate aus dem Zusammenhang gelöst wiedergegeben werden. Ich möchte zu diesem Punkt nur das wiederholen, was der Herr Bürgermeister bereits gesagt hat: Über allfällige personelle Konsequenzen wird erst nach dem Kontrollamtsbericht entschieden. Ich möchte ein faires Verfahren gewährleisten. Daher gibt es von meiner Seite niemals Vorverurteilungen. 

Zur Frage 19.

Versuchen wir alle, aus jedem menschlichen Leid, wo immer es passiert, kein politisches Kleingeld zu schlagen. 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter Danke schön, Frau Stadträtin, für die konkrete Beantwortung. 

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zuerst hat sich die Frau GRin Dr Pilz gemeldet. Ich erteile es ihr. Redezeit: 20 Minuten.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Offensichtlich lebt der Herr Vorsitzende auf einem anderen Stern als ich. Die konkrete Beantwortung habe ich genau vermisst. (GR Harry Kopietz: Das ist eine Beleidigung des Vorsitzenden!) Frau Stadträtin, Sie sind uns jede Antwort schuldig geblieben. (GR Franz Ekkamp: Das ist eine Beleidigung!) Ich möchte es begründen. Wenn Sie mich lassen, dann kann ich das tun. 

Frau Stadträtin, Sie sprechen in Ihrer Beantwortung davon, dass jede Beschwerde, die an Ihr Stadtratbüro gerichtet wird, umgehend bearbeitet wird, der Beschwerdegrund abgestellt wird und Fehler augenblicklich beseitigt werden. Das haben Sie jetzt gesagt. Ich habe es mit Staunen gehört. Ich habe mir Ihre Worte mitgeschrieben.

Ich möchte jetzt, nachdem wir schon durchdekliniert haben, was in den Pflegeheimen der Fall war, Ihnen das nicht noch einmal mitteilen. Wir leben offensichtlich in Ihrer besten aller Welten. Es hat da offensichtlich keinen Sinn, Ihnen zu sagen, dass die Wirklichkeit unterschiedlich ausschaut von den Zusammenfassung, die Sie uns hier vorgelesen haben. 

Ich sage Ihnen einen anderen Fall, an dem bewiesen ist, dass ihre Beschwerde weder umgehend bearbeitet noch der Beschwerdegrund abgestellt wird, und der Fehler ist noch lange nicht beseitigt.

Ich habe vergangenes Jahr, und zwar am 26.4., eine Anfrage an Sie gerichtet, Frau Stadträtin. Es geht um ein Disziplinarverfahren, das gegen einen Oberarzt auf der 5. Psychiatrischen Abteilung im Otto-Wagner-Spital läuft.

Zur Chronologie dieses Falles: Seit Februar 2000 gibt es Vorwürfe gegen den entsprechenden Arzt. Im Herbst 2001 wurde ein Disziplinarverfahren in Gang gesetzt. Mit Ihrem Wissen und Ihrer Billigung wurde dieser Arzt karenziert während des Disziplinarverfahrens. Sie haben mir auf meine Anfrage, wie kann denn das sein, dass jemand, gegen den ein Disziplinarverfahren läuft, karenziert wird, mitgeteilt, er hat um Karenzurlaub aus persönlichen Gründen angesucht und den können Sie ihm nicht verwehren und er muss auch keine Begründung abgeben.

Sie waren von mir informiert, dass jener Oberarzt, mittlerweile zuerst ... (Es ist das Läuten eines Handys zu vernehmen.)

Kann jemand das Piepserl da abstellen? Irgendein Mensch in dieser Gegend hier hat offensichtlich sein Handy eingeschaltet. Das ist urwichtig, aber vielleicht doch nicht für herinnen geeignet. (Das Handy wird abgestellt.) Ich bitte, das bei meiner Redezeit zu berücksichtigen.

Sie haben mir mitgeteilt, dass die persönlichen Gründe Sie nicht zu interessieren haben, warum der Herr Oberarzt Karenzurlaub genommen hat. Ich habe Sie davon in Kenntnis gesetzt, dass er in Niederösterreich, in Gugging, einschlägig tätig ist. Ich habe den niederösterreichischen Patientenanwalt auch davon verständigt, denn ich finde an sich: Wenn jemand mit schweren Vorwürfen konfrontiert ist, dann soll für ihn die Unschuldsvermutung gelten, aber er soll in der Zeit, wo er hier ein Disziplinarverfahren hat, nicht einschlägig tätig sein. Das ist meine Vorstellung davon wie Dinge zu laufen haben. 

Mittlerweile ist der Kollege am Mittersteig in der Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher einschlägig als Arzt tätig. 

Ich nenne den Namen nicht. Ich sage Ihnen, Dinge müssen auf den Tisch des Hauses, und es wird nicht genügen, wenn Sie glauben, Sie können das zurückhalten. 

Der Krankenanstaltenverbund hat es offensichtlich ermöglicht, dass er sich bewirbt in Gugging und so weiter. Ich habe Sie gefragt, Frau Stadträtin: Haben Sie das Krankenhaus Gugging informiert? Wenn nein, warum nicht? Und was schreiben Sie mir? "Zu dieser Frage konnte mir der Wiener Krankenanstaltenverbund keine Informationen bekannt geben." Das sage ich jetzt einfach noch einmal, damit Sie es hören. Ich frage, warum er sich karenzieren lassen konnte und ob Sie wissen, dass er in Gugging arbeitet, und Sie sagen mir darauf: Dazu konnte mir der Wiener Krankenanstaltenverbund keine Auskunft geben. 

Das finde ich wirklich unfassbar für die Stadträtin, die politisch zuständig ist für den Krankenanstaltenverbund. Der hat Ihnen eine Auskunft zu erteilen! Und Sie haben Sie dann bitte auch in der Beantwortung mir mitzuteilen. 

Es hat viele Schreiben des Personals, Vertreter des Mittelbaus, Vertreter aus dem Pflegedienst Ihnen gegenüber gegeben. Die wurden in Ihrem Stadtratbüro nachweislich eingebracht, letztens am 29. Jänner 2002. Oberärzte schreiben an StRin Pittermann und bitten um Untersuchung durch externe ExpertInnen. – Diese Untersuchungen sind nicht erfolgt, das Disziplinarverfahren ist verschleppt worden, trotz der Ankündigung, die Sie immer wieder auch an die Angehörigenorganisation geschrieben haben, dass die Sachlage aufgeklärt wird. Das war im Februar 2002. – Nichts ist aufgeklärt worden. 

Am 12. Februar 2002 wird der Herr Bgm Häupl informiert per Fax. – Niemand hat reagiert.

Im Jänner 2003 wurde die Österreichische Liga für Menschenrechte eingeschaltet. Der Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes sagte eine Prüfung zu. 

Erst im April 2003 wird ein ernsthaftes Disziplinarverfahren in Angriff genommen. Inzwischen sind die Zeugen sehr, sehr frustriert. Viele haben das Haus verlassen, andere sind krank. 

Und was durch diese Verschleppung der Ereignisse, Frau Stadträtin, nicht möglich war, war, die aufsichtsbezogene Verantwortung des vorgesetzten Primararztes hier zur Diskussion zu bringen, denn Sie sagten mir auf meine entsprechende Frage in jener Anfrage, aus der ich Ihnen schon zitiert habe: "Der Disziplinarbehörde liegen sämtliche im KAV bekannte Fakten vor. Die rechtliche Beurteilung aller involvierten Personen obliegt der Disziplinarbehörde. An dieser Stelle möchte ich Sie um eine faire Behandlung der Angelegenheit bitten und ersuchen, nicht nur von Informationen von der Art 'dem Vernehmen nach' auszugehen."

Offensichtlich hat man die Sache so lange abliegen lassen, dass der Herr Primar Hofrat wurde und in Ruhestand treten konnte. Einige Dinge sind verjährt, strafrechtlich, dumme Sache, man kann sie auch gar nicht mehr aufgreifen. 

Und es gibt einen Rundbrief an die Mitarbeiter im Haus, im SMZ Baumgartner Höhe. Da wird mitgeteilt vom ärztlichen Direktor und der Pflegedirektorin: "Wir sind sicher, dass sich die Abteilung in einem gutem Zustand befindet und es keinerlei Anlass gibt, diese als Beschwerde zwei Jahre alte und erledigte Geschichte wieder aufzuwärmen und als neuen Skandal hinzustellen."

Wir stellen fest, Frau Stadträtin: Erledigt ist gar nichts. Das Disziplinarverfahren ist nicht abgeschlossen, die Konsequenzen sind nicht gezogen und manches hat sich verjährt. – So viel zu Ihrer augenblicklichen Beseitigung von Fehlern. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. Bitte schön.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Frau Stadträtin! Ihre Anfragebeantwortung war lang und eigentlich inhaltslos. Das dürfte der Herr Bürgermeister auch gewusst haben, sonst wäre er hier, denn er hat auch die Verantwortung. (Beifall bei der ÖVP.)
Skandal in Lainz, Hilferuf aus Lainz, Pflegeskandal in Lainz. 

Sie haben gesagt, dass Sie sich nichts vorzuwerfen haben gerade im Falle Lainz, denn Sie haben sofort, wie Sie von den Missständen erfahren haben, reagiert.

Frau Stadträtin! Das Tragische ist, dass Sie Recht haben. Sie haben nämlich wirklich sofort reagiert, aber wie in manchen Fällen zu spät, weil Sie einfach zu spät informiert wurden. Und das ist das. Die Information kommt immer zu spät zu Ihnen.

Ich möchte nur ans SMZ-Ost, an die Hepatitis-Fälle erinnern. Da waren auch Sie die Letzte, die die Information bekommen hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist Ihnen seit Ende 2000 einfach nicht gelungen, sich als Stadträtin durchzusetzen und vor allem dass es die Beamten akzeptieren, dass die letzte und einzige Entscheidung bei Ihnen liegt. Die Beamten sind da, Sie zu beraten, Sie aufzuklären, Ihre Aufträge auszuführen, aber nicht selbstständig zu agieren. Denn Sie sollten informiert werden, und es ist Ihre politische Verantwortung für alle Bereiche, und das ist ein großer Bereich, für den Sie zuständig sind, wahrzunehmen.

Es ist vielleicht ein Fehler, eine gewisse Führungsschwäche oder auch durch falsche Berater, dass das eigentlich nie zum Ausdruck kommt. Man hat nämlich den Eindruck, dass in Wien der Magistrat das Gesundheitswesen steuert und nicht Sie als zuständige Stadträtin. Und das ist ein entsetzlicher Zustand! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich werde ein bissel mehr bei Lainz bleiben. Ich bin Hietzinger Mandatarin und habe einen sehr großen Bezug zu Lainz. 

Da Sie die letzte politische Verantwortung eigentlich nie herausstellen, sondern immer wieder sagen, es ist der schuld, es ist der schuld, und gerade im Falle Lainz ist ja die Verantwortung von einer Seite auf die andere geschoben worden, ist eine derartige Unruhe entstanden, dass es ganz unwahrscheinlich ist. Es sind die Bewohnerinnen und Bewohner des Geriatriezentrums ungeheuer beunruhigt. 

Die Angehörigen haben auch Angst. Und Sie sagen, gerade vorhin in der Beantwortung, Sie werden sich mit den Angehörigen erst nach dem Abschluss des Verfahrens in Verbindung setzen. Das Verfahren kann sehr lange dauern. Die haben jetzt schon eine Angst und wissen nicht, wie es weitergeht mit ihren Angehörigen. Bitte, von der menschlichen Seite kann man sich doch auch anders in Verbindung setzen und einfach sagen: Ich werde diese Missstände ändern. Ich werde mich dafür einsetzen, dass wirklich ordentlich gepflegt wird. Man muss nicht anders, man kann bitte doch als Mensch reagieren. Und gerade Sie als Frau, da stellt sich wirklich heraus, dass Sie das zusammenbringen könnten.

Dieses Durcheinander, wer eigentlich wo zuständig ist, ist etwas, was ich Ihnen wirklich vorwerfe, und zwar persönlich. Ich weiß ja nicht, wie Sie anders denken.

Sie haben gesagt, es geht auch ein Verkehrsminister nicht in Pension, wenn ein Zug entgleist. Okay. 

Aber was politische Verantwortung betrifft, muss ich Ihnen sagen: Minister Farnleitner war bei dem Unglück in Lassing auch nicht unmittelbar dort, aber er hat das getan, was er für seinen Aufgabenbereich als richtig erachtet hat und was politische Verantwortung ist. Er hat sich vor seine Beamten gestellt und hat gesagt: Ich bin dafür verantwortlich. – Und das ist etwas, was wir von Ihnen noch nie gehört haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Noch etwas ist. Zum Beispiel, wenn man jetzt von der Informationspflicht hergeht. Wenn ich heute den "Kurier" gelesen habe und auf die Zustände, die jetzt im AKH auftauchen – es ist nicht der erste Fall, es gab ja in der Herzstation schon etwas –, da wurde aufmerksam gemacht auf den Pflegenotstand. Es ist ja nicht so, dass Sie es nicht gewusst haben. 

Und wenn Sie heute sagen, Schadenersatzfälle werden nie an mich herangetragen, Frau Stadträtin, dann frage ich: Was erfahren Sie eigentlich? Was wird an Sie herangetragen? Es ist doch etwas Unmenschliches, und Sie müssen bitte davon erfahren! (Beifall bei der ÖVP.)
Genauso wissen Sie über den ganzen Personalzustand in Lainz schon sehr, sehr lange Bescheid. Ich meine, der Brief vom 5.3., wo die Gewerkschaft um eine Stellungnahme, um eine Abhilfe gebeten hat, der wurde noch immer nicht beantwortet. Wenn es jetzt immer um den so genannten Pflegeschlüssel geht, was so gut ist und um wie viel besser wir sind, als die WHO vorgeschrieben hat: Bitte, wenn ein Hilferuf um 70 Planstellen kommt, dann ist das ja bitte eine große Zahl. Sie wissen, was alles nicht nachbesetzt wurde. Krankenstände, Karenz, Weiterbildungsurlaube. Aber genauso wurde jetzt das Geriatriezentrum Favoriten eröffnet, und das Pflegepersonal wurde bitte abgezogen vom Geriatriezentrum Wienerwald, von der Baumgartner Höhe und aus Liesing. Also dort, wo schon ein derartiger Missstand ist, ziehen Sie dieses Pflegepersonal ab. Bitte, wie soll das denn dann überhaupt klappen? 

(GR Johann Driemer: Keine Beifall?) Nein. Aber das kommt schon noch. Das macht nichts. 

Dann hat uns der Herr Generaldirektor-Stellvertreter in der Geriatriekommission erzählt, dass es 43 Prozent Krankenstände gibt. Und auf die Frage, was er dagegen getan hat, hat sich herausgestellt: Das wurde bereits vor zwei Jahren konstatiert, und bisher wurde eigentlich noch nichts ausgewertet. Es wurde nicht geschaut, warum die Krankenstände sind, ob sie aus Überforderung sind, wegen Mobbing oder so komische Sachen. Bitte, das kann doch nicht wahr sein. Zwei Jahre weiß man diese Zahlen, und es wurde diesem Missstand nicht nachgegangen. 

Und, Frau Stadträtin, auch der Krankenanstaltenverbund gehört in Ihren Bereich. Und es kann, bitte, auch in dem Fall nicht sein: Ich bekomme keine Antwort, daher kann ich es nicht weitergeben. Das wäre nämlich notwendig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn ich jetzt nur kurz bei der Geriatriekommission bleibe, die wir einberufen haben und die eine zusätzliche war, so muss ich sagen: Es hat mich eine Aussage von einem Senatsrat aus der MA 47 ganz ordentlich befremdet. Er hat nämlich festgestellt: Nein, es wird einfach kontrolliert, wie immer, und man geht dem ordentlich nach. Und es war eigentlich aus der Aussage zu ersehen, dass sie selbstverständlich nicht interniert werden. Denn es kommt immer was vor, das ist eindeutig. Aber man muss das ja nicht weiterleiten. Das wird sich schon irgendwie erledigen. Und es war ja nicht vorauszusehen, dass auf einmal so ein Interesse an dem ist und dass es ausschließlich die Medien sind, die aus einem, ich will nicht sagen, normalen Zustand, aber aus einem Misszustand einen Skandal gemacht haben. Und, Frau Stadträtin, ich muss ganz ehrlich sagen: Also wenn Sie lauter so unsensible Mitarbeiter haben, die ein derartiges soziales Empfinden haben, dann sind Sie zu bedauern. (Beifall bei der ÖVP.)
Es waren so viele Anträge, Anfragen an Sie gerichtet, und es wurde auf das nie reagiert. Also die Opposition ist den Medien dankbar, und es ist uns nur mit den Medien gelungen, dass das endlich auch akzeptiert wird, dass das ist. Und wenn es heißt, die Medien spielen einen Skandal auf, dann bitte ist es das nicht. Die Medien berichten über etwas, das alle interessiert. Und der Pflege- und Krankenbereich ist kein Schmalspurbereich, sondern interessiert wirklich alle. Und es war nur mit den Medien möglich, das Interesse bei den Sozialdemokraten auf dieses Gebiet zu lenken, und es ist hoffentlich auch möglich, dass der Herr Bürgermeister endlich einmal aufgerüttelt wird. Er kann nicht sagen, es ist nichts geschehen, wir tun nichts, wir gehen zur Tagesordnung über. Es ist etwas geschehen, und zur Tagesordnung kann man nicht mehr übergehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist bereits so, dass es nicht mehr heißt, es betrifft nicht mehr Lainz, es betrifft auch nicht die Baumgartner Höhe, Fragezeichen, Rufzeichen, sondern es geht um den ganzen Sozialbereich, um den ganzen Pflegebereich, und zwar heute und für die Zukunft. Es geht um Projekte, die jetzt sind, und es geht um die Beachtung, was in den nächsten Jahren geschehen muss. Es geht darum, dass man nicht in den nächsten 30 Jahren stolz ist, dass wir jetzt nicht mehr 115 8-Bett-Zimmer haben, sondern nur mehr 3, weil wir vor 60 Jahren 30-Bett-Zimmer gehabt haben. Und durch das gemeinsame Zusammenarbeiten Medien und Oppositionsparteien muss es möglich sein, jetzt diese Probleme zu lösen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich muss es jetzt ein bisschen kürzer machen. Und ich bedauere, dass gerade mein Lainz so in Misskredit gekommen ist. Es gibt die schwarzen Schafe. Es muss reagiert werden. Und ich will nur nicht, dass es wieder heißt "das Lainz". 

Ich bin seit vielen Jahren immer wieder in Lainz. Ich habe mit den Älteren, mit allen dort gesprochen, mit den Angehörigen, mit den Schwestern. Bei Ehrungen kommt man mit vielen Leuten zusammen, und da weiß man, wie das Personal reagiert. 

Und ich möchte Ihnen ehrlich sagen: Das gilt für den ganzen Pflegebereich. Aber ich muss Lainz ganz besonders herausstreichen. Es wird unheimlich viel gemacht. Es wird gute, verantwortungsvolle Arbeit geleistet, und unter den Umständen, sagen wir unter den baulichen Umständen, und trotz des Personalnotstands bemühen sie sich wirklich, menschliche Pflege zu leisten. Und dafür möchte ich ihnen ganz besonders und herzlich danken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was potemkinsche Dörfer bedeutet. Frau Stadträtin, es ist nicht Ihre Schuld. Es ist eh klar, dass jeder alles schön hinbaut. Sehr verständlich. Nur, Sie sind ja Herrin über Ihren eigenen Terminkalender. Also, wenn Sie eine Abteilung irgendwo eröffnen, man hört doch, wo es nicht klappt oder sagt, ich habe ein Interesse, dann bitte planen Sie eine Stunde ein und gehen und schauen sich das an. Unaufgefordert. Unangemeldet für die anderen. Und Sie haben die Möglichkeit, Kontakt mit dem Pflegepersonal und mit den Bewohnern zu halten. Und dann haben Sie mehr Klarheit. Dann ist das nicht so mehr irgendwo in der Ferne etwas falsch Aufgebautes. 

Nur, was ich sagen muss: Das, was Sie mit Sofortmaßnahmen bezeichnet haben, ist ja nicht einmal ein Dorf, das ist ein Pappkartonhaus. 

Zusätzliche Kontrolle durch den KAV. Na, zusätzlich. Er hat ja bisher noch nie kontrolliert. Zusätzliche unangemeldete Kontrolle durch die MA 15 und 47. Hat ja nur einmal anlassbezogen kontrolliert und seit einem Jahr nur das Geriatriezentrum Baumgarten. Also, wenn man für jedes Geriatriezentrum ein Jahr braucht, dann kommen wir nie weiter. 

Sie haben gesagt, es sind wirklich nur drei, und eine Person wird noch dazukommen. Bitte, das ist eine immense Arbeit. Aber okay, Sie haben die Verordnung erlassen. 

Heute geht es auf einmal. Es gibt eine bauliche Verbesserung für den Pavillon 4. Der wird vorgezogen. Ja, warum braucht das solange? Sie wissen, wie es in Lainz ausschaut, und es obliegt Ihnen, Schwerpunkte zu setzen. 

Wenn Sie jetzt sagen, Überarbeitung des Pflegeheimgesetzes. Eine Überarbeitung kann auch bei einem Entwurf sein und auch nur aufgrund eines Skandals, dass man gewisse Änderungen vornimmt. 

Das Kontrollamt war schon gefordert. Es ist aber gut, dass der Herr Bürgermeister das auch zitiert. Es wird Disziplinarverfahren geben. Man wird warten. 

Die Untersuchungskommission wird sehr viel sehen. 

Es gibt angeblich Abgeltungsbeträge, und wenn der Betrag stimmt, und zwar Abgeltungsbeträge, also weitere Beträge für das Pflegepersonal, dass es endlich mehr verdient. Ich muss nur eines sagen: Wenn ich das glauben soll, was ich gehört habe, dass da an 88 EUR gedacht ist, so muss ich sagen, ist das eine Zumutung und ein Schmarren. Also ich gehe davon aus, dass das falsch ist und dass wir sicher eine andere Information von Ihnen bekommen. 

Außerdem muss ich sagen: Ich finde es sehr gut, dass Sie sagen, Sie führen Schnuppertage ein. Aber dann würde ich zwei Schnuppertage einführen. Die Verantwortung, die das neue Personal hat, ist ungeheuer groß. Das heißt, einen Schnuppertag in Lainz und einen Schnuppertag in einem anderen. Einfach, dass das Personal weiß, was es eventuell zu erwarten hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Unsere Forderungen werden wir noch separat bringen. Ich habe das Gefühl, wir sind jetzt mehr oder minder für längere Zeit nicht verbunden, aber wir werden unsere Forderungen anbringen. 

Der Misstrauensantrag wird von uns sicher angenommen. Aber nicht von ihnen.

Wie Sie der "Standard" gefragt hat, was falsch läuft, wenn jahrelang in einer Station mangelnde Pflege widerspruchslos vollzogen wird, haben Sie gesagt, Frau Stadträtin: Da liegt vieles falsch. 

Ich frage mich, wieso das von außen aufgedeckt werden muss, wenn Primarärzte, Oberärzte, Oberschwestern nichts bemerkt haben. Ich frage mich, warum das von außen bemerkt werden muss, wenn Sie als zuständige Stadträtin es auch nicht bemerkt haben. 

Aufgrund der Reaktionen oder Ihrer Reaktionen der letzten Zeit wird gegen Sie heute ein Misstrauensantrag eingebracht. Ich weiß, Ihre Fraktion wird ihm nicht zustimmen. Aber vielleicht gibt es Anlass, nachzudenken über die berechtigten Aussagen, die heute getroffen wurden. Und es ist mehr als bedauerlich, dass es eines Skandals wie diesen bedurft hat, dass einige kleine, wenige Zugeständnisse dem Pflegebereich gemacht wurden und nicht mehr. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr Dr Serles. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Als vor einigen Tagen hier in Wien der Pflegeheimskandal fast möchte ich sagen explodiert ist, habe ich mich daran erinnert, dass es da ein Theaterstück von Felix Mitterer gibt. Dieses Theaterstück trägt den Titel "Sibirien – ein Monolog". Es wurde in den späten 80er Jahren geschrieben, von Peymann am Wiener Burgtheater aufgeführt. Offensichtlich hat der damals schon gewusst, es könnte für Wien ein aktuelles Thema sein. Es handelt von einem alten Mann, der in Form eines Monologes über seine Behandlung in einem Pflegeheim räsoniert. 

Felix Mitterer sagt uns nicht, wo das Pflegeheim steht. Beim nochmaligen Durchlesen bin ich der Meinung: Dieses Pflegeheim könnte durchaus in Wien stehen. 

Und dieser alte Mann erinnert sich während seines Aufenthaltes in diesem Pflegeheim an Sibirien, wo er einst in Kriegsgefangenschaft war. Und dieselbe Kälte, die dieser alte Mann in Sibirien verspürt hat, verspürt er nun in diesem Pflegeheim. Verspürt er auch in der Gesellschaft. Und er versucht, gegen diese Kälte anzukämpfen und wenigstens in Würde zu sterben. 

Und in einer Passage dieses Theaterstückes berichtet dieser alte Mann über seinen letzten verzweifelten Versuch, an den Zuständen in diesem Pflegeheim was zu ändern. Ein letzter verzweifelter Versuch, der darin bestanden hat, dass er an den Bundespräsidenten einen Brief geschrieben hat. Und in diesem Brief an den Bundespräsidenten beschreibt er die Zustände in diesem Pflegeheim folgendermaßen: 

"Die Heiminsassen" – schreibt er – "werden vernachlässigt, narkotisiert, verspottet und geschlagen. Ans Bett geschnallt, ins Gitterbett gesperrt, der Menschenwürde beraubt. Akuter Personalmangel, daraus resultierend mangelnde Pflege. Wir bekommen alle die Pest. Eine Wolke von Gestank über dem ganzen Heim. Pestgestank, Leichengestank, Gruftgestank. Kommen Sie her und überzeugen Sie sich selbst, Herr Bundespräsident."

Das ist ein SOS-Ruf. Und diese SOS-Rufe von Pfleglingen, die sind in dieser Stadt durch Jahre hindurch erklungen. Und niemand hat sie gehört. 

Und daher, meine Damen und Herren von der SPÖ, daher, Frau Gesundheitsstadträtin, daher, Herr VBgm Rieder als Vorgänger der Frau Gesundheitsstadträtin, und daher, Herr Bürgermeister, als Verantwortlicher, als Letztverantwortlicher für diese Zustände in Wien, haben Sie es zu verantworten, dass die Schilderungen Felix Mitterers in seinem Theaterstück "Sibirien" aus heutiger Wiener Sicht nicht als literarische Übertreibungen verstanden werden können, sondern eigentlich als die Beschreibung der aktuellen Zustände in den Wiener Pflegeheimen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und wenn daher in Wien Patienten um 15 Uhr Nachtruhe befohlen wird, so ist das keine Parabel aus Felix Mitterers "Sibirien", sondern Realität im größten Pflegeheim Wiens, in Lainz. Wenn dort trotz strahlendem Sonnenschein am Nachmittag den Patienten Nachtruhe verordnet wird, so ist das kein Theaterstück Felix Mitterers, es ist die Realität in Wien. Wenn selbst gesunde Heimbewohner vom Pflegepersonal gezwungen werden, Windeln zu benutzen, statt sie auf die Toilette zu führen, dann ist das kein dramatischer Akzent im Theaterstück Felix Mitterers, es ist Realität in Lainz. Wenn Patienten nicht gebadet werden, nicht gepflegt werden, mit ungekürzten Fingernägeln und Fußnägeln angetroffen werden, mit geschwollenen Füßen vorgefunden werden, dann ist das nicht Felix Mitterer mit "Sibirien", dann sind das die Zustände in Lainz. Wenn Patienten drei Stunden im Rollstuhl warten müssen, ehe sie auf die Toilette gehen dürfen, dann ist das leider traurige Realität in Wien. 

Und daher halten wir zu Recht fest, dass die Gesundheitspolitik der SPÖ in den letzten Jahrzehnten in Wien versagt hat. Der Herr StR Rieder hat versagt, die Frau StRin Pittermann hat versagt und der Herr Bgm Häupl trägt dafür die Letztverantwortung. (Beifall bei der FPÖ.)
Und diese SOS-Rufe von Pfleglingen, die um 15 Uhr zu Bett geschickt werden, bei strahlendem Sonnenschein, diese SOS-Rufe von Pfleglingen, die in Windelhosen gezwungen werden, die SOS-Rufe von Pfleglingen, die nicht gebadet und nicht gewaschen werden, die interessieren den Herrn Bürgermeister offensichtlich keinen Deut. Er überhört sie systematisch und konsequent.

Und welch anderer trauriger Beweis dafür könnte noch erbracht werden als der, dass die Reihen der SPÖ zu früher Stunde am Nachmittag bei diesem ernsten Thema eigentlich völlig gelichtet sind und der Herr Bürgermeister seit der müden Rechtfertigung seiner Gesundheitsstadträtin heute morgen diese Sitzung des Gemeinderates, diese Sondersitzung des Gemeinderates konsequent und notorisch ignoriert und schwänzt. 

Ich frage mich, meine lieben Freunde von der SPÖ: Wie lange wollen wir uns das noch gemeinsam bieten lassen, dass der Bürgermeister diese wichtige Diskussion in diesem Haus ganz einfach ignoriert und lieber dort draußen im Buffet einen weißen G'spritzten trinkt, als sich mit den SOS-Rufen der Pfleglinge in Wien ernsthaft auseinandersetzen zu müssen? (Beifall bei der FPÖ.) 

Also ich frage mich, wie tief Sie in Ihrer Selbstachtung noch sinken müssen, ehe Sie ihrem Bürgermeister einmal erklären, dass es so nicht weitergeht. 

Auch der Bürgermeister und gerade der Bürgermeister hat die Verpflichtung, bei einem derartig ernsten Thema das Wort zu ergreifen, um Ihnen und uns, uns allen zu erklären, wie er sich den Neustart der Pflege in Wien vorstellt. (Beifall bei der FPÖ und ÖVP.) 

Ich frage mich, wie lange es sich die Wienerinnen und Wiener eigentlich noch gefallen lassen wollen, dass sich der Herr Bürgermeister lieber bei der Weinlese am Kobenzl fotografieren lässt als bei einem Lokalaugenschein in Lainz. (Aufregung bei der SPÖ.) Das ist die Realität in Wien. 

Ich habe den "KURIER" von vor einigen Tagen in Erinnerung, der im Chronikteil auf der linken Seite eine ganze Seite über Lainz berichtete, auf der rechten Seite war der Herr Bürgermeister lachend im Weingut der Stadt Wien am Kobenzl abgebildet, wie er dort mit eigener Hand die Trauben von der Rebe geschnitten hat. (GR Johann Driemer: Das war nicht am Kobenzl!) Wie lange, ich frage Sie, wie lange wollen Sie sich eigentlich noch pflanzen lassen? Was braucht es noch, bevor Sie erkennen, dass es so nicht weitergeht (Weitere Aufregung bei der SPÖ.), dass die Dinge ernst genug sind, dass sich alle von uns und vor allem die Spitzenpolitiker dieses Landes dieses Themas annehmen müssen und sich nicht in erster Linie um das Viertel dort draußen im Buffet, um den G`spritzten im Buffet, um die Tratscherei am Gang oder um die Weinlese am Kobenzl kümmern. 

Wenn der Herr Bürgermeister öffentlich festgestellt hat, dass sich durch die Ablöse der Frau Gesundheitsstadträtin, die wir wiederholt gefordert haben und auch heute in Form eines Misstrauensantrags fordern, kein einziges der Probleme von Lainz lösen würde, dann irrt er darin gewaltig. Er würde damit die Voraussetzungen für einen Neustart der Pflege in Wien schaffen und das wäre wichtig genug, denn ich könnte jetzt die ganze Kette des Versagens der Frau Gesundheitsstadträtin herunter beten und ich könnte die ganze Kette des Versagens über Lainz hinaus erweitern bis zurück zu den Hepatitisfällen, wo die Frau Gesundheitsstadträtin nicht gewusst hat, wo die eigentlich stattfinden, und bis zu den Vorwürfen an den Vorgänger, er hätte sie da nicht über das Budget informiert, sie hätte ganz andere Zahlen vorgefunden. Da ließe sich jetzt eine schöne Kette der Versagen der Frau Gesundheitsstadträtin aufzählen. Ich tu das alles nicht, ich bringe nur ein einziges Beispiel.

Wir alle wissen, dass es vor allem notwendig ist, Geld in die Hand zu nehmen, wenn in Wien die Voraussetzungen für einen Neustart der Pflege geschaffen werden sollen. Die Frau StRin Landauer hat sehr griffig von der Pflegemilliarde gesprochen, die da in Wien investiert werden sollte. Symbolhaft hat sie die Pflegemilliarde gemeint. Wahrscheinlich ist es viel mehr als eine Milliarde, die da notwendig wäre. Und die Frau Gesundheitsstadträtin hat als Reaktion auf diesen Vorschlag der Frau StRin Landauer nichts anderes zu sagen gehabt als dass sie sich diese Pflegemilliarde eigentlich auch wünscht, aber der Bund soll sie bezahlen. 

Also das ist für mich ein Einbekenntnis der Ideenlosigkeit dieser Gesundheitsstadträtin, das Einbekenntnis der Konzept- und Ideenlosigkeit einer Stadträtin, die eigentlich vom Bürgermeister längst entlassen werden sollte, um den Neustart der Pflege in Wien zu ermöglichen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte mich zunächst einmal in meinem Namen, aber ich nehme auch an im Namen aller Mitarbeiter und ersuche auch die Anwesenden, ihnen das mitzuteilen, gegen diese Verallgemeinerung weniger Einzelfälle des Herrn GR Serles auf das strikteste verwehren, denn nicht alle... (Beifall bei der SPÖ.) Wir wissen, dass viele, viele Mitarbeiter - und ich kann sagen fast alle - täglich ihren Verpflichtungen nachkommen so wie es auch der Herr Bürgermeister tut, der auch jetzt nicht im Buffet ist, sondern seinen Verpflichtungen nachkommt, so wie er es auch an sonst allen Tagen tun muss.

Ich denke, auch wir haben Verpflichtungen und ich kann mich sehr gut an gestern erinnern, als bei einer Abstimmung die gesamte freiheitliche Fraktion nicht im Saal war, weil sie sich noch im Buffet aufgehalten hat! Ich denke (StRin Karin Landauer: Also das ist doch eine Unwahrheit! – Aufregung bei der FPÖ.), dass auch wir unseren Verpflichtungen in der Richtung nachkommen müssen. (StRin Karin Landauer: Die gesamte Fraktion war sicher nicht anwesend!) 

Aber nun zu den Vorfällen. Die Mitglieder der Geriatriekommission konnten sich vor zwei Tagen in einem Gespräch mit Dr Leitner und dem Herrn Generaldirektor Dr Kaspar ein klares Bild über das Ausmaß und die Art der im Pavillon aufgezeigten Vorfälle verschaffen. Und ich stelle fest, dass diese Aussagen, die Herr Dr Leitner getroffen hat, auch korrekt und den Protokollen entsprechend gewesen sind. 

In der Folge ist es nun Aufgabe der verschiedenen Kontrolleinrichtungen der Stadt bis zum Untersuchungsausschuss, dem wir ja auch zustimmen werden, eine Prüfung der Umstände im Geriatriezentrum Am Wienerwald, aber auch in den anderen Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbunds vorzunehmen. Fehlerhaftes Verhalten von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ist nicht entschuldbar. Es darf aber auch nicht zu Vorverurteilungen einzelner Personen führen. Andererseits bin ich die Letzte, die auch nicht eingesteht, dass die Rahmenbedingungen und das Umfeld durchleuchtet werden müssen, um Maßnahmen zur Verbesserung der Situation für alle betroffenen BewohnerInnen und auch für das Pflegepersonal vorzunehmen, wie das auch in den letzten Jahren immer wieder passiert ist. 

In den vergangenen Jahren besuchten die Mitglieder der Geriatriekommission immer wieder Pflegeheime und Geriatriezentren in und außerhalb Wiens. Wir konnten uns vor Ort von dem baulichen Zustand der Einrichtungen, von den Pflegekonzepten und der ärztlichen Betreuung ein Bild machen. Dabei muss ich auch sagen, dass sowohl Positives als auch Negatives in den Protokollen festgehalten ist. 

Wir haben noch nicht alle Geriatriezentren in der Hotelqualität mit 1A-Zustand ausstatten können, weil viele dieser Gebäude bereits hundert Jahre alt sind und ein Umbau natürlich auch immer finanziell gedeckt werden muss.

Beim Besuch der Geriatriekommission im Juli im Geriatriezentrum waren wir sowohl in einer Langzeitstation, einer Männerstation, in der auch ein Zimmer für Frauen untergebracht ist, das noch nicht umgebaut wurde als auch in der bereits renovierten Demenzstation.

Wir konnten dort auch wieder, so wie in den letzten Jahren, die neuesten Projekte erfahren und uns vergegenwärtigen, dass das Geriatriezentrum Am Wienerwald über sehr viele Spezialeinrichtungen im geriatrischen Bereich verfügt, sei es das geriatrische Ambulatorium für palliativmedizinische Geriatrie, es gibt eine Diabetikerstation, die geriatrische Rehabilitation, die Kurzzeitpflege, die Sie selbst erwähnt haben, die Dermatologie, die Aufnahmestation und die onkologische Langzeitpflege, aber auch Abteilungen für psychische Störungen im höheren Lebensalter, die Assessment-Station, die sehr wichtig ist, um Menschen dann auch wieder eine Rückführung in ihre Wohnumgebung zu ermöglichen und auch Apalikerbetreuung.

Die Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbunds stellen den intensiven Pflege- und Therapiebedarf hochbetagter Menschen mit hohem Pflegeaufwand unter Berücksichtigung der medizinischen Versorgung sicher. Diese Einrichtungen werden wir für schwerstkranke und hochbetagte Menschen auch in Zukunft benötigen und es sind die Einrichtungen des Krankenanstaltenverbunds, die neben dem Haus der Barmherzigkeit eben solche Einrichtungen, in denen auch 24 Stunden angestellte Ärzte tätig sind, zur Verfügung stellen.

Auch wenn in Zukunft eine stärkere Differenzierung des Pflegeangebots erfolgen soll - wir werden in den Einrichtungen zielgenauer und treffsicherer versuchen, die Menschen nach ihrer Pflegebedürftigkeit zu versorgen -, so wird es doch auch einer medizinischen Betreuung rund um die Uhr bedürfen. Wien wird auch in Zukunft diese international anerkannten, mit Preisen ausgezeichneten Leistungen aufrecht erhalten. 

Durch die inner- und überbetriebliche Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen speziell für die geriatrische Pflege sowie durch ein freiwilliges Angebot von Supervision und psychologischer Beratung sollen auch die Mitarbeiter eine psychische Unterstützung erhalten, um die hohen Pflegestandards umsetzen zu können. Ganz wichtig ist es auch zu sagen, dass viele der Mitarbeiter, die 45, 50 Jahre alt sind, bereits Mitarbeiter sind, die ein eingeschränktes Tätigkeitsprofil haben, das heißt, die nicht mehr 700 bis 1 000 Kilogramm pro Tag heben können, weil sie eben schon Bandscheibenvorfälle, Wirbelsäulenleiden, Schulterleiden, alle diese Erkrankungen selbst haben und trotzdem aber noch aus Liebe und aus Fürsorge für die älteren Menschen in diesem Beruf verbleiben. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist auch unsere Aufgabe, diese schwere Tätigkeit der Mitarbeiter mit den bestmöglichen mechanischen und technischen Mitteln zu unterstützen. Andererseits nützt mir ein Hebelift allein für die Badewanne nichts, wenn ich den Patienten erst einmal aus dem Bett bringen muss. Und alle diese Spezialgeräte können die Schwerarbeit am Bett und am Patienten nicht ersetzen. Es ist daher auch notwendig, dass für diese schwerere Arbeit auch finanzielle Anreize geboten werden. Die Höhe ist derzeit mit der Gewerkschaft in Verhandlung. 

Als Verfechterin der Vernetzung aller Bezugspersonen der Patienten möchte ich aber auch auf ein zukunftsweisendes Projekt hinweisen, das im Krankenanstaltenverbund bereits durchgeführt wird, nämlich der Angehörigenklub. Ich denke, dass es auch wichtig ist, Angehörige, die möglicherweise nur selten in ein Geriatriezentrum kommen, auch über medizinische, pflegerische und psychologische Themen zu informieren, damit sie selbst auch besser mit ihren älteren Angehörigen umgehen können. 

Wenn Sie uns immer wieder Untätigkeit vorwerfen, dann muss ich aber doch auch darauf hinweisen oder mir überlegen, dass wir in den letzten Jahren eigentlich das, was wir tun sollten, nicht getan haben, nämlich wir haben Gutes getan und anscheinend zu wenig darüber gesprochen. 

Am 16. Juni 1998 wurde in der Sitzung der Landesregierung der Wiener Bedarfs- und Entwicklungsplan der Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen mit Stimmenmehrheit beschlossen. Viele dieser Ziele sind bereits umgesetzt, zum Beispiel die Errichtung der Geriatriezentren Nord und Süd - diese zusätzlichen Betten ermöglichen uns nun wieder einen Abbau von Betten in den alten Häusern und eine Wiederherstellung oder einen Neuumbau -, der Ausbau des Sophien-Spitals und der sukzessive Rückzug aus dem klassischen Pflegebereich.

Und ich muss Frau GRin Cordon berichtigen: Wir haben im Krankenanstaltenverbund sehr wohl sowohl zertifizierte als auch nicht zertifizierte Stationen für Pflege nach der Pflege nach Böhm. Ich weiß nicht, ob Sie bei dem Besuch der Geriatriekommission in Ybbs mit waren. Wir haben es auch auf anderen Stationen schon von den Pflegepersonen vermittelt bekommen. Ich habe zum Beispiel das Pflegekonzept nach Böhm dort kennen gelernt und somit bin ich mir ganz sicher, dass wir diese Stationen auch haben. 

Ein Ausbau der gerontopsychiatrischen Angebote wurde ebenso wie die Prävention und Information im extramuralen Bereich durchgeführt.

Frau GRin Neck-Schaukowitsch hat auch bereits die Tageszentren, die regionale Versorgung, die einfach oberstes Ziel auch im extramuralen Bereich ist, angeführt. 

Aktivierende und reaktivierende Pflege gibt es sehr wohl in sehr vielen Häusern und ich muss durch persönliche Eindrücke - und ich bin durchschnittlich innerhalb von zwei Wochen ein Mal in einem der Häuser - sagen, dass die Menschen dort nicht zu Trotteln gepflegt werden. 

Wir haben zum Beispiel im SMZ-Ost eine sehr starke Kooperation des Pflegeheims mit Schulen und Kindergärten der Umgebung, die Einbeziehung der Bevölkerung, ein offenes Haus. Gemeinsam werden Feste gefeiert. Der Garten wird den ganzen Sommer über in Anspruch genommen und die Bewohner können in Hochbeeten dort selbst Grünzeug oder Blumen pflanzen und sich so einen eigenen kleinen Garten pflegen. Es besteht eine hohe Motivation, ein Idealismus der Pflegepersonen. 

Wenn Sie gesagt haben, in der Freizeit - ja, es gibt viele Berufe, vor allem im Sozialbereich, wo man eben nicht einfach den Rollbalken herunter lässt und die Tür zusperrt, möglicherweise wie in einer Bank oder in einem anderen Büro, sondern wo man diese täglichen Problemen der Menschen, die man pflegt, mit denen man zusammenlebt, auch mit nach Hause nimmt und für sie auch wieder Ideen entwickelt, um ihnen das Leben in ihrem neuen Zuhause zu verschönern. 

Obwohl das Geriatriezentrum in Liesing ein sehr alter Bau ist und wir es hoffentlich in den nächsten Jahren auch umbauen oder neu erbauen können, wurde dort trotz großer Mehrbettzimmer ein sehr intensives Remobilisationsprogramm immer wieder angeboten. Ich selbst habe mich oft bereit erklärt, beim Abendkaffee dabei zu sein und habe dort mit den zu Pflegenden Musik gemacht oder Ihnen vorgelesen. 

Die Öffentlichkeit wird in diese Häuser hereingeholt und ich denke, dass so auch ein halbwegs normaler Tagesablauf für die Menschen gewährleistet wird, denn Zuwendung und optimale Pflege und Betreuung sind nicht nur vom baulichen Zustand abhängig. (Beifall bei der SPÖ.)

Dass sich Menschen im Geriatriezentrum Am Wienerwald wohl fühlen zeigt auch, dass eine Dame heuer dort bereits zum 20. Mal die Urlaubsbetreuung in Anspruch genommen hat. Sie ist mittlerweile 95 Jahre, kommt seit 20 Jahren in dieses Haus und wird normalerweise von ihrem Sohn und den mobilen Diensten zu Hause gepflegt. Sie fühlt sich aber im GZW so wohl, dass sie diese Einrichtung auch mehrmals im Jahr benützt. 

Im Geriatriezentrum in Klosterneuburg durfte ich heuer zu einem 100. Geburtstag gratulieren und die Dame, das Geburtstagskind, war erst seit einem dreiviertel Jahr dort, das heißt, sie hat bis zu ihrem 99. Lebensjahr zu Hause gewohnt, unterstützt von ihren beiden Töchtern. Die beiden Töchter kommen sie nun oft besuchen und fühlen sich dort so wohl, dass sie eigentlich ganz gerne auch in Zufriedenheit dort den Nachmittag verbringen und Abwechslung haben. 

Das Geriatriezentrum angeschlossen an das Kaiser-Franz-Josef-Spital wurde erst vor kurzem eröffnet und ist bei den Bewohnern und auch den Angehörigen sehr beliebt. Wir würden uns alle wünschen, von heute auf morgen zaubern zu können und diesen baulichen Zustand in allen Häusern herstellen zu können. 

Ich bin der Meinung, dass dieses Thema alle Menschen sehr bewegt. Alle Menschen waren einmal ein Kind, haben Kinder, alle Menschen haben Eltern und werden selbst älter und betreuungsbedürftig. Der Anteil der älteren Menschen wächst und zwangsläufig nimmt damit die Notwendigkeit von Betreuung und Pflege der Hochbetagten zu. In den letzten Jahren hat sich vermehrt gezeigt, dass die Bewohner erst mit 98, 99 Jahren wirklich in die Heime einziehen und dort die Betreuung suchen. 

Wenn wir aber über ältere und hilfsbedürftige Menschen und Kinder sprechen so muss uns klar sein, dass diese auf Unterstützung angewiesen sind und dass diese Gruppen, aber auch jene Berufsgruppen, die bei und mit diesen Menschen arbeiten, nur eine geringe Lobby haben. Das muss uns auch bewusst sein. Sie genießen noch lange nicht den Stellenwert, der ihnen zusteht.

Es ist daher die Aufgabe der Politik, aber auch die Aufgabe der Medien, nicht Mitleid zu heischen und aus kurzfristigen Schlagzeilen politisches Kleingeld zu beziehen, sondern eine Bewusstseinsbildung auch in der Bevölkerung herbei zu führen, damit die BewohnerInnen in Qualität und mit Anerkennung und Wertschätzung leben können und die MitarbeiterInnen mit Qualität und unter Wertschätzung ihrer Arbeit nachkommen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr GR Blind gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir alle hier im Saal sind sicher der Meinung, dass gute, menschliche und vor allem fachgerechte Pflege Leben erhält und sogar verlängert. Im Umkehrschluss ist uns allen aber auch klar, dass unmenschliche, schlechte und unfachliche Pflege Leben verkürzt. 

In den Wiener Geriatriezentren, in den Pflegeheimen Lainz, Baumgartner Höhe und Baumgarten ist es unleugbar zu katastrophalen Zuständen gekommen. Es ist dort durch unsachliche, menschenunwürdige Behandlung nicht zu einer Bewahrung und Verlängerung des Lebens der Patienten gekommen, sondern zu dessen Verkürzung. 

Frau Stadtrat, Sie wurden von vielen Missständen informiert und hätten durch Kontrollen diese überprüfen und abstellen müssen. Sie haben Ihre Aufsichtspflicht nicht entsprechend wahrgenommen! Und wenn der oben zitierte Umkehrschluss stimmt, dann sind Sie politisch, nicht medizinisch, aber wohl politisch für den vorzeitigen Tod von Hunderten Schutzbefohlenen, sprich Pfleglingen, wegen Vernachlässigung der Kontroll- und Aufsichtspflicht letztendlich verantwortlich! (GR Rudolf Hundstorfer: Herr Blind, bitte!) 

Es nimmt Ihnen... Nicht „Herr Blind, bitte“, Sie sind nicht der Gemeinderatsvorsitzende Herr Hundstorfer! (GR Rudolf Hundstorfer: Haben Sie das schon bei der Staatsanwaltschaft angezeigt?) Sie können erzählen was Sie wollen da in der Bank. Die politische Verantwortung trägt schlussendlich die Frau Stadtrat und da kann Sie sich nicht einfach aus dieser politischen Verantwortung davonstehlen. Die einzige Konsequenz aus diesem Verhalten ist: Sie hat ihre Aufgabe nicht ordentlich erfüllt, sie muss unverzüglich zurücktreten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt keinen Pflegeskandal Lainz, den gibt es nicht. Es gibt einen Pflegeskandal Wien und hier die Beweise: 

Unwahr und realitätsverweigernd sind die Aussagen von StRin Pittermann, die nur in einem Pflegeheim, in einem Heim, in einer Abteilung und nur bei einzelnen Mitarbeitern Fehler zugibt. Lainz, Baumgartner Höhe und Baumgarten sind aber schon drei Pflegeheime und dort gibt es viele Fälle. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wahrscheinlich waren Sie noch nie drinnen!) Bitte? (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie waren sicher noch nie drinnen!) Warten Sie zwei Minuten und Sie werden erkennen, wo ich drinnen war. 

Es wäre für einen Pflegling schöner, wenn er im Gefängnis wäre, denn dort geht’s im besser als in Baumgarten, wenn er in der falschen Abteilung zu Hause sein muss. Und bitte sagen Sie mir nicht, ich war dort nicht drinnen! Ich habe dort dreieinhalb Jahre fünfmal in der Woche Leute besucht. Wenn Sie mir sagen, ich war dort nicht drinnen, dann ist das eine Behauptung, die Sie mit nichts untermauern können, ein sinnloser Zwischenruf!

Keinesfalls soll man und darf man verallgemeinern. Wir von der Freiheitlichen Partei sind nicht bereit, pauschal abzuurteilen. Wir können nur Einzelfälle aufzählen, aber die Summe der Einzelfälle muss ja auch zu Konsequenzen führen. Jetzt muss eines passieren: Die schwarzen Schafe können und müssen durch interne Kontrollen aufgedeckt werden, denn wenngleich die Angehörigen von den Fehlern gewisser Pfleger und Schwestern informiert sind und das thematisieren möchten, werden sie von den Patienten aus Angst daran gehindert.

Meine Damen und Herren, es ist nicht nur der Personalmangel, der die Missstände hervorruft. Die Missstände haben viele Ursachen, die letztendlich zu Fehlhandlungen des Personals führen können. StRin Pittermann ist nicht bereit, die Wurzel des Übels zu erkennen und zu beseitigen und muss daher zurücktreten, denn das Pflegepersonal könnte viel effizienter seiner Tätigkeit nachkommen, wenn neben dem Personalmangel, den es wohl gibt, wenigstens die übrigen Rahmenbedingungen besser werden. Und hier gliedere ich auf (Beifall bei der FPÖ.):

Wir haben bauliche Mängel seit 60 Jahren. 60 Jahre sind die Sozialdemokraten in diesem Ressort am Ruder und seit 60 Jahren verkommen unsere Pflegeheime. Die baulichen Missstände in den Pflegeheimen! Sie können doch nicht sagen, dass das Pflegeheim Baumgarten von heute auf morgen oder seit dem Antritt der blau-schwarzen Regierung baulich verfallen ist. Das sind doch Missstände, mit dem das Pflegepersonal zurechtkommen muss. Es gibt personelle Mängel, es gibt Ausbildungsmängel und es gibt Materialmängel und die können Sie nicht leugnen! Das ist nicht alles erst seit Schwarz-Blau! Seit Jahrzehnten sind Sie am Ruder und haben versagt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die baulichen Mängel! Ich habe der Frau StRin Pittermann anlässlich einer Gemeinderatssitzung hier im Haus gesagt: Bitte jetzt wird Baumgarten umgebaut, schauen Sie wenigstens, dass zu jedem Tisch am Gang eine Klingel kommt. Die Leute sitzen am Gang, dort müssen sie essen, trinken, fernsehen, den Tag verbringen und sie haben, wenn sie für sich oder für andere Leute Hilfe herbeiholen wollen, nicht die Möglichkeit zu klingeln! Als pflegebedürftige Person kann er nicht mit dem Wagerl reinfahren, denn dort drinnen am Bett liegt die Klingel und heraußen möchte er klingeln. Und wenn er nur eines möchte, er möchte klingeln, damit er groß aufs Klo gehen kann. Es ist für einen erwachsenen, alten, Menschen nicht angenehm, dass er sich ankacken muss. Das ist vielleicht für Sie lustig, aber für meine Verwandten war das nicht lustig! 

Und auf diese Fälle im Pflegeheim Baumgarten haben wir Sie aufmerksam gemacht, und zwar haben die Freiheitlichen am 14. September einen Antrag gestellt: „Machen Sie beim neuen Lift ein Vordach“. Nichts haben Sie gemacht, abgelehnt haben Sie den Antrag! Noch heute müssen die Patienten im Pflegeheim Baumgarten bei Wind, Wetter, Regen und Schnee im Freien zwischen dem Krankentransport und den PKW’s, die die Leute bringen und abholen, umgeladen werden und die Leute müssen sich bei Regen und Schnee dem Wetter aussetzen und werden verkühlt! Es ist für alte Leute nicht so einfach, eine Verkühlung wegzustecken. 

Türen fehlen in dem Pflegeheim, denn obwohl auf der Gangtüre, die hinter der Abteilung ist - da ist die Abteilung, da draußen ist Küche und Medikamentenzimmer - „Türe schließen“ draufsteht, kann das Pflegepersonal die Türe natürlich nicht immer geschlossen haben. Die Leute sitzen im Zug und verkühlen sich! Es ist nicht immer der Mangel an Pflegepersonal, nein, Sie hätten auch, glaube ich, vorsorgen müssen!

Das Bad fehlt. Für Querschnittgelähmte wäre ein Bad ganz gut, nicht nur ein Turnsaal. Da könnten die Leute auch wieder reanimiert, Entschuldigung revitalisiert werden und solche Leute...(Heiterkeit bei der SPÖ.) Ja man kann sich versprechen, da können Sie lachen, aber das ist nicht zum Lachen wie die Leute ohne Bad wieder in einen gewissen Gesundheitszustand gebracht werden sollen.

Und jetzt kommt es überhaupt schrecklich: Männer sind gemischt mit Frauen. Wir wissen ganz genau, dass solche Abteilungen etwas besser zu führen sind, aber man muss baulich vorsehen, dass die Männer und die Frauen voneinander getrennt bleiben. Partiell führt das zu Horrorszenen: Männer laufen mit und ohne Windeln mit nacktem Unterkörper am Gang vor den Frauen, davon sind einzelne der Männer auch noch angekotet. Patienten oder Besucher müssen zwei bis drei Mal die Woche die Schwestern und die Pfleger um Hilfe rufen. Ohne Klingel können sie das aber nicht und das Schwesternzimmer ist zu. Jetzt sagen Sie mir doch nicht immer, dass es nur am Personalmangel liegt! Durch bauliche Änderungen könnte man das machen, damit sich Frauen im hohen Alter nicht nackte, angekackte Männer anschauen müssen!

Ein Mann legt sich zu einer Patientin ins Bett - das hab ich bezeugt - mit der Bemerkung: „Mach’ Platz, ich möchte mich zu dir legen“. Das ist für eine alte Frau nicht lustig. Ein Mann greift unter die Bettdecke einer Patientin und greift sie im Schambereich ab. Ich habe das erlebt! Und wenn Sie mir dann sagen, Frau Neck-Schaukowitsch, wie oft ich im Spital war, dann ist das doch eine Frechheit, was Sie mir da mit Ihrem komischen Zwischenruf zumuten! Ein Mann greift unter die Bettdecke und zwar mehr als zehn Mal hat er das gemacht! (GR Harry Kopietz: Und Sie haben zugeschaut!) Ich habe natürlich die Pflegeleitung verständigt. (GR Franz Ekkamp: Und Sie haben zug’schaut?) Was heißt hier „zug’schaut“? Ich habe die Pflegeleitung verständigt! Und dann kommt er - hören Sie zu, dann werden Sie sehen, was das Ergebnis ist -, streichelt ihre Beine mit der Bemerkung: „Du bist eh noch halbjung.“ 

Ich bin der Meinung, durch einfache bauliche Änderungen könnte man diese Missstände beseitigen. Es kann nicht hinter jedem und speziell hinter jedem dementen Patienten ein Pfleger stehen. Da muss man auch baulich vorsorgen. Man sagt zwar Pflegeleitung, aber es ist den Pflegern natürlich auch nicht zuzumuten, hinter jedem dementen Patienten zu stehen und zu schauen, welche Fehlleistungen er macht. Das heißt, hier haben Sie die Verpflichtung, bauliche Änderungen vorzunehmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Kotgeruch, Windelwechsel. Der bauliche Zustand in Baumgarten eröffnet zwei Möglichkeiten: Entweder man geht auf das weit entfernte WC, selbstverständlich Männer und Frauen und auch das Pflegepersonal auf das selbe dreckige WC - ersteres ist für Behinderte ab einem gewissen Grad nicht zumutbar - oder man kann vor den fünf anderen Zimmerbewohnern aufs Klo gehen. Während der eine isst, muss der andere aufs Klo gehen oder umgekehrt. Das ist doch nicht zumutbar! Diese katastrophalen Zustände haben nichts damit zu tun, dass wir zu wenig Personal haben, sondern Sie haben in den letzten 60 Jahren die Pflegeheime baulich versumpern lassen und das ist Ihre Schuld! (Beifall bei der FPÖ. – Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Und ich bin verantwortlich?) Na selbstverständlich sind Sie verantwortlich oder glauben Sie, das ist nicht Verantwortung? 

Personelle Mängel gibt es auch. Ganz, ganz selten werden dort die Leute um 15.00 Uhr niedergelegt. Sie essen aber doch um 17.00 Uhr, ab 18.00 Uhr sind nur jene Patienten am Gang - dieser ist zugleich Aufenthaltsraum -, die sich entschieden dagegen wehren. Wenn man weiß, dass dieser Gang Fernsehraum und Aufenthaltsraum ist und diese Leute nur dort fernsehen können, ist das, wenn sie ab 18.00 Uhr, 19.00 Uhr ins Bett gelegt werden, eine Qual. Alte Leute würden ganz gerne am Abend fernsehen, lesen - das ist bisweilen sehr, sehr schwierig für die Leute -, aber nicht fernsehen lassen ist Quälerei!

Eine über 80-jährige Person wurde bisweilen von nur einer Pflegekraft ins Bett gebracht und hat sich dabei mehrmals Prellungen, ein blaues Auge und einen Rippenbruch zugefügt. Ich habe das der diensthabenden Ärztin gemeldet. Kurz gefasst, die Oberärztin hat gesagt, der Patient hätte unerwartet einen Schritt getan und wäre an diesem Rippenbruch selber schuld.

Die Windeln. In den Medien steht, die Leute bekommen bisweilen zuviel Windeln. Ich kann Ihnen aus eigener Anschauung berichten, die Leute bekommen sehr oft nur turnusmäßig die Windeln gewechselt und müssen bisweilen angemacht, groß oder klein, eine halbe Stunde bis eine Stunde warten, bis der Pfleger diese Windel wechselt. Das heißt, sie bekommen nicht nur in manchen Fällen, wo sie die nicht benötigen, Windel verpasst, sondern sie bekommen dort, wo sie eine frische Windel bekommen sollten, keine, ja schon, nach einer halben Stunde bis zu einer Stunde. Wer von Ihnen, meine Herrschaften, möchte in so einem Pflegeheim einen Verwandten haben oder sogar selber drinnen sein?

Das Abziehen der Klingel wurde ebenfalls gemeldet. Es hat beim Herrn W. ein Pfleger eine Klingel abgezogen, das habe ich dokumentiert. Es wurde dieses dem Pfleger gesagt. Er hat dann zwar die Klingel wieder angesteckt, hat aber die Klingel so hoch auf diesem Dreiecksgalgen aufgehängt, dass der Patient W. diese Klingel nicht erreichen konnte. Ich muss leider etwas abkürzen. Ich würde Ihnen den Fall des Patienten W. im Detail schildern und bin gerne bereit, dies im Detail zu tun, wenn dann die Zeit noch da ist.

Hygiene. Es fehlt nicht nur immer an Personal, sondern die Ausbildung des vorhandenen Personals muss auch verbessert werden. Der Pfleger leert mit dem Gummihandschuh den Topf im WC aus. Alles dokumentiert. Beim Zurückgehen streichelt er eine der kontaktsuchenden Patientinnen liebevoll über die Wange - so weit so gut -, leider mit dem WC-Gummihandschuh. Weiters greift er die Türklinke zum Medikamentenraum mit eben diesem Handschuh an, holt ein Medikament, gießt es auf einen Löffel und verabreicht es einer Patientin. Der Angehörige der Patientin spricht die Oberärztin nach Durchfall bei mehreren Patienten, auch bei seiner Angehörigen, an, ob diese Vorgehensweise nicht die Ursache des Durchfalls sein könnte. Diese verneint und meint, dies sei nicht der Grund, sondern die Unverträglichkeit des Essens. Bitte hier kommt es nicht darauf an, dass man mehr Leute hat, sondern dass die vorhandenen Leute, nämlich jene, geschult gehören! 

Materialmangel, Mangel an Psychotherapeuten und Physiotherapeuten ist im Pflegeheim Baumgarten bekannt, aber wird seit Jahren nicht behoben. Die Leute sind gut, sind engagiert, aber bei der Masse der Patienten, die diese Betreuung benötigen, sind die paar Psychotherapeuten und Physiotherapeuten machtlos und können nicht helfen. Das heißt, dort ist wirklich ein eklatanter Mangel feststellbar.

Ich möchte es deswegen so genau aufzeigen, weil die Frau Pittermann sagt: Ja, das ist in Lainz auf einer Abteilung irgendwelchen einzelnen Personen passiert. - Nein, dieser Pflegemissstand hat in Wien System! 

Sie, meine Herrschaften von der Sozialdemokratie, haben herrliche Ausreden. Die Bundesregierung soll jetzt das Geld zuschießen. Wir haben 9,6 Milliarden EUR Budget. Wir müssen halt nicht jeden Tag ein Rathausfestl haben, es muss der Herr Bürgermeister nicht jeden Tag ein Bandel zerschneiden, es müssen nicht hohe Repräsentanten mit dem Glasl in der Hand von einem Event zum anderen durch Wien wandern, sondern es wäre besser, wir schauen, dass wir zuerst einmal etwas für unsere Alten, für unsere Kranken und für unsere Aufbaugeneration machen und dann, wenn Geld übrig bleibt, können hohe Repräsentanten der Bevölkerung ein Festl nach dem anderen, ein Event nach dem anderen bieten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir alle werden älter und alle kann es treffen, in so einem städtischen Pflegeheim landen zu müssen. Wer von uns will unter solchen von mir vom Pflegeheim Baumgarten geschilderten Zustände seinen Lebensabend verbringen? 

Herr Kollege, jetzt können Sie aufzeigen oder meine Kollegen von der Sozialdemokratie, zeigen Sie auf und sagen Sie: Ich will in so einem Pflegeheim sein, wo ich zwei Stunden angekackt im Rollstuhl sitzen muss oder wo aus den Zimmern Urin und Kot nicht ausgeleert werden und die Luft verpesten, wo man im 6er-Zimmer am Tisch isst und daneben einer am Topf sitzt und dem vor meinen Augen der Hintern ausgewischt wird während ich esse, weil der Plastikvorhang zu klein ist um den Rollstuhl hinter den Plastikvorhang schieben zu können, damit man ihm dort hinten den Hintern auswischen könnte. Da sagen Sie, ich war nicht im Pflegeheim Baumgarten! Ich war nicht dort! Nein, nein, solche Zwischenrufe und die Schuld immer auf die einzelnen Pfleger, auf das kleine Personal abschieben - das ist die Methode! Aber diese Methode werden wir Ihnen nicht durchgehen lassen! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie, meine Herrschaften von der Sozialdemokratie, haben mit allen vorangegangenen sozialistischen Stadtregierungen diesen personellen, finanziellen und vor allem auch baulichen Zustand seit 60 Jahren herbeigeführt!

Wir Freiheitliche werden es nicht zulassen, dass unsere Alten in diesen Pflegeheimen verkommen! 

Treten Sie ab, Frau Gesundheitsstadträtin! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet und wir kehren zurück. 

Wir haben noch zwei Wortmeldungen offen und zwar aus der Besprechung der Mitteilung.

Als nächster ist Herr Kollege Hundstorfer gemeldet. Ich bitte ihn um seine Ausführungen.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn man der heutigen Debatte zugehört hat, dann hat man den Eindruck, man müsste glauben, wir sperren unsere Alten weg, wir schauen nicht hin was passiert, uns sind unsere alten Mitbürgerinnen und Mitbürger vollkommen egal. Sie wissen ganz genau, dass das Gegenteil der Fall ist.!

Sie wissen ganz genau, dass wir uns tagtäglich und nicht immer perfekt bemühen - das ist gar keine Frage, weil es sonst gewisse Prüfberichte nicht geben würde, aber wir bemühen uns tagtäglich -, die Tausenden Bürgerinnen und Bürger, die in diesen Einrichtungen leben, ganz einfach auf höchstmöglichem Niveau zu pflegen und auf höchstmöglichem Niveau zu betreuen. Wenn Sie sich gestern zum Beispiel den „REPORT“ angesehen hätten und beim Beitrag über die Demenzstation im Geriatriezentrum Wienerwald genau zugehört und genau geschaut hätten, dann würden Sie wissen, was dies in einem gespinnten Stadium einer Erkrankung auch bedeutet. Und es ist halt Journalismus, nach einem Interview mit einer Primarärztin auf einer Demenzstation – die Frau Dr Seidl, der ich ihre Verdienste als Pflegedirektorin des Rudolfinerhauses überhaupt nicht schmälern möchte, sie ist eine Pionierin, gar keine Frage - hier zwei Dinge zu vermischen. Es ist halt Journalismus, zu vermischen die Betreuung von Demenzpatienten, wo es ganz einfach Menschen gibt, die halt einen Wandertrieb haben, ob wir wollen oder nicht, wo wir diesen Wandertrieb nicht unterbinden wollen und wo wir diesen Menschen die Möglichkeit geben wollen, dort in ihrer Privatkleidung ganz einfach zu leben. Wir wollen sie nicht wegsperren. Wir wollen sie nicht wegschicken, sondern wir wollen diese Menschen dort pflegen.

Und eines ist auch ganz klar, ich möchte das noch einmal betonen: Es können Fehler passieren, es werden Fehler passieren und ich stehe hier überhaupt nicht an, mich auch zu entschuldigen. Das ist gar keine Frage. Es ist auch ganz klar, dass wir tagtäglich daran arbeiten müssen, dass diese Fehler vermieden werden. Es ist auch ganz klar und hier gibt es ja viele Beweise dafür: Wir haben natürlich eine schwierige Personalsituation, wir haben natürlich nicht die Glückseligkeit, aber während wir hier zum Beispiel gesessen sind, habe ich mich mit einem ehemaligen ärztlicher Leiter auch einer Pensionisteneinrichtung unterhalten, der sich heute hier die Debatte angehört hat und die haben zum Beispiel das gleiche Problem wie wir: Trotz bester Bezahlung sagt das Pflegepersonal nach einer gewissen Zeit: "Danke, das war es." Ich werde dann auch noch darauf zurückkommen, wie Sie mit Ihrer Politik der letzten Tage diese Zeit bei etlichen verkürzt haben, Herr Dr Serles!

Ich hatte das Vergnügen, mit einigen hier oben Anwesenden bei Mitarbeitern zu sein, erwachsenen Menschen, die Mitbürger unserer Stadt sind, die mir erklären: „Jetzt bin ich hier zehn Jahre gewesen und nach dieser Medienberichterstattung und nach dieser Kampagne, die von vielen ausgenützt wird, habe ich Nervenzusammenbrüche und ich steige aus diesem System aus.“ (GR Dr Wilfried Serles schüttelt den Kopf.) Sie schütteln den Kopf, weil der Unterschied nämlich der ist: Ich und meine Kolleginnen und Kollegen sitzen dort, reden dort, müssen dort Rede und Antwort stehen und Sie glauben hier, mit billiger Agitation und Ihre billige Agitation, Herr Mag Kabas, ist unter anderem (GR Mag Hilmar Kabas: Sie hetzen die Leute auf!) Ihr Inserat... (GR Mag Hilmar Kabas: Sie hetzen die Leute auf! Sie hetzen die Leute auf! Sie als Gewerkschafter haben eine andere Aufgabe!) Ich als Gewerkschaft habe die Aufgabe dafür zu sorgen, dass wir genügend Menschen bekommen. Wir als Gewerkschaft haben die Aufgabe zu schauen, dass die Ausbildung funktioniert. (GR Mag Hilmar Kabas: Sie hetzen die Leute auf!) Wir haben die Chance, zu schauen, dass der zweite Bildungsweg ausgebaut wird. Was machen Sie? Sie unterstellen hier dem Pflegepersonal, am Tod von Hunderten Patienten schuldig zu sein! (GR Mag Hilmar Kabas: So ein Blödsinn! So ein Blödsinn!) Das wird der Herr Blind vor Gericht zu verantworten haben (GR Mag Hilmar Kabas: So ein Blödsinn! Wo dann sind Sie schuld? Wo dann sind Sie schuld? - Beifall bei der SPÖ.), weil Sie dürfen als frei gewählter Abgeordneter diese Behauptung nicht schadlos machen! (GR Mag Hilmar Kabas: Ein Verhetzer sind Sie!) 

Und wenn Sie glauben, in Inseraten sagen zu können, Bettlägerige werden monatelang nicht gewaschen, dann haben Sie den Bericht der MA 47 nicht gelesen, weil Sie dann ganz genau gewusst hätten, dass in diesem Bericht drinnen steht „nicht gebadet“. Wenn Sie mit dem Personal gesprochen hätten, dann wüssten Sie, wo die Fehler liegen, die von mir überhaupt nicht negiert werden (GR Mag Hilmar Kabas: Natürlich negieren Sie es!), aber überhaupt nicht. (GR Mag Hilmar Kabas: Natürlich negieren Sie es, sonst wäre es ja nicht so weit gekommen!) Und da haben Sie überhaupt keine Ahnung, die Fehler werden überhaupt nicht negiert. (Mag Hilmar Kabas: Sonst wäre es ja nicht so weit gekommen!) Diese Fehler gehören aufgearbeitet und diese Fehler werden aufgearbeitet. Aber eines ist klar: Die Patienten sind tagtäglich gewaschen worden! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Nach dieser Debatte wissen wir, leider geht es so weiter wie bisher!) Es geht...(GR Mag Hilmar Kabas: Leider geht es so weiter wie bisher!) Herr Mag Kabas! Wenn Sie nicht zuhören wollen, dann wollen Sie nicht zuhören. Klares Bekennt... (GR Mag Hilmar Kabas: Sie wollen die Konsequenzen nicht ziehen!) Die Konsequenzen, glaube ich, die ziehe ich viel stärker und viel früher als Sie! (GR Mag Hilmar Kabas: Sie wollen keine Konsequenzen ziehen!) Viel früher, weil wenn Sie zum Beispiel... (GR Mag Hilmar Kabas: 70, 80 Jahre haben Sie es verludern lassen!) Wenn Sie zum Beispiel... Das Wort „verludern“. Hier darf ich Sie einladen, sich heute das Protokoll des Österreichischen Nationalrats zu besorgen. Zur gleichen Zeit, wo wir hier sitzen, diskutiert der Nationalrat das Herbstprogramm der Bundesregierung. (GR Mag Hilmar Kabas: Ja ich weiß, die Bundesregierung ist an allem schuld. - GR Heinz Christian Strache: Jetzt wird das Bandel wieder eingelegt!) Dort gibt es einen prominenten ÖVP-Abgeordneten, einen prominenten Mediziner. (GR Mag Hilmar Kabas: Jaja, die Bundesregierung ist an allem schuld.) Dieser prominenter Mediziner, der Herr Dr Erwin Rasinger (GR Dr Matthias Tschirf: Wiener Abgeordneter!), Wiener Abgeordneter, hat um 16.58 Uhr in seiner Rede im Österreichischen Nationalrat die hohe Qualität in den Wiener Pflegeheimen durch das Personal als eines der am meisten zu lobenden und hervorzuzeigenden Dinge auf diesem Sektor in Österreich bezeichnet. Das wollte ich Ihnen hier noch gesagt haben! (Beifall bei der SPÖ. – Große Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.)
Und ich möchte Ihnen hier auch eines sagen. (GR Johannes Prochaska: Und was hat er noch gesagt? Was noch?) Ich möchte... (GR Gerhard Pfeiffer: Und was stammeln Sie noch?) Ich tu’ überhaupt nicht stammeln, Herr Pfeiffer. (GR Johannes Prochaska: Aber was er noch gesagt hat, das sagen Sie nicht!) Lieber Freund Prochaska! Wichtig ist die Botschaft! Wichtig ist die Botschaft! Lob für Wien - das ist die Botschaft, die wollt ihr nicht hören. (GR Mag Hilmar Kabas: Es wäre ja schön, wenn alles in Ordnung wäre!) Das ist euer Problem, dass das ein Wiener Abgeordneter da drüben sagt! (GR Mag Hilmar Kabas: Es wäre ja schön, wenn alles in Ordnung wäre!)

Herr Mag Kabas, ich kann es nur noch einmal wiederholen: Ich habe nicht gesagt, dass alles in Ordnung ist. Das haben Sie von mir nicht gehört. Ich habe nicht gesagt, dass... (GR Mag Hilmar Kabas: Es wäre schön, wenn alles in Ordnung wäre!) Haben Sie das in meiner Rede einmal gehört? (GR Mag Hilmar Kabas: Das wäre gut, ja!) Wo? (GR Mag Hilmar Kabas: Ja Sie sagen, die anderen sind schuld!) Ich habe Ihnen vorgehalten, an der Verhetzungskampagne sind Sie schuld (GR Mag Hilmar Kabas: Ja ich bin schuld, sagen Sie, und Sie verhetzen die Leute!), weil wenn die ÖVP plakatiert „In den Wiener Pflegeheimen werden alte Menschen wie Tiere behandelt“, dann darf ich hier auch zitieren: Die Fraktion christlicher Gewerkschafter unserer Gewerkschaft hat sich vor kurzem - in Wahrheit heute noch einmal, aber vorige Woche bereits mit einem nicht veröffentlichen Inserat - massiv distanziert von diesem Inserat, massivst distanziert von dieser Vorgangsweise. (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist das?) Ein nicht veröffentlichtes Inserat ist jenes, das die Gewerkschaft christlicher Gewerkschafter publizieren wollte. Das hat nicht stattgefunden, wir werden es trotzdem publizieren. Wir werden ihnen zur Publikation verhelfen. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist das Inserat?) Sie haben... (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist das Inserat?) „ÖVP verstößt mit E-Card über Pflegeheime gegen die guten Sitten, der FCG-Vorsitzende der Wiener Gemeindebediensteten“ und so weiter und so weiter. 

Wer eine solche politische Aussage zu verantworten hat, muss ebenfalls Konsequenzen ziehen. Am liebsten wäre mir hier, dass die Person, die diesen Unsinn zu verantworten hat, 14 Tage in einem Wiener geriatrischen Zentrum eine Arbeit absolviert. FCG untereinander. Nicht mein Problem. 

Ich möchte hier vielleicht auch einiges versuchen klarzustellen und ich sage es noch einmal: Ich negiere keinen einzigen Fehler und meine Freunde aus diesem Bereich wissen ganz genau, dass ich hier eine sehr, sehr restriktive Haltung habe wenn es darum geht, Fehler irgendwie nicht aufzudecken, wenn es darum geht, Fehler zuzudecken. Ich bin zum Beispiel sehr, sehr glücklich, dass auch ein Übergriff auf eine Patientin im Mai dieses Jahres publiziert wurde und dieser Übergriff von den eigenen Reihen, von der eigenen Mannschaft aufgedeckt wurde. Das ist bereits publiziert, das können Sie nachlesen, und so weiter. 

Zum Prüfbericht der MA 47: Er ist gestellt worden, damit wird man sich noch auseinandersetzen. Das ist nicht mein Thema. Nur, Frau Dr Pilz, die Urheberschaft über die ganze Angelegenheit liegt etwas zurück, weil die Mitarbeiter der Abteilung 1 sich mit der Person, die diesen Prüfbericht verfasst hat, bereits im August vor Ihrer Veröffentlichung im „STANDARD“ in einem offenen Brief an diese Mitarbeiterin gewandt haben. Das ist kein Geheimnis. Am 16. August ist das bereits geschehen. Sie haben sich in einem offenen Brief an die MA 47 an diese Stelle gewandt, haben versucht, Dinge aufzuzeigen, haben versucht, zu den offensichtlichen Fehlern, die ja gar keine Frage sind, denn es sind hier Fehlleistungen passiert, auch einiges zu erklären und haben sich hier auch in einen Dialog begeben. Dieser Dialog wird weitergeführt werden, weil eines ist auch klar: Man muss aus gewissen Fehlern lernen und man muss aus mangelhaften Dokumentationen oder nicht vorhandenen Dokumentationen lernen. Das ist gar keine Frage.

Ich habe auch ein Schreiben von jemandem in der Hand, der ersucht hat, dies am 8. September allen Mitarbeitern des Geriatriezentrums Wienerwald mitzuteilen. Das ist jemand, der, glaube ich, ein bisschen über all den Dingen steht und die Dinge sehr patientenorientiert sieht. Es ist der zuständige Diakon der Evangelischen Seelsorge von jenem Teil Wiens, der das Krankenhaus Lainz und das Geriatriezentrum beinhaltet. Und er schreibt unter anderem, dass sie Großartiges leisten: „Ich bin stolz, in diesem Haus als Seelsorger arbeiten zu dürfen. Gebt nicht auf! Ihr könnt erhobenen Hauptes auf eure Arbeit sehen.“ Das ist zumindest, glaube ich, auch von der kirchlichen Seite her eine Unterstützung für dieses Haus, ohne aufgedeckte Fehlleistungen nur ansatzweise zu negieren. Gar keine Frage. Aber ich möchte nur und glaube, dass wir alle gemeinsam von einer gewissen Schmutzkübelkampagne, von einer Kampagne, wo alle in einen Topf geschmissen werden, Abstand nehmen sollten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und Herr GR Pfeiffer, wenn Sie hier von einer ideologischen Grundeinstellung gesprochen haben: Für uns ist die Unterbringung von Kindern in Kindertagesheimen, ganz egal ob diese privat oder städtisch geführt sind, keine Kinderunterbringung, wo man sie wegsperrt, sondern das ist ein Teil einer Philosophie, wo es ganz einfach darum geht, dass alle Mitglieder dieser Gesellschaft die Chance haben sollen, im Berufsleben auch arbeiten zu dürfen und die Chance haben sollen, ihrer Ausbildung entsprechend beruflich integriert zu sein. Wir sind halt nicht Anhänger der Ideologie „Frauen zurück an den Herd“ (GR Gerhard Pfeiffer: Nein, nein!), sondern wir sind Anhänger jenes Teils, wo die Chancengleichheit ist, wo Gender Mainstreaming nicht nur verbalisiert wird, sondern auch gelebt wird! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und wenn Sie hier meinen, Herr Pfeiffer, das Geld, das da verteilt wird, geht alles so in sozialistische Gängeln und in sozialistische Klüngeln - lieber Herr Pfeiffer, es freut mich riesig, dass Sie sämtliche Einrichtungen der katholischen Kirche Wiens unserer Reichshälfte zuordnen! Es freut mich riesig! Ich werde es dem Herrn Erzbischof mitteilen, ich werde es der Caritas mitteilen, ich werde es sämtlichen Ordensspitälern mitteilen. Es freut mich riesig, denn wenn Sie sich ein bissel erkundigt hätten, dann würden Sie wissen, dass von den 2 800 privaten Pflegeheimbetten, die die Stadt bezahlt, 2 500 der katholischen Kirche zuzuordnen sind und dann würden Sie ein bissel was wissen, was wirklich rennt und würden sich da nicht herstellen und sagen, das rennt alles in sozialdemokratisches Geld hinein. Es ist nicht so! Wir haben 2 800 private Pflegeheimbetten, die wir mitfinanzieren und davon sind 2 500 unmittelbar der Erzdiözese, der Caritas oder diversen Pfarrgemeinschaften oder Ordensgemeinschaften zuzuordnen. Das nur zu Ihrer Information! (GR Gerhard Pfeiffer: Das habe ich auch nicht gemeint! - Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den Zivildienern darf ich nur mitteilen: Wir haben derzeit 350 Zivildiener, die uns im Jahr 10 000 EUR pro Kopf kosten. Nur damit man auch das weiß. 

Und wenn da heute hier gesagt wurde, was das Pflegepersonal so verdient, hier ein offenes Wort: Natürlich, man kann immer mehr verdienen, gar keine Frage. Man kann immer mehr zahlen. Wir bezahlen derzeit jemandem, der 8 Dienstjahre hat, bei einer durchschnittlichen Anzahl von Nachtdiensten - dadurch ergibt sich auch eine durchschnittliche Anzahl von Feiertagen und eine durchschnittliche Anzahl von Überstunden -, alles im Schnitt gerechnet brutto rund 2 000 EUR. Das ist für das Innenministerium nicht passend, weil das Innenministerium nur Grundgehalt plus diese Erschwerniszulage rechnet, die alle bekommen. Das Grundgehalt und die Erschwerniszulage sind am Beginn der Karriere maximal 1 600 EUR. Ich glaube, dass wir eine 18-jährige Krankenpflegeperson mit 1 700 EUR Einstiegsbezug ohne Nebengebühren, ohne Beiwagerln, nicht so schlecht bezahlen, wenn man die 18-jährigen Personen in Österreich vergleicht. Da sind wir, glaube ich, nicht so schlecht unterwegs, aber es kann immer mehr sein und es kann immer alles besser sein. 

Fakt ist, wir bekommen sie nicht als Schlüsselkräfte nach Wien. Warum bekommen wir sie nicht als Schlüsselkräfte nach Wien? Weil wir diese 2 000 EUR Grundgehalt nicht zahlen. Das ist der eine Punkt. 

Und der zweite Punkt ist und da ist Ihre Mithilfe auf Bundesebene sehr wohl gefragt: Wir haben das Arbeitsmarktservice noch als Barriere und wir haben derzeit 140, 150 Krankenpflegepersonen arbeitslos gemeldet. Das Problem ist: 95 Prozent von ihnen waren schon bei uns und haben sich wieder verabschiedet oder wurden verabschiedet. Solange es aber diese Barriere über das Arbeitsmarktservice gibt, bekommen wir keine ausländischen Arbeitskräfte herein, auch wenn wir ihnen 2 500 EUR bezahlen würden. Da sind Sie gefordert mitzuwirken, dass wir diese Barriere endlich überwinden können. 

Ich möchte auch zum Untersuchungsausschuss noch einiges sagen weil meine Zeit drängt, zu den Minderheitenrechten. Ich glaube, wir haben einen Beweis, dass wir hier in Wien Minderheitenrechte haben, die keine Stadt oder kein Land sonst hat. Wir haben das als einziges Bundesland zustande gebracht. 

Und ich möchte hier noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, wo der Gemeinderat den Österreichkonvent auffordert entsprechend tätig zu werden, dass auch im Rahmen der Bundesstaatsreform das in allen Bundesländern umgesetzt wird. 

Abschließend sei es noch gestattet, der Frau Dr Pilz zwei Antworten zu geben: 

Die Geschichte vom Dr Ronovsky liegt bei der Disziplinarkommission und hat mit dem Ressort überhaupt nichts mehr zu tun und ist dem Ressort entzogen. Das ist einmal Punkt 1. Bitte die Innere Geschäftseinteilung des Magistrats lesen. 

Und die Sache mit dem AKH ist sehr bedauerlich, gar keine Frage. Dekubitus ist immer bedauerlich. Nur ich würde wirklich bitten, die beiden Gutachten genau zu lesen. In dem einen Gutachten ist das Wort „Pflegepersonalmangel“ nicht einmal ansatzweise vorgekommen. Das ist das eine Problem. In dem anderen kommt dieses Wort vor, keine Frage, und wird auch aufgezeigt. Ich darf Ihnen auch dann noch die Liste der zusätzlichen im Dienst Befindlichen zur Verfügung stellen. Diese Liste war dem Gutachter nicht zugänglich. Warum war sie nicht zugänglich? Weil das Menschen waren, die von anderen Stationen auf diesen beiden Abteilungen ausgeholfen haben. Ich kann Ihnen das dann noch geben. Das ist der eine Punkt. Der zweite Punkt ist - und das ist überhaupt keine Negierung dieses tragischen Vorfalls, weil der Patient bei der Entlassung von der Orthopädie ein Druckgeschwür auf der rechten Ferse hatte -, wie der Dekubitus dann im Kreuzbein passiert ist, ist dem AKH nicht zugänglich und wird im Gerichtsverfahren zu klären sein. Ich kann Ihnen nur sagen, vom AKH ist der Dekubitus auf der rechten Ferse dokumentiert. 

Weiters ist bei der anderen Sache von der Unfallchirurgie her dokumentiert, dass hier sehr wohl alles getan wurde, auch dass ein Dekubitusbett zur Spezialbetreuung des Patienten angeschafft wurde. Das war auch alles da. Fakt ist, dass es auch einen Dialog mit den Angehörigen gab, der dahingehend endete, dass zwischenzeitlich die Angehörige, seine Ehegattin, dem AKH Lob ausgesprochen hat. Auch dieses Schreiben liegt beim Akt. Sie hat sich für die Betreuung bedankt. Weiters hat die Gattin ihren Ehegatten im Rahmen des Spitalsaufenthalts geheiratet. Das ist ein kleines persönliches Anhängsel, die zwei haben dort geheiratet. 

3. darf ich Ihnen dann noch ein Schreiben des Herrn Univ Prof Dr Vecsei überreichen. Er hat es nicht unterschrieben, aber er hat es mir heute in der Früh gegeben. Es ist halt leider so, Dekubitus bei Querschnittgelähmten ist bei bester Pflege leider möglich. Das ist halt auch ein Faktum. Und wir haben auch hier in der Dokumentation Schwächen. Das haben Sie vom Prof Krepler schon gehört und das kommt auch in dem Gutachten heraus. Es wird wahrscheinlich ein weiterer Streit sein. Zivilrechtlich ist das AKH mit den beiden Personen verglichen. Zivilrechtlich ist die Sache abgeschlossen. Der eine Fall war übrigens 2001 - nur damit es die anderen auch wissen -, der andere Fall war 2002. Es sind alte Fälle, aber jeder Dekubitus ist einer zu viel. Das ist auch keine Frage. Aber ich glaube, wir sollten auch hier bei der historischen Wahrheit bleiben: Bei dem einen Patienten ist von Pflegepersonalmangel in dem gesamten Gutachten nicht einmal ansatzweise etwas geschrieben. Ich verstehe Ihre marktschreierische Agitation, aber bleiben wir trotzdem bei der Wahrheit! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Herr Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte nahtlos anknüpfen: Bleiben wir bei der Wahrheit. Der Vorsitzende Hundstorfer hat den Wiener Abgeordneten Rasinger zitiert, was er gesagt hat. Er hat das gesagt, was hier in diesem Haus von der Volkspartei auch immer gesagt wird, genauso drüben: Dank an das Personal. Er hat aber nicht gesagt, was Erwin Rasinger drüben gesagt hat. Erwin Rasinger, der in diesem Haus gesessen ist, hat damals bei Lainz viel von dem aufgezeigt, was zu geschehen hat. 

Er hat nicht gesagt, dass Erwin Rasinger vier Punkte an Führungsversagen dargestellt hat, die vorliegen. Er hat nicht davon gesprochen, dass 70 Posten fehlen. Er hat nicht darüber gesprochen, dass es erst eines Sachwalters bedurfte, damit entsprechende Dinge ans Licht kommen. Das hat er alles nicht gesagt. Das muss dieses Haus wissen, weil sonst ist das eine Halbwahrheit und eine Halbwahrheit ist oft ärger als eine volle Unwahrheit! (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Die FCG stimmt aber!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster und wahrscheinlich letzter Redner ist Herr Dr Hahn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Lieber Rudi Hundstorfer!

Ich weiß nicht, ob er im Saal ist. (GR Rudolf Hundstorfer: Ich bin da!) Ich stehe nicht an, meinen Hut vor deinen dialektischen Fähigkeiten zu ziehen und könnte nur sagen, vielleicht kannst du ein bisschen etwas von diesen Fähigkeiten der Frau Stadträtin vermitteln, weil du leitest zwar immer damit ein, dass du nicht anstehst, Fehler zuzugeben, aber in Wahrheit sind es ohnedies keine. Also wie du das über die Rampe bringst, Hut ab!

Ich denke, wir werden in den nächsten Wochen und Monaten doch die Möglichkeit haben, die Dinge intensiver zu klären und zu besprechen. Ich glaube auch, dass man die Dinge differenzierter betrachten muss und wir werden das auch sicherlich in diese Richtung machen.

Ich wollte nur zu Ihnen, Frau Stadträtin, sagen, ich glaube, Sie wissen es, ich weiß es, wir alle im Saal wissen es im Grunde, dass der Job, den Sie gerade formal ausüben, nicht wirklich der Ihre ist. Deshalb frage ich mich wirklich, warum Sie sich das immer noch antun. Egal, was Sie anpacken, was Sie angreifen, es misslingt Ihnen! In dem Frust, dass es Ihnen misslingt, machen Sie dann verschiedene Dinge gar nicht. Die Konsequenz daraus ist, dass im Gesundheitsbereich in den letzten Jahren eigentlich nichts weitergegangen ist beziehungsweise viele Dinge passiert sind, die eigentlich so nicht hätten passieren dürfen.

Ich denke an Gersthof, Frau Stadträtin, ein Torso. Alle paar Monate haben Sie eine neue Idee, was dort passieren soll beziehungsweise wohin Gersthof übersiedeln soll. 

Ich sage nur Semmelweis-Klinik. Dort haben Sie sich ein Denkmal gesetzt! Ich würde sagen, das teuerste von Wien! 

Das Herumlavieren in Sachen Preyer'sches Kinderspital ist eigentlich nur systemkonform. Alles andere hätte mich im Grunde überrascht. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Das stimmt doch nicht!) Es ist noch immer nichts geklärt. Eigentlich war festgelegt, dass das Preyer'sche in einer abgespeckten Version in das KFJ übersiedelt, aber so scheint es offensichtlich nicht zu sein. Man sollte auch mit den Mitarbeitern dort reden, weil diese haben die Verunsicherungen, tragen diese Verunsicherungen an uns heran und fragen uns und mich, wie es dort weitergeht. Ich kann die Frage nur zurückgeben: "Fragt nach bei der Gewerkschaft oder im Stadtratbüro, beim Abgeordneten. Ich kann es nicht beantworten." Aber es gibt diese Bedürfnisse nach Antworten, nach klaren Linien.

Auch in der Semmelweis-Klinik sind die Leute ungeheuer frustriert. Die Besten wandern ab und es tritt das ein, was wir vorausgesagt haben. Das Spital wird heruntergefahren, und zwar zu sehr hohen Kosten.

Wir haben eine Situation, dass in der Legistik nichts weitergegangen ist. Wir warten. Es ist nur eine Verordnung, auf einen Krankenanstaltenplan, der uns schon weiß Gott wie oft angekündigt worden ist. Vom Pflegeheimgesetz rede ich gar nicht. Dazu darf ich zitieren. Im Jahr 1989 hat Claus Pandi im Gefolge des ersten Lainz-Skandals ein Buch herausgegeben, in dem mehrere Autoren geschrieben haben, unter anderem auch Erhard Busek. Daraus zitiere ich ihn mit folgendem Satz: "So gibt es zum Beispiel kein Gesetz, das die Führung entweder von privaten oder von öffentlichen Altersheimen regeln würde. Diese befinden sich also im quasi rechtsleeren Raum, sind daher unkontrolliert und auch unkontrollierbar." – Zitat Ende, 1989. Wir haben 2003. Alle paar Monate hören wir, dass das Pflegeheimgesetz kommen wird. 

Ich würde sagen, jede Krise ist auch eine Chance. Der einzige Vorteil der Situation, die wir jetzt haben, ist, dass Sie, Frau Stadträtin, selbst mit Ihrer absoluten Mehrheit kein zahnloses Pflegeheimgesetz hier präsentieren und beschließen werden können, da es momentan offensichtlich noch immer in der Pipeline ist. Die Medien, die mittlerweile aufgewacht sind und die Situation registriert haben, werden nicht akzeptieren, dass wir in Wien ein Pflegeheimgesetz bekommen werden, wo praktisch nichts geregelt ist, worin keine Standards in baulicher Hinsicht stehen, wo keine Qualitätsvorgaben in personeller, in Qualifikationshinsicht gegeben sind und wo auf eine Verordnung verwiesen wird, die wir noch nicht kennen und wo ich befürchte, dass die Dinge nicht geregelt sind oder nicht so geregelt sind, wie wir es uns wünschen, etwa zum Beispiel in der Frage der Standards von Ein- und Zweibettzimmern und nicht von Mehrbettzimmern und dass man so etwas nicht ad infinitum tolerieren kann.

Das Einzige, das offensichtlich noch gelingt, ist ein Landessanitätsratsgesetz, auf das wir alle wie auf einen Bissen Brot gewartet haben. Ich respektiere auch den prächtigen Kotau, den Sie als Ärztin vor Ihren Kollegen machen, weil die wesentlichste Änderung in diesem Gesetz besteht darin, dass es zu einer Verdoppelung des Gremiums kommen wird, nämlich des Landessanitätsrats. 

Es ist offensichtlich, dass Sie für die wirklichen Probleme in Ihrem Bereich, aus welchen Gründen auch immer, keine Zeit oder keine Hinwendung finden! Sie stehen heute, Frau Stadträtin, vor dem Scherbenhaufen Ihres aktiven Nichtstuns! Jeder Gesundheitspolitiker, zum Teil haben wir das heute in dieser Stadt ausgesessen, könnte lange, wahrscheinlich stundenlang, darüber reden, was alles versäumt wurde! Ich denke, die gravierendste Fehlleistung – das ist heute schon wiederholt angesprochen worden – ist wohl, dass Sie den Wiener Pflegeheimplan, der Ihnen vor zwei Jahren vorgelegt wurde, praktisch offenkundig – jedenfalls für uns – ignoriert haben und er nunmehr seit zwei Jahren in Schubladen verrottet. Ihr Vorgänger hat ihn in weitsichtiger Weise in Auftrag gegeben, weil er offensichtlich zu den altmodischen Menschen gehört, die auf Grund von Expertisen Pläne entwickeln wollen. Das Pech war nur, dass der Plan erst während Ihrer Amtszeit fertig geworden ist und Sie von Plänen nicht sehr viel halten, wie Sie mir erst kürzlich in einer Anfragebeantwortung mitgeteilt haben. Aber es kann auch sein, dass Sie die Ergebnisse so geschreckt haben, dass Sie dermaßen abgeschreckt waren und gleich beschlossen haben, nichts zu tun und diesen Bericht wegzusperren. 

Aber wie so oft im Leben wird man von der Realität eingeholt. Frau Dr Pittermann, darin stehen Zahlen, die ich noch einmal komprimiert zusammenfasse. Das kann man auch bei aller Fähigkeit zur Dialektik, Rudi Hundstorfer, nicht wegdiskutieren. Auf der Datenbasis 1999/2000 wurden zwei Planungshorizonte herausgearbeitet: 2005 und 2010. Der Bericht – ich wiederhole – ist zwei Jahre alt. Darin steht im Wesentlichen, dass wir 2005 4 000 zusätzliche Pflegeheimplätze brauchen werden, dass wir mit Investitionen zwischen 60 und 340 Millionen EUR rechnen müssen, dass uns in der Pflege 2005 4 000 Personen fehlen werden, davon rund 2 400 diplomierte Pflegepersonen, dass wir gegenwärtig nur 25 Prozent der benötigten Therapeuten, Physiotherapeuten, Ergotherapeuten und Logopäden, haben und dass Sie mit zusätzlichen jährlichen Personalkosten von 130 bis 140 Millionen EUR rechnen müssen. 

Ich weiß schon, das ist ein heftiger Tobak, aber es ändert nichts an der Situation. Die Augen davor zu verschließen, ist wohl das Letzte und das Schlimmste, was man tun kann, weil die Realität da ist. Mit der Realität müssen wir uns auseinander setzen. Die Konsequenzen dieses Nichtstuns sehen wir jetzt und ich fürchte, wir werden es noch oft genug sehen.

Frau Dr Pittermann, es ist fünf nach zwölf! Die Uhr ist abgelaufen! Für mich wäre es auch keine Schande, wenn Sie sich eingestehen, dass Sie in Ihrer Funktion, in Ihrer Tätigkeit gescheitert sind, vor allem deshalb, weil Sie, ich denke, das können Sie durchaus sagen, in Ihrem Leben in anderen Bereichen schon etwas zu Wege gebracht haben und etwas vorweisen können! Niemand ist davor gefeit und hat eine Garantie dafür, nicht in Konkurs zu gehen, man muss nur die richtigen Konsequenzen daraus ziehen! Frau Dr Pittermann, Sie müssen in Ihrer Funktion als Gesundheitsstadträtin Konkurs anmelden! Ich kann nur an Sie appellieren: Machen Sie den Weg frei für einen Neustart des Wiener Gesundheitswesens! (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl Ing Omar Al‑Rawi: Sagen Sie das Ihrem eigenen Bundeskanzler!)

Kein Scheitern ist ein vollkommen einseitiges Scheitern. Aber auch die besten Bergsteiger, Frau Dr Pittermann, wissen, wann sie umkehren müssen. Das zeichnet nämlich den guten Bergsteiger aus. Wenn Sie wirklich etwas für das Wiener Gesundheitswesen, für seine Mitarbeiter, für seine Patienten tun wollen, treten Sie von sich aus zurück! Frau Dr Pittermann, ich garantiere Ihnen, dass die Österreichische Volkspartei das mit Respekt zur Kenntnis nehmen würde! Ich gehe davon aus, dass die anderen Oppositionsparteien ähnlich darüber denken. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRin Dr Sigrid Pilz.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir liegt keinerlei Wortmeldung mehr vor. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich lasse zuerst die vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge und abschließend den vorliegenden Misstrauensantrag abstimmen.

Ich darf mit dem Beschluss- und Resolutionsantrag der Frau GRinnen Neck‑Schaukowitsch und Marianne Klicka betreffend der Existenzsicherung während einer Pflegekarenz beginnen. 

Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN, der ÖVP und der SPÖ, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Als Nächstes zur Abstimmung, ebenfalls von Frau Dr Neck‑Schaukowitsch, von Prof Erika Stubenvoll und von Kurt Wagner: Erhöhung des Pflegegelds.

Darüber wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Ich lasse abstimmen von der ÖVP, von Frau GRin Ingrid Korosec, von Frau GRin Ingrid Lakatha und von Herrn GR Dr Hahn, betreffend die Installierung eines unabhängigen Wiener Pflegeanwalts. 

Hier ebenfalls sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Für die Statistiker unter uns: Wir haben 46‑mal Opposition und 52‑mal Regierungspartei. Nicht nur für die Statistiker unter uns.

Ich lasse als Nächstes abstimmen von der ÖVP, ebenfalls von den drei genannten Gemeinderäten, wie der vorgehende Antrag. 

Auch hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Worum geht es?) – Pardon, das war jetzt von mir gehudelt. 

Es geht um die Verbesserung der Arbeitsbedingungen für das Pflegepersonal der Stadt Wien.

Hier ebenfalls sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Es hat ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. (GR Mag Hilmar Kabas: Wo ist der Gewerkschafter?) – Die Gewerkschaft braucht hier keine Anträge, denn die Gewerkschaft verhandelt bereits fleißig. (GR Mag Hilmar Kabas: Aber den Mund aufreißen!) Hätten Sie der Mitteilung der Frau Stadträtin heute zugehört. 

Ich lasse abstimmen von der ÖVP, ebenfalls von den drei genannten Gemeinderäten, Ausbau der mobilen Pflege und der vermehrten Einrichtung von dezentralen und wohnortnahen Pflegestrukturen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt, nur die Stimmen der Opposition. (StRin Karin Landauer: Es bleibt also alles beim Alten!)

Ich komme zum Antrag der GRinnen Matzka‑Dojder und Dr Neck‑Schaukowitsch betreffend Erleichterung der Ausländerbeschäftigung in Pflegeberufen. 

Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen. (GR Christian Oxonitsch: Da haben die Freiheitlichen auch etwas anderes gesagt!)

Ich lasse abstimmen von den Grünen, von Frau GRin Cordon, betreffend betreute Wohngemeinschaften. 

Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Ebenfalls von den Grünen, ebenfalls von Frau Cordon, betreffend Pflegeausbildung nach neuersten Erkenntnissen und Weiterbildung des geriatrischen Pflegesystems. 

Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Gesundheits- und Spitalswesen verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Dann einen Beschluss- und Resolutionsantrag von GRin Dr Neck‑Schaukowitsch und von mir betreffend Untersuchungsausschuss des Minderheitenrechts. 

Sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. (GR Dr Herbert Madejski: Da hat sich die Gewerkschaft wieder durchgesetzt!)

Wir kommen nun zum vorliegenden Misstrauensantrag der GRe Mag Hilmar Kabas, Dr Matthias Tschirf und Dr Sigrid Pilz. 

Ich möchte vorweg, bevor ich ihn abstimmen lasse, dazusagen, bei diesem Misstrauensantrag, der vorliegt, steht: "In formeller Hinsicht wird die geheime Abstimmung verlangt." Wir sind in der Präsidialkonferenz darin übereingekommen, dass eine geheime Abstimmung hier nicht möglich ist. (GR Mag Hilmar Kabas: Nicht übereingekommen! Ich habe gesagt, dass ich der Gewalt weiche!) Sie haben es akzeptiert, dass wir hier so vorgehen. (GR Heinz‑Christian Strache: Sie lassen es nicht anders zu!) Meine Damen und Herren, ich will jetzt, am Ende des Abends, nicht noch einmal den gesamten Formalismus der Stadtverfassung und der Geschäftsordnung wiederholen. Fakt ist, geheime Wahlen stehen bei uns nur bei der Neuwahl von Bürgermeistern, Stadtsenatsmitgliedern und sonstigen Wahlen drinnen.

Ich lasse das jetzt offen, somit auch sofort, abstimmen. 

Wer für diesen Misstrauensantrag ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Damit sind wir am Ende unserer Sitzung. (Beifall bei 

der SPÖ.)

Ich darf der Frau StRin Pittermann übermitteln, dass der Wiener Gemeinderat ihr nicht das Misstrauen ausgesprochen hat. (GR Mag Hilmar Kabas: Nur eine knappe Mehrheit und nur einzige Fraktion!) 
Somit erkläre ich die heutige Sitzung für geschlossen. 

(Schluss um 18.17 Uhr)

